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(Beginn um 10.05 Uhr)

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ich eröffne die konstituierende Sitzung der vom Wiener Gemeinderat eingesetzten Untersuchungskommission zur Überprüfung der Verwaltungsführung im Bereich der Pflegeheime.

Ich begrüße alle anwesenden Damen und Herren, insbesondere die Damen und Herren Gemeinderäte.

Ich stelle als Sitzungsbeginn 10.05 Uhr fest und bitte zunächst, zum Zweck der Feststellung der Beschlussfähigkeit der Kommission, nach namentlichem Aufruf der Kommissionsmitglieder in alphabetischer Reihenfolge die Anwesenheit durch ein Handzeichen oder durch entsprechende Wortmeldung zu bestätigen.

Herr GR Christian Deutsch.

GR Christian Deutsch: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
Herr GR Dr. Johannes Hahn.

GR Dr. Johannes Hahn: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
GR Rudolf Hundstorfer.

GR Rudolf Hundstorfer: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
GRin Marianne Klicka.

GRin Marianne Klicka: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
GRin Ingrid Korosec.

GRin Ingrid Korosec: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
GR Mag. Helmut Kowarik.

GR Mag. Helmut Kowarik: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
GRin Dr. Claudia Laschan.

GRin Dr. Claudia Laschan: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
GR Siegi Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
GR Jürgen Wutzlhofer.

GR Jürgen Wutzlhofer: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
GRin Dr. Sigrid Pilz.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
GRin Mag. Sonja Ramskogler.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
GRin Mag. Heidrun Schmalenberg.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
GR Dr. Wilfried Serles.

GR Dr. Wilfried Serles: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
GR Kurt Wagner.

GR Kurt Wagner: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ich stelle die Beschlussfähigkeit der Untersuchungskommission fest.

Es liegt ein Antrag an den Gemeinderat auf Einsetzung einer Untersuchungskommission vor.

Ich darf vielleicht Folgendes zunächst sagen: Entweder können wir diesen Antrag wörtlich verlesen – was längere Zeit in Anspruch nehmen würde – oder Sie erlauben mir, dass ich die wesentlichen Punkte dieses Antrages zusammenfasse und in einer Kurzfassung den Antrag bekannt mache. Darf ich die Mitglieder fragen, ob sie mit einer Kurzfassung einverstanden sind?

(Allgemeine Zustimmung.)
Dann darf ich zunächst festhalten, dass es nicht Aufgabe der Untersuchungskommission ist, die zivil-, disziplinar- oder strafrechtliche Verantwortung einzelner Personen festzustellen. Es geht auch nicht darum, aus einzelnen Missständen abzuleiten, dass der sicher verantwortungsvolle, schwierige Beruf des Pflegepersonals insgesamt versagt hätte.

Es ist aber Aufgabe der Untersuchungskommission, durch Aufnahme von Beweisen, die von der oppositionellen Fraktion im Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission angeführten Missstände zu verifizieren, ob Kontrollorgane versagt haben, die Strukturmängel die Missstände ermöglicht haben und ob für all dies eine politische Verantwortlichkeit gegeben ist.

Es muss daher gesagt werden: Der Antrag enthält den Vorwurf von skandalösen und menschenunwürdigen Zuständen im Geriatriezentrum Wienerwald. Es habe die MA 47 bei einer unangekündigten Kontrolle zum Beispiel festgestellt, dass durch seltenes Umlagern eines Patienten Wundliegen verursacht worden ist (bei bettlägerigem Patienten), gesundheitlich besseren Heimbewohnern bei der Bettruhe um 15 Uhr das Tragen von Windeln befohlen worden ist, bei bettlägerigen Patienten wochenlanges Unterlassen der Körperpflege durch Baden und Kürzen der Hand- oder Fußnägel und Waschen der Haare usw. unterlassen wurde. 

Es seien dann in einem Resümeeprotokoll zwischen dem Krankenanstaltenverbund, Generaldirektor Dr. Hauke und kollegialer Führung des Geriatriezentrums Wienerwald Anordnungen vorgesehen worden, die diese Missstände abstellen sollen. Es sollte bis 27. August 2003 darüber berichtet werden. 

Da jahrelang nach Beschwerden von Heiminsassen, Pflegepersonal, Ärzten, Sachwaltern nichts Positives geschehen sei, sei auf ein massives Organversagen zu schließen. 

Der Wiener Landtag habe es verabsäumt, ein neues Pflegeheimgesetz vorzulegen. Erst im Herbst 2002 sei es zu einer Gesetzesvorlage gekommen. 

Es wird daher beantragt, es soll der maßgebliche Sachverhalt zur Überprüfung der Verwaltungsführung und der politischen Verantwortlichkeit der zuständigen Organe der Gemeinde Wien ermittelt werden. Besonderes Augenmerk soll auf die drei Großheime der Gemeinde Wien gelegt werden, nämlich Geriatriezentrum West mit 2 300 Bewohnern, Geriatriezentrum Liesing mit über 300 Bewohnern und Zentrum Baumgarten mit 800 Bewohnern. 

Weiters möge geprüft werden, ob ein Personalmangel gegeben ist. Laut der Gewerkschaft sollen im Geriatriezentrum Wienerwald 70 Planstellen unbesetzt sein. Wem war die personelle Unterbesetzung bekannt? Welche Gründe lagen für lange Absenzen vor? Welche Informationen lagen betreffend dem Personalmangel vor – wann und wem? Es sei zu untersuchen, wie das Beschwerdemanagement beim Bürgermeister, der Magistratsdirektion und beim Krankenanstaltenverbund funktionierte, ob in Behandlung von Beschwerden geeignete Maßnahmen gesetzt wurden und wie die Patientenanwaltschaft in das Beschwerdemanagement einbezogen wurde.

Wie mit freiheitsbeschränkenden Maßnahmen wie Anbinden, Sedieren mit Medikamenten ohne Indikation, Einsperren in Betten umgegangen wurde und wie kontrolliert wurde?

Weiters seien die Fragen der Qualitätssicherung, der Pflegedokumentation und der Weiterbildung des Pflegepersonals zu behandeln. Es gebe einen Pflegeheimplan des Österreichischen Bundesinstitutes für Gesundheitswesen aus dem Jahre 2001, der nicht beachtet worden sei und im Wiener Pflegeheimgesetz - da gibt es einen Entwurf aus dem Jahre 2002 - sei er nicht eingearbeitet worden, es geht zum Beispiel um die Schaffung kleinerer Einheiten. 

Es folgt dann dem Antrag eine Kritik des Pflegeheimentwurfes und Rechtsausführungen über die Rechte der Heimbewohner. Soweit der Antrag.

Es ist dann weiters zu untersuchen, welche Maßnahmen nach der Kenntnisnahme über diese Berichte gesetzt wurden. Daher wird das Verfahren auf bestimmte Bereiche abzugrenzen sein, und zwar insbesondere zunächst einmal zu untersuchen, wieweit diese Pflegeheimmissstände tatsächlich aufgetreten sind. Dann wird zu untersuchen sein, wann und wo die entsprechenden Kontrollen erfolgten. Ob es Kontrollberichte gegeben hat und wem diese zur Kenntnis gebracht wurden. Gibt es schriftliche Berichte über von Betroffenen angezeigten oder von Kontrollorganen selbst festgestellte Missstände und welchen Inhalt hatten diese Berichte gehabt.

Dann kommt weiters: Welche Maßnahmen wurden nach der Kenntnisnahme der Berichte über diese Missstände durch die zuständigen politischen Organe angeordnet, durchgeführt? Weshalb wurde der Pflegeheimplan nicht umgesetzt?

Ich ersuche jetzt die Kommissionsmitglieder, darüber abzustimmen, ob die Beweisaufnahme überhaupt in diesem Umfang erfolgen soll. Und weiters, ob die gestellten Beweisanträge bewilligt bzw. ob die Beweise durchgeführt werden sollen. 

Es gibt bereits vorliegende Beweisanträge. Wir haben seitens der GRÜNEN-Fraktion den Antrag auf Vernehmung des Sachwalters Harald Haas und Vernehmung der Frau Amtsrätin Johanna Ehmsen-Höhnl.

Seitens der ÖVP die Beweisanträge auf Vernehmung der Frau Dr. Elisabeth Pittermann und des Herrn Generaldirektor Dr. Hauke und auch der Frau ARin Johanna Ehmsen-Höhnl und auch des Herrn Sachwalters Harald Haas.

Dann sind hier die Beweisanträge von den GRen Deutsch und andere von der sozialistischen Seite, auch wieder gerichtet auf den Herrn Sachwalter Harald Haas und weiters den Patientenanwalt Dr. Dohr.

Das sind alle vorliegenden Beweisanträge. Werden noch irgendwelche weiteren Beweisanträge gestellt? Bitte, Herr Dr. Serles.

GR Dr. Wilfried Serles: Herr Vorsitzender! Darf ich mich zur Geschäftsordnung melden, bevor wir zur Abstimmung über die Beweisanträge kommen. Ich würde Sie ersuchen, dass wir ausschließlich über die gestellten Beweisanträge abstimmen und nicht generell über den Gegenstand der Untersuchungskommission. Der Gegenstand der Untersuchungskommission ist durch den vorliegenden Antrag hinreichend oder liegt durch den vorliegenden Antrag hinreichend fest und wird in weiterer Folge, solange die Untersuchungskommission tagt, durch Beweisanträge konkretisiert. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegen Beweisanträge der FPÖ, der GRÜNEN, der ÖVP und der SPÖ vor. Über diese Beweisanträge ist abzustimmen, damit sie zum Beschluss erhoben werden können, aber aus meiner Sicht über nichts anderes.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Es bietet sich an, die Verfahrensschwerpunkte zu umgrenzen. Es soll die Vernehmung von Zeugen in eine gewisse Richtung führen. Es wäre durchaus möglich, zunächst einmal nur generell die Zeugen zuzulassen und über die Themen dann im Einzelnen zu befinden. Das ist möglich, aber das hängt von der Kommission und ihren Mitgliedern ab, wie sie es wünschen. 

Ihr Antrag ist, Beweise zuzulassen, ohne aber das Beweisthema beschlussmäßig abzugrenzen.

GR Dr. Wilfried Serles: Ich glaube, wir sollten jedes Mal nur über die Beweisanträge abstimmen, die vorgelegt werden, weil die Beweisanträge letztlich den Gang der Verhandlungen konkretisieren. Ich bin mir sicher, wir werden im Laufe der nächsten Sitzungen noch jede Menge an Beweisanträgen haben, die wir zu beschließen haben oder die auch verworfen werden können. 

Ich würde darum ersuchen, dass wir uns ausschließlich auf die Abstimmung dieser Beweisanträge beschränken. Weil mit diesen Beweisanträgen letztlich das Verfahren und die Verhandlungen hier konkretisiert werden sollen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
Die Frau Dr. Pilz wollte noch etwas dazu sagen? Bitte.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Danke. Herr Vorsitzender! Ich möchte tatsächlich auch bekräftigen, dass es uns darum geht, dass durch den Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission ein gesamter Rahmen abgesteckt ist, der uns in den nächsten Monaten beschäftigen wird und dass wir uns jetzt Schritt für Schritt in die Beweislage und in die Aufnahme und Vernehmung von Zeugen einarbeiten. Ich denke für die ersten ein, zwei Sitzungen haben wir jetzt mit den vorliegenden Beweisanträgen - wo wir uns offensichtlich nicht uneinig sind, welche Zeugen hier gehört werden sollen - eine erste Arbeit vor uns und haben sie auch schon definiert. Ich kann für die GRÜNEN sagen: Unsere beiden Beweisanträge sind für heute tatsächlich das, wo wir beginnen wollen, alle weiteren werden wir dann im Laufe und im Fortgang des Verfahrens einbringen. 

Ich wäre zufrieden, wenn wir heute konkret außer Streit stellen, dass wir auf Basis des Antrags hier arbeiten und uns die konkreten Beweisanträge auch konkret vornehmen. Danke schön.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke. Gibt es dazu eine Äußerung? Herr GR Deutsch.

GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Rahmen und der Anlass ist natürlich der Antrag auf die Einsetzung einer Untersuchungskommission. Der Herr Vorsitzende ist auch darauf eingegangen. Ich sehe keinen großen Widerspruch in der Gesamtargumentation und kann mich daher dem Vorschlag des Vorsitzenden auch anschließen, dass es natürlich sinnvoll ist, Verfahrensschritte festzulegen und damit auch Verfahrensschwerpunkte zu setzen. Das war eigentlich auch das, was wir in der Vorbereitung letzte Woche auch gemacht haben. Dass natürlich dann im Verfahren selber immer weitere Beweisanträge eingebracht werden können, das steht, glaube ich, außer Streit.

Wichtig ist uns, dass zunächst der Sachverhalt, die Ausgangsbasis, der Prüfbericht hier entsprechend überprüft wird. Und auch die Frage, welche Maßnahmen sind hier gesetzt worden.

Ich hätte nur eine Ergänzung zum Herrn Vorsitzenden, der gesagt hat, dass wir zwei Anträge eingebracht haben. Wir haben auch einen dritten, Beweisantrag eingebracht, betreffend die Prüfungsleiterin der MA 47.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
Die Frau ARin Ehmsen-Höhnl haben Sie ebenfalls eingebracht. Ich bedaure, dass ich das übersehen habe, ich will es gerne verlautbaren.

Bitte, Herr GR Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik: Es gibt einen Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission und da ist taxativ und sehr ausführlich festgehalten, was diese Untersuchungskommission machen soll. Damit wir die einzelnen Schritte und die einzelnen Aufforderungen des Antrages auch durchführen werden können, sind die verschiedenen Beweisanträge gestellt worden, damit wir Wahrheitsfindung und so weiter machen können.

Ich kann mir aber nicht vorstellen, dass wir über irgendeinen Beschluss beschränken die Tätigkeit der Befragung oder auch die Beweisanträge usw. Es ist hier vorgegeben, was wir zu tun haben.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
Ich stimme Ihnen durchaus zu, dass durch den Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission schon die Themen bekannt gemacht worden sind. Es war lediglich die Anregung, dass man in einem Beschluss der Kommission die Verfahrensschwerpunkte darstellt, damit es nicht ins Uferlose geht. Denn wir wollen an sich einmal in der Kommission dann zu einem Ergebnis kommen. Nichts anderes hat mein Vorschlag bedeutet. 

Wenn die Kommissionsmitglieder meinen, dass eine Selbstbeschränkung durch einen Beweisbeschluss nicht tunlich sei, bitte, das ist mir durchaus vorstellbar. Bitte, Herr GR Hahn.

GR Dr. Johannes Hahn: Danke. 

Ich wollte nur ins selbe Horn stoßen. Ich sehe überhaupt keinen Grund, dass wir da weiß Gott wie lange über diese Frage diskutieren. 

Wir haben einen Antrag mit einer klaren Aufgabenstellung. Wir sollen einmal anfangen und ich denke im Fortgang des Verfahrens wird sich ohnedies herauskristallisieren, was die Schwerpunkte sind und auf die wird man sich dann konzentrieren. Am Beginn schon zu wissen, wo die Schwerpunkte sind, halte ich eher für schwierig. Ich würde meinen, dass diesbezüglich die Dinge klargelegt sind und wir sollten beginnen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
Wenn die Kommissionsmitglieder der Meinung sind, wir sollen ohne Abrundung der Beweisthemen überhaupt einmal in medias res gehen, bitte, dann ist nichts einzuwenden.

Bitte, Frau GRin Korosec.

Ich würde aus diesem Anlass bitten, dass man immer vorsorglich das Mikrofon dabei hat, weil wir ein Tonbandprotokoll haben und nur dieses dann über den Verlauf der Sitzung Aufschluss gibt und es schwierig ist, das dem Tonbandprotokoll zu entnehmen, wer gesprochen hat.

Bitte, Frau GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec: Herr Vorsitzender!

Zur Geschäftsordnung: Ich beantrage hiermit, dass das Mitglied des Untersuchungsausschusses Herr GR Hundstorfer wegen Befangenheit sich des Amtes enthält und für ihn jemand anderer eingesetzt wird. Ich begründe das damit, dass der Kollege Hundstorfer als Vorsitzender der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten eingebunden ist, er wird auch als Zeuge verhört werden. Ich glaube, aus diesem Grund sollte diese Maßnahme gesetzt werden.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
Danke, Frau GRin Korosec.

Sie wollen zu dem Thema etwas sagen? Bitte, Herr GR Dr. Serles.

GR Dr. Wilfried Serles: Ebenfalls zu diesem Thema. Ich glaube, die Kommission hat ein großes Problem gleich zu Beginn ihrer Arbeit. Das Problem heißt: Rudolf Hundstorfer. Zum einen Vorsitzender der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten und damit Teil des politischen Systems, das für Lainz die Verantwortung trägt. Zum anderen Mitglied der Untersuchungskommission, die ausgerechnet unter anderem auch die Personalsituation im Pflegebereich untersuchen soll, für die letztlich der Herr Hundstorfer als Vorsitzender der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten auch die Verantwortung trägt und die Verantwortung dafür trägt, dass die Personalsituation so ist wie sie ist, nämlich katastrophal.

Dazu ist hinzuzufügen, dass es viele Mitarbeiter im Pflegebereich gibt, die Angst haben. Die Angst davor haben, gemobbt zu werden, versetzt zu werden und hinausgeekelt zu werden.

Herr Kollege Hundstorfer! Ich muss Ihnen jetzt wirklich sagen: Ich habe vor Ihnen noch nie Angst gehabt, aber bei der Vorbereitung der Tätigkeit der Untersuchungskommission haben wir registriert, dass diese Ängste beim Pflegepersonal vorhanden sind. Daher haben wir ein tatsächliches Problem. Ihre Anwesenheit hier wird der Wahrheitsfindung hinderlich sein und nicht dienlich sein. 

Wir haben ein rechtliches Problem und das rechtliche Problem heißt Befangenheit und ist geregelt im § 7 AVG, der auf Grund des § 59c der Wiener Stadtverfassung auch für das Verfahren vor der Untersuchungskommission gilt. Im § 7 AVG ist festgelegt, dass Verwaltungsorgane – und Sie sind als Mitglied der gemeinderätlichen Untersuchungskommission ein Verwaltungsorgan – sich der Ausübung ihres Amtes zu enthalten haben und ihre Vertretung zu veranlassen haben, wenn – ich beschränke mich jetzt auf den vorliegenden Grund – sonstige wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, ihre volle Unbefangenheit in Zweifel zu ziehen. 

Wir haben diese wichtigen Gründe genannt. Ich glaube daher, es besteht für Sie nur eine einzige Möglichkeit, die Sie ergreifen können - wenn Sie nicht riskieren wollen, dass das gesamte Verfahren der Untersuchungskommission von A bis Z mangelhaft ist - und die besteht darin, den Saal zu verlassen und sich durch ein Ersatzmitglied der SPÖ vertreten zu lassen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
Wollen Sie etwas dazu antworten? Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die von Ihnen getätigten Vorwürfe, glaube ich, sind auf das Entschiedenste zurückzuweisen. Es ist das erste Mal, dass ich höre, dass Vertreter der Gewerkschaft für das Personal zuständig sind. Ich halte Ihre Argumentation wirklich für absurd. Es liegt unserer Meinung nach hier weder eine Befangenheit noch eine Unvereinbarkeit vor. Ich bin eigentlich sehr überrascht, dass Sie dieses Thema jetzt zur Sprache bringen, nachdem in der Vorbesprechung letzte Woche, die sehr sachlich und konstruktiv verlaufen ist, davon nicht die Rede war. Ich möchte festhalten, dass der Herr GR Hundstorfer, so wie jeder von uns, hier ein freigewählter Mandatar ist und daher auch das Recht auf die Teilnahme an Kommissionen des Gemeinderates hat.

Es ist aber auch das Nominierungsrecht der einzelnen Fraktionen, sich selbst zu überlegen, wer in die jeweiligen Kommissionen entsandt wird. Ich würde es auch grundsätzlich für einen politisch falschen Weg halten, Interessensvertreter von der Tätigkeit in Parlamenten auch auszuschließen.

Ich möchte aber auch auf das andere Argument, auf das Sie eingegangen sind, Bezug nehmen. Es liegt auch kein Widerspruch vor, wenn jemand, der in der Kommission Mitglied ist, auch gleichzeitig als Zeuge einvernommen wird. Wir haben bereits im Rahmen der letzten Untersuchungskommission auch dieses Thema erörtert, sind damals auch zur Meinung gekommen, dass das möglich ist. Kollege Kenesei war Mitglied der Untersuchungskommission und ist aber auch befragt worden.

Es ist ohne weiteres möglich, dass einzelne Mitglieder der Untersuchungskommission während des Verfahrens – wir wissen noch nicht, welche Beweisanträge eingebracht werden – natürlich auch befragt werden können. 

Es wäre daher auch wirklich absurd, dadurch einzelne Mitglieder der Kommission von der Tätigkeit auszuschließen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: No-ch eine Wortmeldung dazu? Bitte, Herr GR Kowarik.

GR Mag. Helmut Kowarik: Sie haben davon gesprochen, dass es nicht notwendig ist, dass man die Eigenschaft des Gewerkschafters hier an die Tagesordnung bringt. Das sehe ich nicht so, weil der Herr Vorsitzende hat selbst einen Teil des Antrages verlesen, wo steht: „Der Personalmangel im Pflegebereich ist evident. So beklagte zuletzt die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten in einem offenen Brief “ - er hat es auch verlesen - „dass allein im Geriatriezentrum Wienerwald 70 Planstellen unbesetzt seien.“

Das ist nur ein Teil oder ein Punkt der verschiedenen Angelegenheiten und wahrscheinlich auch Angelegenheit der Befragungen, wo wir die Gewerkschaft befragen werden und auch glauben – das wird sich dann im Laufe der Diskussion ergeben, dass sie mit schuld ist an den Zuständen, die in den Pflegeheimen sind. 

Daher glaube ich, dass es doch nicht möglich ist, dass man jemand, der so maßgeblich beteiligt ist an den Vorfällen usw., dass man den einerseits als Zeuge, andererseits als Teilnehmer der Untersuchungskommission gelten lassen kann.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
Frau Dr. Pilz, Sie wollten noch etwas sagen. Bitte, das Thema etwas zu beschränken, weil es eigentlich nicht in der Sache weiterführt. Bitte, Frau GRin.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Danke. Herr Vorsitzender! Ich will es auch wirklich kurz machen. Ich möchte nur das Argument vom Herrn Kollegen Deutsch in der Sache doch zurückweisen, dass der Herr Kollege Kenesei, der tatsächlich in beiden Funktionen in der letzten Untersuchungskommission tätig war - es gibt einen Unterschied, Herr Kollege, er war nicht gleichzeitig ein Interessensvertreter, er hat auch nicht gleichzeitig zwei Seelen in seiner Brust. 

Herr Hundstorfer! Ich schätze Sie persönlich und es geht auch mir ganz sicherlich nicht darum, Sie persönlich für irgendetwas zu beschuldigen. Aber Sie sollten sich für sich selbst schon überlegen, ob das Faktum, dass Sie hier in Ihrer gewerkschaftlichen Funktion hier gehört werden und auch hier aktiv tätig sind und auch eine große Verantwortung haben, ob das tatsächlich vereinbar ist mit Ihrer Rolle, die Sie hier einnehmen werden und sollten. Ob das vereinbar ist, dass Sie sozusagen Zeuge und gleichzeitig Mitglied der Kommission sind.

Es würde, denke ich, dem konstruktiven Fortkommen dieser Kommission dienen, wenn man aus der reichen Mitgliederzahl der Sozialdemokratischen Gemeinderätinnen und Gemeinderäten vielleicht eine Lösung finden könnte, die uns hier nicht aufhält.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber:
Herr GR Hundstorfer, Sie haben sich zu Wort gemeldet. Bitte.

GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, es ist notwendig, ein paar Dinge dort hinzurücken, wo sie hingehören. Einer der Gründe, warum wir hier sitzen, ist unter anderem ein Schreiben der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten der Gruppe aus dem Geriatriezentrum Wienerwald. In Wahrheit ist es ein Schreiben der Personalvertretung von dort, was vom örtlichen Gewerkschaftsausschuss unterschrieben wurde. Das heißt, in Wahrheit ist das, was Sie mir hier vorwerfen, ein Teil dessen, dass wir überhaupt hier sitzen. Das ist Punkt 1.

Punkt 2. Die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten hat noch nie in ihrer gesamten Geschichte Missstände, die in diesem Bereich aufgetreten sind, toleriert, akzeptiert, unter den Tisch gekehrt. Sondern immer sehr aktiv mitgewirkt, diese Missstände abzuschaffen, aufzuarbeiten und - wenn notwendig - auch neue Arbeitsmethoden und, und, und zu entwickeln. Ich darf nur erinnern unter anderem an die Aktivitäten des Jahres 1989.

Punkt 3. Die Befangenheit. Da darf ich schon fragen, Frau ehemalige Volksanwältin Korosec, auch Sie sind hier als Zeugin ohne weiteres möglich. Weil es geht auch bei Ihnen darum, haben Sie in Ihrer ursächlichen ehemaligen beruflichen Tätigkeit etwas über die geriatrische Versorgung Wiens gehört? 

Das heißt, wir können uns alle als Zeugen aufrufen. Demzufolge glaube ich, sollten wir die Sache dort lassen, wo sie ist. Wir sind dazu da, um einen Missstand, einige Missstände, einen Missstand, viele Missstände, was auch immer, aufzuarbeiten, aufzuzeigen und für die geriatrische Vorsorge Wiens neue Erkenntnisse zu gewinnen.

Dass wir als Gewerkschaft hier geschwiegen haben, mitschuldig sind, möchte ich auf das Entschiedenste zurückweisen. Weil sonst würde es unter anderem diese Briefe nicht geben, die Sie auch haben. Sonst würde es unter anderem auch andere Aktivitäten in diesen Häusern nicht geben, die Ihnen auch bekannt sind. Weil wir ganz genau wissen, dass wir alle gemeinsam in der geriatrischen Versorgung Wiens, aber auch Österreichs ein Problem haben, qualifiziertes, ausgebildetes Pflegepersonal in der Zahl zu finden, wie wir es nach unseren Qualitätsansprüchen brauchen. Demzufolge lassen wir bitte die Kuh im Stall. Ich bin hier Mitglied. 

Dann möchte ich auch noch etwas festhalten: Die Angst. Wir reden hier in einer öffentlichen Kommission, wir reden hier nicht von einer geheimen Kommission. Wir reden hier von einer Kommission, wo jede Zeugenaussage automatisch durch die Anwesenheit der Medienvertreter eine veröffentliche Zeugenaussage ist. Das mir umzuhängen, dass in einer öffentlichen Kommission ich zufälligerweise drinnen sitze und Mitarbeiter sich nicht reden trauen, lieber Herr Dr. Serles, Sie haben schon bessere Argumente gehabt. 

Ich glaube, lassen wir es dort, wo es hingehört. Überlegen wir uns gemeinsam, warum Mitarbeiter meinen, sie wollen hier nicht aussagen. Überlegen wir uns gemeinsam, warum wir teilweise so ein Klima haben. Das glaube ich, sollte man auch miteinbedenken.

Ich möchte noch einmal abschließend sagen, ich fühle mich hier überhaupt nicht befangen, sondern mir geht es darum, einzig allein darum, wir wollen für die geriatrische Versorgung Wiens ein hohes Niveau, ein bestmögliches Niveau und daraus müssen wir auch aus diesen Missständen lernen. 

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Herr Dr. Serles! Ich glaube, wir sollten diese Debatte über die Befangenheit oder Nicht-Befangenheit beenden. 

Eines darf ich sagen: Der Vorsitzende kann da eine Entscheidung gar nicht treffen, es ist nach dem Gesetz nicht möglich. Daher führt es nur zu unnötigen weiteren Debatten, wenn wir das jetzt noch ausweiten.

GR Dr. Wilfried Serles: Herr Vorsitzender! 

Ich möchte mich da wirklich auf das Wesentliche beschränken. Ich glaube, dass es notwendig ist, diese wesentlichen Argumente vor Eintritt in die materielle Verhandlung zu diskutieren. Ich bin dem Kollegen Hundstorfer dankbar, dass er auf das Schreiben der Interessensgemeinschaft der Bediensteten des Geriatriezentrums Am Wienerwald hingewiesen hat.

Dieses Schreiben ist tatsächlich beklemmend und Besorgnis erregend. In dem Schreiben steht beispielsweise auch das drinnen, wovor sich viele Pflegerinnen und Pfleger eigentlich fürchten. Da steht drinnen, ich zitiere wortwörtlich: „Sofort nach dem Bekanntwerden dieses Schreibens wird im GZW und im restlichen KAV, dem Krankenanstaltenverbund, die große Verrätersuche einsetzen, die mehr oder weniger erfolgreich die kritischen und damit auch verdächtigen Mitarbeiter ermitteln und anschließend existentiell vernichten wird.“ Das steht da drinnen. Das heißt, das verdeutlicht, welche Angst da bei den vielen, einfachen Leuten herrscht. 

Herr Kollege Hundstorfer! Sie haben eine Möglichkeit, den Pflegerinnen und Pflegern ihre Angst zu nehmen dadurch, dass Sie dieser Kommission fern bleiben. Ihre Anwesenheit kann von denen, die wir in weiterer Folge als Zeugen einvernehmen werden, nur als massives Zeugeneinschüchterungsprogramm der SPÖ gewertet werden. Daher würde ich wirklich plädieren an die Kollegen von der SPÖ, dass sie den Kollegen Hundstorfer durch ein Ersatzmitglied ersetzen, damit wir hier tatsächlich die Wahrheit ermitteln können in dieser Untersuchungskommission.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bitte, Herr Gemeinderat.

GR Kurt Wagner: Ich möchte auf die vorhergehende Polemik des Kollegen Serles eingehen.

Ich darf für mich und meine Fraktion nur eines festhalten: Herr Kollege Serles, wenn man Ihrem Wunsch entsprechen würde, würde im Prinzip die Laiengerichtsbarkeit, die eine gute Gepflogenheit im österreichischen Recht ist, beim Arbeits- und Sozialgericht in Frage gestellt. Ich bin seit 20 Jahren dort Senatsmitglied. Dort werden Fälle verhandelt, die den Versicherungsbereich betreffen. Ich persönlich bin Vorsitzender der Versicherungsangestellten. Ich bin noch nie von einem Mitglied der Kommission, von einem Berufsrichter dort in Frage gestellt worden, objektiv hier in einem Sachverhalt zu handeln.

Ich glaube, die Befürchtung, die Sie haben, und das unterstelle ich Ihnen jetzt ist, der Herr GR Hundstorfer ist ein exzellenter Kenner der Materie, kennt natürlich die Probleme vor Ort. Das ist die Befürchtung, die Sie haben.

Ich würde mir wünschen, dass wir jetzt endlich in die Verhandlungen eintreten und nicht des Langen und Breiten über Befangenheit oder nicht Befangenheit diskutieren. Genauso gut könnte ich sagen, auf Grund Ihrer vorherigen Wortmeldungen, wo Sie bereits Urteile festlegen, wo Sie jetzt nicht da herkommen und wir gemeinsam etwas untersuchen, sondern Sie wissen bereits, wahrscheinlich, was heraus kommen soll. Dann wären Sie genau so befangen und müssten eigentlich vor dieser Kommission Ihre Befangenheit erklären.

Ich glaube, das bringt nichts. Ich möchte das auch nicht. Darum hören wir mit diesen gegenseitigen, nicht wirklich vorhandenen Vorwürfen auf.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke. Ende dieser Debatte über die Befangenheit. Wir können Sie hier ... (Eine Wortmeldung.) Wir werden das nicht mehr fortsetzen, bitte. Die Befangenheitsfrage kann hier ohnedies nicht gelöst werden durch die Kommission selbst, sondern ist auf politischer Ebene zu lösen.

GR Dr. Wilfried Serles: Nein, nein! Dann möchte ich einen Antrag stellen und über den Antrag wird dann in weiterer Folge abzustimmen sein.

Ich stelle den Antrag: Die Kommission möge beschließen, die Befangenheit des Kollegen Hundstorfer laut § 7 AVG festzustellen und den Kollegen Hundstorfer ersuchen, sich durch ein Ersatzmitglied vertreten zu lassen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Der Antrag ist protokolliert. Bitte, kommt eine Wortmeldung zu diesem Antrag?

GR Mag. Helmut Kowarik: Zu diesem Antrag und zu dieser Debatte. Es ist so, dass es den Anschein hätte, wie wenn schon vorher hier der Herr Kollege Hundstorfer hier als Zeuge aussagen würde. Es wurden verschiedene Sachen festgestellt ... (Zwischenruf.) Nein, nein. Er hat verschiedene Sachen festgestellt, worüber man diskutieren müsste und wo eigentlich es notwendig wäre, ihn auch gleichzeitig zu befragen. 

Ich möchte etwas grundsätzlich und ganz Bedeutungsvolles sagen. Der Herr Kollege Serles hat davon gesprochen, dass hier die Angst umgeht. Bitte, das wird von vielen Leuten festgestellt.

Ich möchte hier zitieren die Christine Ecker für den Berufsverband der Pflegeberufe. Da heißt es unter anderem in einer Aussendung von ihr, da steht alles Mögliche und auch „Pflegende werden in Österreich einer Hetze ausgesetzt“ usw. „Sollten sie die Wahrheit sagen bzw. die Strukturmängel aufdecken oder anzeigen, droht ihnen der Arbeitsplatzverlust.“ Das ist doch etwas, das ist ganz deutlich belegt, dass hier ein Zusammenhang damit ist, dass Verantwortliche hier in der Kommission mitreden wollen und die dann letztendlich über sich selbst urteilen sollen. 

Ich möchte noch etwas anderes feststellen. Ich erinnere mich an die letzte Gesundheitsausschusssitzung, wo die Frau StRin Pittermann selbst gesagt hat, bei der Vorstellung des Ombudsmannes, dass es auf Grund der Tatsache, dass viele Leute Angst haben und zwar sowohl betroffenes Pflegepersonal als auch Angehörige, dass es notwendig war, hier den Ombudsmann einzurichten. Auch der Ombudsmann Herr Dr. Vogt hat in seiner Vorstellung mitgeteilt, dass die Leute angstfrei und wertfrei und ohne irgendeiner Behinderung an ihn herantreten können und dass er seine Aufgabe darin sieht, zu agieren.

Hier steht ganz deutlich im Raum, dass zu befürchten ist, dass viele Zeugen nicht aussagen wollen, weil sie Angst haben und das ist vielfach dokumentiert.

Wir meinen auch, dass im Zusammenhang mit der Gewerkschaft ist, weil sie jahrelang vielleicht etwas aufgezeigt hat, aber nicht bereit war, etwaige Änderungen dann durchzuführen. 

Im Zusammenhang mit dieser Angelegenheit können wir nicht zusehen, dass der Herr Hundstorfer hier bei uns als Mitglied in der Kommission auftritt.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ich habe Ihre Ausführungen gehört, halte aber noch einmal fest, dass das Thema der Befangenheit hier von der Kommission nicht weiter behandelt werden kann, weil es verfassungsmäßig nicht möglich ist. 

In der Stadtverfassung wird auf das AVG verwiesen.

GR Dr. Wilfried Serles: Ich darf mich noch einmal zur Geschäftsordnung melden.

Ich zitiere den § 59c Abs. 2 der Wiener Stadtverfassung, pardon § 59d Abs. 2 der Wiener Stadtverfassung, wo Folgendes drinnen steht:

„Soweit im Folgenden keine besonderen Vorschriften enthalten sind, ist auf die von Untersuchungskommissionen verfahrensmäßig vorzunehmenden Beweiserhebungen das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 AVG anzuwenden.“ Erledigungen und so weiter sind von der Untersuchungskommission zu beschließen und vom Vorsitzenden zu unterfertigen.“

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Das haben wir schon festgehalten, dass das AVG subsidiär anzuwenden ist.

GR Dr. Wilfried Serles: Es gilt für das gesamte Verfahren in der Untersuchungskommission - und wir beschäftigen uns nahezu ausschließlich mit Beweiserhebungen - das AVG und daher auch der § 7 AVG, der die Befangenheit von Verwaltungsorganen regelt und damit die Befangenheit vom Verwaltungsorgan Hundstorfer regelt.

Wir haben festgestellt, dass in der Person des Kollegen Hundstorfer ein wichtiger Grund vorliegt, der geeignet ist, seine volle Unbefangenheit in Zweifel zu ziehen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Das haben Sie schon gesagt. Bitte, zu entscheiden haben ...

GR Dr. Wilfried Serles: Und dass er sich daher der Ausübung seines Amtes zu enthalten haben wird und seine Vertretung zu veranlassen haben wird. Wenn das sozusagen nicht automatisch passiert und die SPÖ von sich das erkennt, dann würde ich darauf Wert legen, dass die Untersuchungskommission das beschließt. Daher habe ich diesen Antrag gestellt, weil dann haben wir es wenigstens schwarz auf weiß dokumentiert.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Herr Dr. Serles! Es ist trotzdem so, dass die Untersuchungskommission nicht selbst die Befangenheit aussprechen kann. Bitte.

GR Dr. Johannes Hahn: Herr Hofrat! Ich würde sagen, dieser Antrag hat einen appellativen Charakter und über so etwas kann man sehr wohl abstimmen.

Es ist sozusagen die Aufforderung gegebenenfalls an den Kollegen Hundstorfer, dieses Mandat nicht wahrzunehmen, wenn dieser Ausschuss mehrheitlich ohnedies anderer Auffassung ist, wird man es feststellen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Dieser Appell wurde ohnedies zur Kenntnis genommen, er wurde laut genug ausgesprochen. Der appellative Charakter ist gegeben.

GR Dr. Johannes Hahn: Man kann ihn manifester machen durch eine Abstimmung. Nichts anderes wird hier beantragt.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Eine förmliche Abstimmung dafür ist nicht vorgesehen.

Bitte.

GR Kurt Wagner: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte noch einmal festhalten, dass es das Recht der einzelnen Fraktionen ist, ihre Mitglieder für die jeweiligen Ausschüsse und Kommissionen auch zu nominieren. Ich finde es wirklich bedauerlich, dass hier von einigen Vertretern in der Kommission ein Polit-Hickhack veranstaltet wird. Weil es doch letztendlich darum gehen sollte, dass wir uns dem eigentlichen Thema zuwenden.

Wir sind der Meinung, dass es sich bei dem zu untersuchenden Thema um ein sehr ernstes Thema handelt und um ein sehr wesentliches Thema handelt. Dass es darum geht, die festgestellten Missstände in einem bestimmten Bereich auch tatsächlich zu untersuchen. 

Dass wir aber auch als Untersuchungskommission sehr wohl in der Tätigkeit auch die Chance darin sehen sollten, von den vielen Verdächtigungen, die es in den letzten Wochen auch gegeben hat, zu konkreten Aussagen zu kommen, die letztendlich auch beweisbar sind. 

Ich meine auch, dass es die Chance dieser Untersuchungskommission ist, letztendlich zu einem gesellschaftlich verdrängten Thema auch Stellung zu beziehen. Nämlich zur Frage der Versorgung von alten Menschen, zur Frage des Stellenwertes älterer Menschen in dieser Gesellschaft. Das ist nicht ein Wiener Thema, das ist nicht nur ein österreichweites, sondern ein internationales Thema. Schauen Sie sich an, das ist nahezu in jedem Staat der Europäischen Union ein Thema. Ich würde sehr wohl dies auch als Chance dieser Untersuchungskommission es sehen, Themen, die verdrängt sind in der Gesellschaft und deshalb auch so eruptiv an die Oberfläche, auf Grund einer Fehlleistung, gekommen sind, auch zu bearbeiten. Ich würde wirklich vorschlagen, dass wir mit unserer Tätigkeit beginnen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bitte, die letzte Wortmeldung noch, Frau Schmalenberg.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Mitglieder der Kommission! Ich habe sehr viele Stunden investiert in die Vorbereitung dieser Kommission und auch viele Tage Gespräche mit Bediensteten der Gemeinde Wien geführt, die hier unter Umständen oder eventuell als Zeugen aussagen könnten.

Ich möchte hier festhalten, dass die Mitarbeiter der Gemeinde Wien eine hervorragende Leistung erbringen und gerade im Pflegebereich ein besonders schwere Tätigkeit ausüben. 

Ich möchte auch ganz deutlich feststellen, dass es nicht um die Gewerkschaft als solches geht, um den einzelnen Funktionär, der nicht dienstfreigestellt ist, der seine Tätigkeit neben dem harten Job ausübt und sich voll für die Kollegen einsetzt, sondern es geht uns um die Gewerkschaftshierarchie und um die Spitze dieser Hierarchie in der Person des Vorsitzenden der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten. Wir wollen, dass in dieser Kommission die Sache auf den Punkt gebracht wird. Dass die Leute über die wirklichen Zustände berichten. Wir haben daher ein Zeugenschutzprogramm gefordert für die Bediensteten, die hier aussagen. Sie lachen darüber, aber das ist nicht lustig, den Leuten geht es um ihre Existenz, denen geht es um ihren Arbeitsplatz. (Zwischenrufe.) Weil sie sich nicht getraut haben, etwas zu sagen. Es gibt unzählige Beispiele, wo die Mitarbeiter, die auf Missstände hingewiesen haben, gemobbt worden sind vom Anfang bis zum Ende. Vom Verlust des Arbeitsplatzes, von Versetzung, die ärgsten Probleme bekommen. Ein Teil des Zeugenschutzprogrammes muss sein, dass die SPÖ einsieht, dass es problematisch ist, wenn der Herr GR Hundstorfer in dieser Kommission sitzt.

Ich möchte hier nur ein Schreiben verlesen. Hier schreibt eine Mitarbeiterin: „Als diplomierte Gesundheits- und Krankenschwester kann ich nur sagen, dass auf Grund der Teilnahme des Gewerkschafters Hundstorfer dem Personal die Gelegenheit genommen wird, vor diesen Untersuchungsausschuss zu treten. Ich sowie einige meiner Kolleginnen und Kollegen im Geriatriezentrum Wienerwald benötigen den Arbeitsplatz. Wir haben Angst vor der Gewerkschaft, da diese, wie man jetzt wieder sieht, den Arbeitgeber vertritt und das eben in der Person von Herrn Hundstorfer. Wir ersuchen daher, dass Sie sich einsetzen, dass ein Gewerkschaftsfunktionär nicht in diesem Gremium sitzt.“

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn die Mitarbeiter der Gemeinde solche Schreiben an uns richten, an die Stadträtin Landauer namentlich, dann muss ich Ihnen einmal sagen, überlegen Sie sich, worum es Ihnen geht. Geht es Ihnen um die Findung der Wahrheit? Ja oder nein?

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke, Frau GRin Schmalenberg. (Zwischenruf.)
Ich glaube, wir können jetzt diese Debatte beenden.

GR Dr. Wilfried Serles: Ich will jetzt nur wissen: Lassen Sie den Antrag zu? Werden Sie darüber abstimmen? Oder lassen Sie den Antrag nicht zu?

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Nein.

GR Mag. Helmut Kowarik: Es ist etwas Marginales hier. ... wir können den Beweis erbringen, dass es aber sehr wohl wahr ist, dass die Leute sich fürchten, dass sie Angst haben usw.

Ich habe hier die Mitarbeiterbefragung, die vor Jahren vom KAV durchgeführt worden ist. Da steht deutlich drinnen, dass die Leute Angst haben. Sie zeigen auf die verschiedenen Missstände, können es aber nicht umsetzen, weil sie um ihren Platz fürchten.

Auf der anderen Seite haben wir gehört, dass von Seiten der Gewerkschaft das eine oder andere festgestellt wurde, aber eben nicht durchgeführt wurde, nicht zum Besseren der Verhältnisse. Da können wir es eigentlich nicht zulassen, dass Herr Kollege Hundstorfer hier als Mitglied der Kommission anwesend ist, wo er doch eigentlich mit schuld an dem System ist.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Wir haben das alle gehört und wir gehen jetzt weiter in der Sache selbst.

Ich habe noch vorzutragen, dass seitens der Klubs sachkundige Personen genannt worden sind. Seitens des SPÖ-Klubs Herr Alfred Kubu, seitens der ÖVP ist Herr Mag. Philipp Meisel genannt worden, seitens der GRÜNEN-Fraktion ist Frau Margot Ham-Rubisch genannt worden.

Dann halte ich weiter fest, dass auch der Herr OSR Dr. Graf als Auskunftsperson in Bezug auf die sachlichen Zusammenhänge eingeladen wurde.

GR Dr. Wilfried Serles: Wir haben Herrn Brucker als Vertrauensperson genannt.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Nehmen wir es für das Protokoll. Wen haben Sie als sachkundige Person genannt?

GR Dr. Wilfried Serles: Lukas Brucker.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Lukas Brucker.

Dann können wir in die Einvernahme des Zeugen Haas schreiten. Bitte, Herr Haas, nehmen Sie Platz. Sie werden hier unter Wahrheitspflicht als Zeuge gehört. Eine Falschaussage würde strafrechtliche Verantwortung mit sich bringen. Auf einzelne Fragen, die Ihnen persönlich zum Nachteil gereichen würden, brauchen Sie keine Antwort zu geben.

Zunächst einmal Ihre Personalien. Sie heißen?

Harald Haas: Harald Haas.

(Personalien wurden bekannt gegeben.)

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Von Beruf sind Sie?

Harald Haas: Behindertenbetreuer.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sie sind als Sachwalter tätig, stimmt das?

Harald Haas: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Üben Sie diese Tätigkeit schon längere Zeit aus?

Harald Haas: Ein bisschen über drei Jahre.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Drei Jahre?

Harald Haas: Etwas darüber, ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sind Sie für mehrere Betreute oder Betroffene Sachwalter oder haben Sie nur die eine besachwaltete - wir nennen sie betroffene Frau K., ich will den Namen nicht aussprechen aus Schutzgründen. Sie betreuen die Frau K. als Sachwalter.

Harald Haas: Ich habe insgesamt fünf Klienten/Klientinnen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Von welchem Gericht wurden Sie bestellt?

Harald Haas: Von verschiedenen Gerichten.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ich meine für die Frau K.

Harald Haas: Hietzing.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Besuchen Sie die Frau K. regelmäßig im Geriatriezentrum? Und eine weitere Frage: War sie schon im Geriatriezentrum, als Sie ihr Sachwalter geworden sind? 

Harald Haas: Ich besuche die Klientin schon ca. einmal im Monat. Die Klientin war schon besachwaltet bzw. im Geriatriezentrum, als ich sie übernommen habe. 

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ihre Besuche sind regelmäßig erfolgt? Monatlich oder wöchentlich?

Harald Haas: Monatlich, monatlich, also mindestens einmal im Monat.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ein-mal im Monat. Und seit wann haben Sie bemerkt, dass es ihr nicht gut geht, dass sie nicht richtig betreut wird, dass es Probleme gibt?

Harald Haas: Ziemlich am Anfang meiner Tätigkeit bei ihr, also schon vor drei Jahren.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Schon vor drei Jahren. 

Harald Haas: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Und welche Mängel haben Sie festgestellt oder welche Schwierigkeiten haben Sie festgestellt?

Harald Haas: Also, vorrangig, dass sie ständig im Bett liegt, obwohl sie das selber nicht will und das war so das Hauptanliegen von ihr.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Also, sie wurde im Bett gehalten, obwohl sie nicht wollte. 

Harald Haas: Genau.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: War es aber nicht vielleicht medizinisch notwendig, wenn sie bettlägerig ist?

Harald Haas: Nein, war es nicht.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Können Sie sagen, was ungefähr ihre Leidenszustände waren? Waren sie geistiger oder körperlicher Natur?

Harald Haas: Hauptsächlich körperlicher Natur, aber ich denke, das war nicht der Grund, warum sie im Bett liegt, also im Bett liegen sollte. Sie hat einen Rollstuhl und kann sehr wohl auch heraußen sitzen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Und haben Sie mit den zuständigen Pflegerinnen darüber gesprochen, eine Änderung herbeizuführen?

Harald Haas: Nicht nur mit den Pflegerinnen, auch mit den Ärzten dort, mehrmals.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Wissen Sie noch, mit welchen Ärzten? Können Sie mir da einen Namen sagen?

Harald Haas: Unter anderem die Frau Dr. Wetschka. 

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Und was war die Antwort?

Harald Haas: Personalmangel. Sie wissen das Problem, aber sie können es nicht ändern.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Und wann haben Sie sich an die MA 47 gewendet, um Abhilfe?

Harald Haas: Heuer im Mai, glaube ich, war das.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Und was war dort die Reaktion? Wurde Ihre Beschwerde oder Ihr Ersuchen zur Kenntnis genommen?

Harald Haas: Ja, die haben dann das zur Kenntnis genommen und haben dann eine Kontrolle gemacht im Pflegeheim.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Und haben Sie dann auch mit der Frau K. ein Gespräch darüber geführt? Hat sie bei Ihnen gesagt, dass es jetzt besser ist oder was geschah?

Harald Haas: Natürlich habe ich nach wie vor Kontakt zur Klientin und es geht ihr sicher besser, weil sie jetzt nicht mehr ständig im Bett liegt und das sagt sie auch.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Also, eine Besserung hat sie Ihnen berichtet?

Harald Haas: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ja. Und haben Sie auch den Zustand der anderen Zimmerbewohner gesehen? Wie war der?

Harald Haas: Natürlich habe ich das auch gesehen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bitte.

Harald Haas: Natürlich habe ich den auch gesehen und es sind einige Patientinnen dort, die massiv geklagt haben und ich glaube aber, hier umsonst.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Massiv geklagt haben worüber?

Harald Haas: Zum Beispiel, dass sie im Bett liegen. Es gibt da eine Patientin, die sehr oft schreit, sie will nicht ins Bett und ist dann, trotzdem ich die Schwestern gebeten habe, sie sollen etwas tun, drinnen geblieben.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Und haben Sie auch noch in letzter Zeit jetzt die Frau K. besucht?

Harald Haas: Ja, natürlich.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Und wie haben Sie da sie vorgefunden?

Harald Haas: Sie war heraußen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sie war - ? 

Harald Haas: Sie war heraußen, also nicht im Bett.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Und wie war die Ernährung der Frau K.? Ist sie gefüttert worden oder hat sie selbst essen können?

Harald Haas: Teilweise, also bei der Ernährung war ich nicht dabei, aber wenn sie Kuchen gegessen hat, hat sie den selber gegessen und sonst halt aus Schnabelhäferl getrunken.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Hat sie Zahnprothesen gehabt?

Harald Haas: Nein.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Keine.

Harald Haas: Nein.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Und war sonst die Körperpflege in Ordnung oder jetzt in letzter Zeit? Ich meine, war sie sauber und gewaschen?

Harald Haas: In letzter Zeit schon, ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sehen Sie einen Unterschied zu früher, nämlich vor Ihrer Zeit?

Harald Haas: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bitte, wir machen der Reihe nach die Befragung. Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Danke, Herr Vorsitzender. Ich stelle mir das jetzt da herüber, damit ich mit Ihnen reden kann. 

Herr Haas, Sie haben jetzt geschildert, dass Sie seit drei Jahren tätig sind für die Frau K. und Sie haben geschildert, dass Sie sich mehrmals an Ärzte, Pfleger und Personal gewandt haben, was also den Zustand oder die Beschwerden der Frau K. betroffen hat. Sie haben von einem Gespräch jetzt dem Herrn Vorsitzenden mit der Frau Dr. Wetschka gesprochen, wo diese gemeint hat, Personalmangel wäre der Grund.

Schildern Sie einmal bitte, wie war denn das sonst? Sie kommen hin und Sie stellen fest, die Frau K. liegt im Bett. Erste Frage: Kann sie sich selber sozusagen auch nicht helfen, war sie fixiert und was haben die Pfleger gesagt, wenn Sie gesagt haben, wieso liegt denn die Frau K. im Bett und um welche Uhrzeit sind Sie so üblicherweise gekommen? Erzählen Sie es einmal ein bisschen.

Harald Haas: Also, die Frau K. kann sich selber nicht helfen und auch nicht selber gehen. Sie liegt in einem Bett, wo rechts und links diese …

GRin Dr Sigrid Pilz: Gitter sind, oder?

Harald Haas: Nein, nicht Gitter, aber so Vorrichtungen, dass sie nicht herausfallen kann.

GRin Dr Sigrid Pilz: Also, sie kann von alleine das Bett nicht verlassen?

Harald Haas: Nein, das kann sie ja sowieso nicht, wenn diese Schranken nicht da wären... Was war noch die Frage?

GRin Dr Sigrid Pilz: Also, Sie kommen hin, Sie stellen fest, es ist welche Uhrzeit, dass sie im Bett liegt, was war das so üblicherweise?

Harald Haas: Egal, zu welcher Uhrzeit ich komme. Also, 90 Prozent meiner Besuche habe ich die Frau K. im Bett angetroffen.

GRin Dr Sigrid Pilz: Im Bett angetroffen, obwohl sie das nicht wollte und obwohl sie körperlich in einem Zustand war, wo sie das gekonnt hätte. Also, wenn Sie am Vormittag hingekommen sind, war sie auch noch oder schon im Bett?

Harald Haas: Ja, genau.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und Sie haben sich dann an das Pflegepersonal gewandt und was haben Sie da gesagt? Ich versuche, mir das jetzt plastisch vorzustellen.

Harald Haas: Eben, dass die Frau K. das nicht will und heraußen sitzen will und nicht ständig im Bett liegen und die Ausreden waren verschieden. Hauptsächlich war es eben, dass Personalmangel da war, aber auch von Sachen, wie heute regnet es und da haben wir uns gedacht, sie braucht gar nicht aufstehen oder so.

GRin Dr Sigrid Pilz: Es regnet doch nicht im Zimmer, nehme ich doch an.

Harald Haas: Ja, aber das sind die Sachen, die halt so rüber gekommen sind.

GRin Dr Sigrid Pilz: Das heißt, worin hätte die Arbeit bestanden, dass man der Frau K. in einen Schlafrock hilft, sie vielleicht auch sonst mit Schuhen versorgt und dass man sie in den Rollstuhl setzt. Wie viel Arbeit wäre denn das gewesen?

Harald Haas: Vielleicht eine Viertelstunde, weil sie wird mit einem Kran herausgehoben und dann angezogen oder in den Schlafmantel, je nachdem, und in den Rollstuhl gesetzt und dann zum Tisch hinübergeschoben.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und haben Sie das Argument gelten lassen, dass es kein Personal gibt? Wie sind Sie damit umgegangen? Haben Sie die Frau K. liegen gelassen im Bett oder haben Sie ihr selber raus geholfen? Wie sind Sie umgegangen damit?

Harald Haas: Nein, ich habe das dem Pflegepersonal gesagt. Ich habe sie selber nicht herausgehoben, weil ich das nicht kann, außerdem ist es auch nicht meine Aufgabe. Und von den Schwestern ist das dann nicht getan worden, trotzdem ich etwas gesagt habe.

GRin Dr Sigrid Pilz: Sie haben das sozusagen immer nur gesagt, ab wann haben Sie denn formelle Beschwerde eingelegt?

Harald Haas: Bei der MA 47 meinen Sie jetzt?

GRin Dr Sigrid Pilz: Also, bis dahin haben Sie es einfach immer wieder gesagt und es hat genau nichts genützt?

Harald Haas: Genau. Also, nicht nur gesagt, wir haben auch Gespräche geführt darüber und dann im Mai habe ich eben die MA 47 eingeschaltet, weil ich gesehen habe, das nützt nichts und der Zustand meiner Klientin hat sich nicht wirklich gebessert bis dorthin.

GRin Dr Sigrid Pilz: Hat sich der Zustand Ihrer Patientin, Sie sind kein Arzt, aber Sie sind Sachwalter und dafür im Interesse Ihrer Patientin ja dort, hat sich der Zustand Ihrer Klientin verschlechtert durch das ständige Liegen im Bett?

Harald Haas: Der körperliche Zustand meinen Sie jetzt?

GRin Dr Sigrid Pilz: Ich stelle mir vor, das hat für Körper und Seele Konsequenzen.

Harald Haas: Nachdem ich sie schon so kennen gelernt habe, eben ständig im Bett, kann ich nicht sagen, wie es vorher war, als sie noch gehen konnte, aber ich vermute schon, weil sie ja ständig gejammert hat, sie will das nicht. Also, ich denke mir, war es schon ein Problem für sie.

GRin Dr Sigrid Pilz: Was hat sie denn selber zu Ihnen gesagt?

Harald Haas: Dass sie jetzt schon wieder im Bett liegt und sie will aufstehen und sie will nicht dauernd im Bett liegen, sie ist kein kleines Kind usw.

GRin Dr Sigrid Pilz: Einsichtige Feststellung. Sagen Sie, und in dem Prüfbericht ist ja auch festgehalten, dass die Frau K. ungepflegt war, ungewaschen, ungewaschene Haare, ihre Füße waren nicht gestützt. Haben Sie diese Feststellungen auch gemacht?

Harald Haas: Ja, schon. Nur war vorrangig für mich eben der Wunsch der Frau K., eben nicht im Bett zu liegen, weil über das hat sie sich beschwert und nicht über die Pflege. Aber es ist mir schon aufgefallen natürlich, dass sie manchmal streng gerochen hat oder nicht saubere Wäsche an hatte. Nur habe ich halt nie unter die Decke hineingeschaut, weil das ja sehr intim war und konnte auch nicht feststellen, ob sie jetzt wirklich gewaschen war oder gewickelt oder auch nicht.

GRin Dr Sigrid Pilz: Das heißt, Frau K. hatte ständige Windeln oder halt Inkontinenzprodukte, wie man gescheiter sagt. Und wie lange war sie schon zu dem Zeitpunkt, wo Sie sie übernommen haben, im Geriatriezentrum Am Wienerwald?

Harald Haas: Frau K. ist jetzt ca. 37 Jahre in geriatrischer Pflege.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und haben Sie den Eindruck, dass das der richtige Ort für eine Versorgung oder der richtige Lebensraum für sie ist?

Harald Haas: Nein.

GRin Dr Sigrid Pilz: Nein, weil?

Harald Haas: Erstens in einem Riesensaal mit sechs anderen Patientinnen.

GRin Dr Sigrid Pilz: Sie ist in einem 7-Bett-Zimmer.

Harald Haas: Ja. Also, ich glaube nicht, dass das recht lustig ist, ständig irgendwelche …

GRin Dr Sigrid Pilz: 37 Jahre im 7-Bett-Zimmer.

Harald Haas: Ich meine, ich weiß nicht, ob sie ständig in dem Saal war, das habe ich nicht nachverfolgt, wo sie war, als sie ins Geriatriezentrum kam. Ich denke mir, wie ja eben zu wenig getan wird mit ihr. Ich meine, immer heraußen sitzen und vor einem plärrenden Fernseher zu sitzen, ist auch nicht lustig ein ganzes Leben lang. Also, von da her ist es nicht optimal.

GRin Dr Sigrid Pilz: Sagen Sie - und haben Sie diese Einschätzung, die Sie jetzt hier geben, das ist nicht ein geeigneter Ort, wenn sie 37 Jahre dort ist, ist sie also zumindest in ihren mittleren Jahren, sie ist ja schon eine hochbetagte Dame, soviel ich weiß, aber dann ist sie zumindest in ihren 40igern oder 50igern hingekommen. Haben Sie nie Vorschläge gemacht, sie anderswo unterzubringen oder ist es jetzt eigentlich dazu zu spät? Wie schätzen Sie das ein?

Harald Haas: Ich habe einmal mit ihr darüber gesprochen, ziemlich am Anfang, als ich dort anfing, war die Rede, dass das Geriatriezentrum umgebaut wird und die Frau K. auf eine andere Station kommt, auf ein kleineres Zimmer, was aber dann nie geschehen ist und da haben wir mir ihr gesprochen und das hat sie in Angst versetzt, dass sie sich jetzt da woanders hinbegeben muss und eine Veränderung und so. Ich denke mir, für eine alte Dame ist das nicht einfach. Ich denke mir, es wäre sicher letztendlich toll gewesen, wenn man sie dann auch richtig begleitet hätte.

GRin Dr Sigrid Pilz: Die Frau K. hat einen einfachen und sehr menschlichen Wunsch geäußert, ich will nicht den ganzen Tag im Bett liegen. Was hat sie denn für einen Intimraum, für eine Privatsphäre gehabt?

Harald Haas: Gar keinen.

GRin Dr Sigrid Pilz: Gar keine heißt?

Harald Haas: Na ja, wenn man mit sieben anderen Leuten oder sechs anderen Leuten ständig im Zimmer ist, ohne Mauer dazwischen. 

GRin Dr Sigrid Pilz: Ein Nachtkasterl ist es wohl gewesen. 

Harald Haas: Ja, ein Nachtkasterl.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und sagen Sie, Ihre Beschwerde, haben Sie Reaktionen bekommen, jetzt sozusagen ist ja doch auch eine relativ große mediale Aufregung rund um dieses Ereignis gegeben. Sind Sie kontaktiert worden vom Geriatriezentrum oder vom Krankenanstaltenverbund oder von der Frau Stadträtin?

Harald Haas: Nein. Einzig und allein von der MA 47, die sich darum gekümmert hat.

GRin Dr Sigrid Pilz: Sonst Schweigen im Walde.

Harald Haas: Ja.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und Sie haben gesagt, dass der Zustand der anderen, ebenfalls der anderen, die Sie dort im Zimmer sozusagen miterlebt haben, einer war, wo Sie massive Klagen gehört haben. Worüber haben denn die anderen so geklagt?

Harald Haas: Hauptsächlich eben um zu wenig Anerkennung offensichtlich und ständig im Bett liegen zu müssen.

GRin Dr Sigrid Pilz: Also, das, im Bett zu liegen, auch zu einer Zeit, wo man überhaupt nicht müde ist, für Menschen, die eigentlich nicht bettlägerig sind, war nicht die Ausnahme in dem Zimmer.

Harald Haas: Nein, überhaupt nicht, im Gegenteil.

GRin Dr Sigrid Pilz: Im Gegenteil. Da sind viele im Bett gelegen, die genau dort nicht sein wollten.

Harald Haas: Genau.

GRin Dr Sigrid Pilz: Sie haben zuerst gesagt, eine Dame, nehme ich an, weil es ein Zimmer für Damen war, sie schreit, sie will nicht ins Bett. Was hat denn das bewirkt?

Harald Haas: Gar nichts.

GRin Dr Sigrid Pilz: Ich meine, wenn meine Kinder geschrieen haben, sie wollen nicht ins Bett, kann ich mit ihnen reden. Was hat man denn gemacht?

Harald Haas: Gar nichts. Ich habe das den Schwestern gesagt, eben.

GRin Dr Sigrid Pilz: Ja, hat sie denn jemand ins Bett buchsiert?

Harald Haas: Sie war schon im Bett, als ich kam.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und sie wurde nicht mehr herausgeholt.

Harald Haas: Es war dann öfters so bei der einen Dame und einmal war auch – ich habe bei meiner Klientin eine Validation …

GRin Dr Sigrid Pilz: Eine bitte …?

Harald Haas: … eine Validation und diese Dame, ich war zufällig einmal dabei, als diese eine Klientin so massiv geschrieen hat, und wir haben dann in einem Gespräch versucht, den Schwestern klar zu machen, dass das so nicht geht und nach längerer Diskussion wurde dann die eine Dame Gott sei Dank aus dem Bett herausgeholt. Aber das war auch nur möglich, nachdem wir zu zweit inklusiv mit den Schwestern gesprochen haben.

GRin Dr Sigrid Pilz: Was war denn da der Grund, warum diese Dame im Bett war, obwohl sie ganz laut und unter Geschrei …

Harald Haas: Kann ich nicht sagen. Ich bin nicht ihr Sachwalter und daher weiß ich es nicht und ich habe mich auch nicht erkundigt.

GRin Dr Sigrid Pilz: Es war nicht Ihr Thema.

Harald Haas: Ja, genau.

GRin Dr Sigrid Pilz: Aber es hat sich dann herausgestellt, auch diese Dame kann heraußen sitzen und muss nicht …

Harald Haas: Natürlich, ja. Und die ist auch beim letzten Besuch, als ich jetzt oben war, auch heraußen gesessen.

GRin Dr Sigrid Pilz: Haben Sie je die Wahrnehmung gemacht bei Ihrer Klientin oder bei den anderen Klienten, die Sie betreuen oder auf den Stationen, wo Sie beschäftigt waren, dass gegenüber Patienten und Patientinnen Gewalt angewendet wurde in irgendeiner Weise?

Harald Haas: Nein, das habe ich nie gesehen.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und haben Sie gesehen, dass jemand fixiert worden ist auf …

Harald Haas: Nein.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und dass jemand fixiert war?

Harald Haas: Nein.

GRin Dr Sigrid Pilz: Das heißt, auch die, die sozusagen in Stühlen gesessen sind, konnten jederzeit aufstehen und gehen.

Harald Haas: Theoretisch, ja.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und es hat auch keine herunter geklappten Tischchen gegeben vor ihnen?

Harald Haas: Nein. Was meinen Sie damit?

GRin Dr Sigrid Pilz: Also, das was man bei Kindern als sozusagen Tischchen bezeichnet, dass man vorne …

Harald Haas: Also, nein, nein, nein.

GRin Dr Sigrid Pilz: Also, die Klienten und Klientinnen, also die Patienten oder Bewohner und Bewohnerinnen hätten jederzeit für sich entscheiden können.

Harald Haas: Theoretisch ja, bis auf die Seitenteile beim Bett. Also, die waren nicht zu öffnen für die Klientinnen.

GRin Dr Sigrid Pilz: Also, die, die im Bett waren und Seitenteile waren nach oben geklappt, die konnten nicht von alleine das Bett verlassen? 

Harald Haas: Genau, genau.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und die haben sich lautstark geäußert?.

Harald Haas: Ja.

GRin Dr Sigrid Pilz: Sagen Sie, und wenn die Klienten, Ihre Klientin oder andere heraußen waren, was ist dann so passiert? Man sitzt dann neben dem Bett im Stuhl oder hat es irgendeine Art von tagesstrukturierendem Programm gegeben?

Harald Haas: Ja, den Fernseher laut aufgedreht und die Leute davor gesetzt. Das war die Tagesstruktur.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und Aktivierendes in Tagesräumen?

Harald Haas: Habe ich nie festgestellt jetzt in den zwei Jahren. Ich meine, ich bin zwar nicht ständig oben und vielleicht wird das auch passieren, aber wie gesagt, wie ich oben war und bei meinen Besuchen war das nie der Fall.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und nie eine Physiotherapeutin, Ergotherapeutin?

Harald Haas: Hat es teilweise bei meiner Klientin gegeben, aber nur kurzzeitig. 

GRin Dr Sigrid Pilz: Teilweise kurzzeitig, einmal im Jahr, einmal im Monat, einmal in der Woche?

Harald Haas: Ich glaube, einmal in der Woche, also ich weiß, einmal in der Woche, aber halt zu kurz.

GRin Dr Sigrid Pilz: Also, nur über einen kurzen Zeitraum. 

Und sind Sie informiert, wie die hygienische Betreuung der Bewohnerinnen dieses bestimmten Zimmers war? Haben da alle Inkontinenzeinlagen gehabt oder ...?

Harald Haas: Das kann ich nicht sagen.

GRin Dr Sigrid Pilz: Das können Sie nicht sagen.

Harald Haas: Habe ich nicht beobachtet.

GRin Dr Sigrid Pilz: Haben Sie nicht beobachtet.

Harald Haas: Nein, da müsste ich sämtliche Decken hochheben von den Patientinnen.

GRin Dr Sigrid Pilz: Das war nicht Ihre Aufgabe.

Harald Haas: Nein.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und dass jemand sozusagen gebeten hat, dass er auf die Toilette gehen will?

Harald Haas: Habe ich nie gehört.

GRin Dr Sigrid Pilz: Haben Sie nie gehört.

Harald Haas: Nein.

GR Dr. Wilfried Serles: Darf ich zu den Aufgaben da etwas dazwischen fragen?

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Frau Dr. Pilz, eine kurze Unterbrechung, der Herr Dr. Serles hat eine Zwischenfrage.

GRin Dr Sigrid Pilz: Bitte, bitte.

GR Dr. Wilfried Serles: Weil Sie vorhin gesagt haben, das zählt ja nicht zu Ihren Aufgaben, bestimmte Dinge. Wie ist denn das generell bei Ihnen als Sachwalter? Führen Sie über Ihre Besuche, Patientenbesuche, führen Sie da Aufzeichnungen?

Harald Haas: Ja, natürlich.

GR Dr. Wilfried Serles: Und können Sie auf Grund dieser Aufzeichnungen beispielsweise sagen, in welchen Fällen und wann Sie konkret sich bei wem über den Zustand der Frau K. beschwert haben?

Harald Haas: Ja.

GR Dr. Wilfried Serles: Wären Sie bereit, diese Aufzeichnungen der Untersuchungskommission vorzulegen?

Harald Haas: Ich denke eher nicht, weil das ist – ich meine, erstens habe ich diese Unterlagen ohnedies der Polizei gegeben, also, Sie können dort gerne nachfragen bzw. muss ich erst mit dem Team, mit meinem Sachwalterverein gegensprechen, ob das möglich ist.

GR Dr. Wilfried Serles: Das heißt, Ihre Aufzeichnungen haben Sie der Polizei übergeben?

Harald Haas: Ja.

GR Dr. Wilfried Serles: Und wir könnten Sie dann dort natürlich auch ausheben.

Harald Haas: Theoretisch, ja.

GR Dr. Wilfried Serles: Können Sie vielleicht auf Grund Ihrer Aufzeichnungen, die Sie da mithaben, sagen, wann, wo und bei wem Sie sich über den Zustand der Frau K. beschwert haben? Bisher haben Sie die Schwestern genannt, das Pflegepersonal genannt, die Ärztin genannt, irgendwann sind Sie dann zur MA 47 gekommen. Wie sind Sie denn überhaupt auf die MA 47 gekommen? 

(Zwischenruf.)

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ich dachte nur eine Zwischenfrage, Herr Doktor, das wird jetzt eine weitere Vernehmung.

GR Dr. Wilfried Serles: Nein, ich beschränke mich schon. Mich hätte nur interessiert, sozusagen, bei wem sich der Herr Haas beschwert hat. Ich habe vernommen Pflegepersonal, Krankenschwester, MA 47 und mich hätte interessiert, wie kommt man sozusagen als Außenstehender pfeilgerade nach drei Jahren auf die MA 47 oder anders gefragt, was lag dazwischen?

Harald Haas: Auf die MA 47 bin ich gekommen durch unser Sachwalterteam. Unsere Teamleiterin hat mir diese Nummer gegeben.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke, Herr Dr. Serles. Ich glaube, die Frau Dr. Pilz will noch zum Sachverhalt weiter, wie sich der gezeigt hat im Pflegezentrum.

GRin Dr Sigrid Pilz: Danke. Ich bin auch gerne bereit, dann sozusagen, wenn Sie mir ge-statten, mich später wieder zu Wort zu melden, zu beenden.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ja, ja, aber zunächst einmal geht es um die Ordnung.

GRin Dr Sigrid Pilz: Danke. Dann gleich wieder zurück. Herr Haas, Sie haben gesagt, Sie haben noch andere Klienten und Klientinnen. Sind die auch im Geriatriezentrum Am Wienerwald?

Harald Haas: Ich habe drei im Geriatriezentrum und zwei in einer anderen Einrichtung.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und ohne jetzt auf diese einzelnen Fälle einzugehen, sind da vergleichbare Situationen oder war es bei der Frau K. besonders krass?

Harald Haas: Es war bei der Frau K. besonders krass. Es gibt zwar noch eine Person, die auch im Bett liegt, aber die ist wahrscheinlich wirklich nicht fähig, heraußen zu sitzen. Und dann noch einen Klienten, der ist sehr gut versorgt im Geriatriezentrum, der ist von einem anderen Pavillon. Also, es gibt da sehr wohl unterschiedliche Betreuung.

GRin Dr Sigrid Pilz: Also, das heißt, wer das Glück hat, in einem Pavillon zu sein, wo ein ambitioniertes Team arbeitet, kann man das so sagen?

Harald Haas: Ja, ja.

GRin Dr Sigrid Pilz: Oder sind es die Rahmenbedingungen, ist das jemand, der in einem Schmuckkasterl-Pavillon zu Hause ist oder sind da ambitionierte …

Harald Haas: Nein, das ist nicht dieser Schmuckkasterl-Pavillon, von dem Sie jetzt geredet haben, wahrscheinlich, es ist ein anderer. Aber es gibt durchaus Pavillons, wo wirklich das ernst genommen wird, auch die Bedürfnisse der Klienten und Klientinnen.

GRin Dr Sigrid Pilz: Das heißt, Sie haben, was die Frau K. betrifft, die Sorge oder den Ärger oder die Beschwerde oder sozusagen die Einwände, dass das Personal auf der konkreten Station sich nicht ausreichend eingesetzt hat für die Interessen Ihrer Klientin?

Harald Haas: Ja, wobei, wie gesagt, der Personalmangel war ja wirklich offensichtlich.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und das heißt, Sie haben auch ein Verständnis dafür?

Harald Haas: Natürlich.

GRin Dr Sigrid Pilz: Haben Sie das mitbekommen, wie viele Pflegepersonen waren denn so in der Regel da?

Harald Haas: Drei bis fünf Personen.

GRin Dr Sigrid Pilz: Für wie viele Menschen?

Harald Haas: Für 40, ca. 40. Also, ich habe die nie gezählt, aber das wurde nahezu gesagt. Es sind ja mehrere Säle und daher kann ich … (Zwischenrufe.) 

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Frau Dr. Pilz, ich glaube, Sie sollten auch jetzt den anderen Gelegenheit geben, weiter zu fragen.

GR Mag. Helmut Kowarik: Ich hätte da nur speziell einen Antrag gestellt. 

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bitte.

GR Mag. Helmut Kowarik: Ich hätte gerne einen Antrag gestellt dazu, zu dieser Befragung.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Aber einen Antrag kann man auch später stellen, bitte. Jetzt wollen wir einmal bei den Befragungen weiter kommen. (Zwischenruf) 

GR Mag. Helmut Kowarik: Bitte, ich möchte den Antrag stellen, dass die Kommission die Aktenstücke bzw. die Aufzeichnungen, die der Herr Sachwalter der Polizei zur Verfügung gestellt hat, herbeischafft, dass wir also auch darüber diskutieren können.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Nehme ich zur Kenntnis. 

GR Dr. Wilfried Serles: Dann würde ich auch abstimmen darüber.

GRin Ingrid Korosec: Bin ich am Wort?

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ja, aber wir werden eine Abstimmung nicht machen während einer Vernehmung eines Zeugen, sondern solche Anträge …

GR Dr. Wilfried Serles: Über den Antrag müssen Sie abstimmen, wenn ich mir schon einreden lasse, dass man über meinen ersten Antrag Hundstorfer nicht abstimmen will. Über den müssen Sie abstimmen. Wenn Sie jetzt nicht abstimmen darüber, dann jedenfalls im Laufe dieser Sitzung. Das möchte ich anmerken.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ja, Herr Dr. Serles, ich sage ja auch nicht, dass er nicht abgestimmt werden soll, der Antrag. Ich habe lediglich ersucht, dass man zunächst einmal weitergeht in der Vernehmung des Zeugen und dann können wir ja Anträge zur Abstimmung bringen, welche immer. Aber zunächst einmal vernehmen wir den Zeugen und Ihren Antrag haben …

GR Dr. Wilfried Serles: … haben Sie vorgemerkt, nehme ich an.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: … werden Sie bitte dann …

GR Dr. Wilfried Serles: … noch einmal formulieren dann …

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: … werden Sie dann formulieren, wenn wir so weit sind. Aber nichts dagegen einzuwenden. (Zwischenrufe.) – Aber jetzt wollen wir doch in der Vernehmung eines Zeugen vorankommen. 

Bitte, Frau Korosec.

GRin Ingrid Korosec: Danke, Herr Vorsitzender. Herr Haas, wann haben Sie erfahren, dass es eine Heimaufsicht gibt? Haben Sie sich je an die Heimaufsicht gewandt?

Harald Haas: Nein.

GRin Ingrid Korosec: Haben Sie nicht. Und Sie haben gesagt, Sie haben immer wieder festgestellt die Beschwerden Ihrer Klientin, Sie haben das den Pflegerinnen gesagt, Sie haben es der Ärztin gesagt, wie war denn das Verhalten? Also, es hat sich nichts geändert jetzt, haben wir gehört, aber war das auch unfreundlich, war das verständnisvoll, aber eben auf Grund der Situation nicht veränderbar? Welchen Eindruck hatten Sie?

Harald Haas: Also, unfreundlich war es im Großen und Ganzen nie. Teilweise verständnisvoll, aber halt immer so mit der Aussage: „Aber wir können es ja nicht ändern.“ 

GRin Ingrid Korosec: Das heißt, die Frau K. ist praktisch nie an die frische Luft gekommen.

Harald Haas: Doch, ich habe geschaut, dass ich für die Frau K. immer wieder Besuchsdienste bekomme und die eben mit ihr herausgehen. Ich habe auch versucht, das zuerst so einmal zu regeln, dass sie nicht dauernd im Bett liegt, dass sie halt eben jeden Tag raus kommt mit den Besuchsdiensten und daher ist sie nicht …

GRin Ingrid Korosec: Das heißt, Sie haben organisiert, dass ein Besuchsdienst kommt und der hat dann die Frau K. ins Freie gebracht.

Harald Haas: Ja.

GRin Ingrid Korosec: Wenn Sie das nicht organisiert hätten, käme die Frau K. nie an die frische Luft.

Harald Haas: Nein.

GRin Ingrid Korosec: Kann man das so sagen?

Harald Haas: Ja.

GRin Ingrid Korosec: Welche Pflegestufe hat denn die Frau K.?

Harald Haas: Fünf.

GRin Ingrid Korosec: Sie haben die MA 47 verständigt? Haben Sie dann auch das Ergebnis der Überprüfung von der MA 47 erhalten?

Harald Haas: Schriftlich, meinen Sie jetzt?

GRin Ingrid Korosec: Schriftlich, ja.

Harald Haas: Nein, nur telefonisch. Ich habe mit der Frau …

GRin Ingrid Korosec: Telefonisch haben Sie es erhalten. Und waren Sie an sich einverstanden, also, dass, hat eigentlich diese Überprüfung dem entsprochen, was auch Sie wahrgenommen haben?

Harald Haas: Ja.

GRin Ingrid Korosec: Und ansonsten vom KAV, von der Frau Stadträtin haben Sie überhaupt nichts gehört?

Harald Haas: Null.

GRin Ingrid Korosec: Also, das heißt, überhaupt nichts. 

Ja, ich möchte den anderen auch Gelegenheit geben, dass sie fragen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke. Bitte, Herr Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik: Sie haben gesagt, Sie haben die Dame drei Jahre schon betreut im Geriatriezentrum Am Wienerwald. Wie oft haben Sie da mit Pflegerinnen oder Schwestern oder Ärzten gesprochen, dass das eine oder andere nicht in Ordnung ist bzw. dass eben Frau K. aus dem Bett will?

Harald Haas: Des Öfteren.

GR Mag Helmut Kowarik: Also, in den Jahren mehrfach, sozusagen, und das ist dann kumuliert und Sie haben letztendlich dann die MA 47 informiert.

Harald Haas: Ja.

GR Mag Helmut Kowarik: Ich hätte da noch eine Frage. Können Sie auch Auskunft geben, wie oft der Dame die Windeln gewechselt worden sind, die Einlagen usw.? Haben Sie das gesehen?

Harald Haas: Nein, das kann ich nicht sagen.

GR Mag Helmut Kowarik: Wissen Sie, in welcher Art und Weise sozusagen die Intimsphäre gewahrt wurde, hat es die Möglichkeit gegeben, dass man beim Waschen oder sonst irgendwie, dass da ein Paravent aufgestellt wird oder war das nicht möglich?

Harald Haas: Nein. Ich meine, bei der Pflege war ich nie dabei. Ich wurde, wenn ich oben war zufällig zur Pflegezeit, hinausgeschickt, was ich toll finde, aber Paravent war keiner dort.

GR Mag Helmut Kowarik: Und in welcher Art und Weise hat die Dame ihr Essen einnehmen können? Dadurch, dass sie ja bettlägerig war und mehr oder weniger im Bett auch behindert war in ihrer Bewegung, ist sie gefüttert worden oder hat sie da eine Vorrichtung gehabt, dass sie selber essen konnte?

Harald Haas: Nein. Sie hat da ein Tablett vorgeschoben bekommen und da stand halt das Essen am Teller und sie hat selber gegessen.

GR Mag Helmut Kowarik: Sie ist also in dem Zustand, dass sie doch alles mehr oder weniger essen konnte und nicht das Essen …

Harald Haas: Ich meine zerkleinert, weil sie ja keine Zähne mehr hat.

GR Mag Helmut Kowarik: Und Sie haben davon gesprochen, dass Sie noch andere Personen betreuen, in anderen Pflegeheimen?

Harald Haas: Nein, nur in einem Pflegeheim, im GZW, aber in anderen Pavillons.

GR Mag Helmut Kowarik: Also, in anderen Pavillons. Da sind also ähnliche Vorfälle oder Schwierigkeiten sind dort nicht vorgekommen?

Harald Haas: Nein, wobei ich dazu sagen muss, einer dieser drei, der kann selber gehen und hat daher andere Voraussetzungen, aber es ist einfach vom Pflegeteam her, merkt man einfach den deutlichen Unterschied, dass die viel engagierter sind.

GR Mag Helmut Kowarik: Und was war dann letztendlich der Grund, dass Sie nicht nur beim Pflegepersonal vorstellig geworden sind, sondern an die MA 47 sich gewandt haben? Was war dann der eigentliche Grund?

Harald Haas: Nun, weil sich da nichts getan hat, weil es nichts geholfen hat, meine Gespräche. Also, so jung ist die Frau K. nicht mehr, dass sie wenigstens die restlichen Jahre ihres Lebens irgendwie schön hat.

GR Mag Helmut Kowarik: Da haben Sie eine schriftliche Eingabe gemacht oder haben Sie dort angerufen?

Harald Haas: Ich habe dort angerufen.

GR Mag Helmut Kowarik: Und haben auch gleich jemand Kompetenten bekommen, der Ihnen versichert hat, dass er hier eine Prüfung vornehmen wird oder dass er das zur Kenntnis nimmt.

Harald Haas: Ja.

GR Mag Helmut Kowarik: Haben Sie dann noch einmal nachforschen müssen oder noch einmal nachgefragt, ob da was geschieht oder ist das dann …

Harald Haas: Nein, ich habe von der MA 47 selber, von der Frau Buchta, einen Anruf bekommen, dass das im Laufen ist und habe auch nachher telefonisch immer wieder Mitteilungen bekommen. Wir haben uns sehr eingesetzt dafür.

GR Mag Helmut Kowarik: Danke vielmals.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke, Herr Kowarik. 

(Zwischenruf: Ich möchte auf meinen Antrag noch hinweisen, dass man den vormerkt.)

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ja, gerne, aber darf ich noch die Frau Schmalenberg ersuchen.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Danke, Herr Vorsitzender. Ich würde gerne wissen, ob es Angehörige gegeben hat.

Harald Haas: Frau K. hat zwei Schwestern, die aber selber nicht mehr die Jüngsten sind und die sehr selten sie im GZW besuchen. 

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Und wissen Sie, warum sie seit 37 Jahren schon im Pflegeheim ist?

Harald Haas: Ich denke, weil sich niemand gefunden hat in der Familie, sie aufzunehmen.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Sie haben gesagt, dass auf Ihre Anfragen als Argument immer gekommen ist, dass Personalmangel herrscht in dieser Station. Ist Ihnen das auch aufgefallen, dass das Personal überfordert ist oder nicht zu Rande kommt mit den Aufgaben?

Harald Haas: Ja. Ich meine, das ist doch logisch.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: In welcher Weise hat sich das gezeigt?

Harald Haas: Eben, dass sie die Klientinnen oder Patientinnen nicht herausgesetzt haben, zum Beispiel, oder um 3 Uhr schon mit der Pflege begonnen haben, damit sie um 7 Uhr fertig werden bei der Übergabe und ich meine, es sind laufend solche Beispiele.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Ich würde als Letztes noch gerne wissen, ob Sie bei der Prüfung durch die MA 47 auch anwesend waren und in welcher Weise diese Prüfung abgelaufen ist.

Harald Haas: Nein. Das müssen Sie die MA 47 fragen. 

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bitte, Herr Dr. Serles.

GR Dr. Wilfried Serles: Herr Haas, Sie haben uns gesagt, Sie betreuen insgesamt fünf Klienten im Geriatriezentrum.

Harald Haas: Nein, drei habe ich gesagt. Ich habe insgesamt fünf, aber drei im GZW.

GR Dr. Wilfried Serles: Verstehe. Können Sie uns sagen, in welchen Pavillons diese Patienten sind?

Harald Haas: 1, 7 und 14.

GR Dr. Wilfried Serles: 1, 7 und 14. Die Frau K. war im Pavillon?

Harald Haas: 1.

GR Dr. Wilfried Serles: Sie haben gesagt, dass die beiden anderen Klienten, die Sie in den Pavillons 7 und 14 betreuen, dass hier in der Pflege keine Mängel passiert sind.

Harald Haas: Ja.

GR Dr. Wilfried Serles: Und wenn ich Sie richtig verstanden habe, haben Sie das auf die Qualität der Pflegeteams zurückgeführt?

Harald Haas: Ja.

GR Dr. Wilfried Serles: Kann man daraus den Schluss ziehen, dass es in Lainz qualitative Unterschiede in der Betreuung von Patienten gibt?

Harald Haas: Ja.

GR Dr. Wilfried Serles: Hängen diese Unterschiede damit zusammen, in welchem Pavillon man untergebracht ist?

Harald Haas: Es kommt auf die Teams an, wie engagiert sie sind. Also, auf die Pflegeteams.

GR Dr. Wilfried Serles: Lassen sich die Mängel in der Betreuung der Frau K. auf ein bestimmtes Pflegeteam lokalisieren?

Harald Haas: Ja, in dem Fall schon.

GR Dr. Wilfried Serles: Wie viele Pflegeteams betreuen denn die Frau K.?

Harald Haas: Also, ich habe keine Ahnung, wie viele Angestellte der Pavillon 1, die Station hat. Keine Ahnung.

GR Dr. Wilfried Serles: Können Sie die Mängel in der Betreuung der Frau K. auch bestimmten Personen, die die Frau K. betreut haben, zuordnen?

Harald Haas: Nein. Sie meinen jetzt mit Namen genannt?

GR Dr. Wilfried Serles: Ja.

Harald Haas: Nein.

GR Dr. Wilfried Serles: In welcher Weise äußern sich denn die unterschiedlichen Qualitäten der Pflegeteams aus Ihrer Sicht, aus der Sicht des Sachwalters, der insgesamt drei Patienten in Lainz betreut?

Harald Haas: Dass ich das Gefühl habe, dass die zwei anderen Klientinnen, Klienten, dass auf deren Wünsche Rücksicht genommen wird.

GR Dr. Wilfried Serles: Haben Sie das Gefühl, dass die beiden anderen Patientinnen von Ihnen menschlicher, liebevoller betreut werden?

Harald Haas: Ich habe nicht gesagt, dass sie nicht liebevoll betreut worden ist, meine Klientin. Sie ist nur, wie gesagt, im Bett dauernd gelegen und das wollte sie nicht.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Herr Dr. Serles, tun Sie die Gefühle des Zeugen nicht allzu viel strapazieren. Die Gefühle, glaube ich, sind hier nicht Gegenstand seiner Vernehmung.

GR Dr. Wilfried Serles: Na ja, das verstehe ich schon, nur, da geht es doch um menschliche Probleme und menschliche Probleme haben auch viel mit Gefühl zu tun.

Sie betreuen zwei weitere Klienten, die nicht im Geriatriezentrum Am Wienerwald untergebracht sind. Wo sind die Klienten untergebracht?

Harald Haas: Ist das jetzt wichtig für die Untersuchung?

GR Dr. Wilfried Serles: Ja.

Harald Haas: Bei Jugend am Werk.

GR Dr. Wilfried Serles: Ich habe nicht verstanden.

Harald Haas: Jugend am Werk.

GR Dr. Wilfried Serles: Verstehe. Und wie ist die Qualität der Betreuung dieser beiden Pfleglinge bei Jugend am Werk?

Harald Haas: Sehr gut, sehr gut.

GR Dr. Wilfried Serles: Danke.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke. Jetzt darf ich doch einmal – ich habe schon registriert, dass Sie auch noch eine Frage haben, aber jetzt müssen wir Ihnen einmal Gelegenheit geben. Bitte.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch:: Sie sind nicht der erste Sachwalter, soviel ich verstanden habe, der Klientin, die schon 37 Jahre in stationärer Betreuung ist. Was ist eigentlich der Grund, warum diese Klientin besachwaltert ist?

Harald Haas: Weil sie ihre Finanzen und Behördenwege nicht mehr selber machen kann.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Auf Grund ihrer körperlichen Zustände, oder?

Harald Haas: Körperlichen und geistigen Zustände, ja.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Auch geistig? Weil Sie haben vorher - das war nämlich die Frage, ich möchte das nur präzisieren – Sie haben gesagt, sie ist auf Grund ihrer, Sie haben das genannt „körperlichen Leidenszustände“ in geriatrischer Pflege. Das heißt, es gibt auch geistige und psychische Leidenszustände bei dieser Patientin?

Harald Haas: Ja.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Im Vergleich zu Ihren anderen Klienten ist sie eher schwieriger oder leichter als Sachwalter zu betreuen?

Harald Haas: Für mich ist sie sehr leicht zu betreuen.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Inwiefern?

Harald Haas: Weil man mit ihr gut reden kann und weil sie sich artikulieren kann und ihre Wünsche und Gefühle äußern kann.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das heißt, sie kann sich sprachlich gut ausdrücken.

Harald Haas: Wenn man sich dafür Zeit nimmt, dafür, ja.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wie viel Zeit haben Sie zur Verfügung? Sie haben gesagt, Sie sind einmal im Monat im Durchschnitt dort.

Harald Haas: Ich nehme mir so lange Zeit, solange die Klientin etwas braucht.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Was ist da der Durchschnitt, den Sie aufwenden?

Harald Haas: Halbe Stunde Durchschnitt.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Die Sie monatlich bei der Klientin verbringen.

Harald Haas: Manchmal auch länger, aber im Durchschnitt eine halbe, drei viertel Stunde.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Soviel ich verstanden habe, sind Sie da im Verein für Sachwalterschaft, das heißt, Sie sind wahrscheinlich ehrenamtlich tätig, weil Sie von Beruf Behindertenbetreuer sind.

Harald Haas: Ja, genau.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Darf ich fragen, in welcher Einrichtung?

Harald Haas: Zur Zeit auf Arbeitssuche.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Okay. Meiner Information nach, möchte ich sagen, meiner Kenntnis nach, ist das eine auch vom Körpergewicht auch schwere Patientin.

Harald Haas: Ja.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Und sie kann sich selber nicht bewegen?

Harald Haas: Nein. Ihre Hände kann sie schon bewegen.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das heißt aber, sie kann selber im Bett keine Lageveränderung herbeiführen?

Harald Haas: Nein.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Und müsste um Bewegungsveränderung umgelagert werden.

Harald Haas: Ja.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Nun wissen wir aber, dass gerade auch sehr schwere, aber bettlägerige Patienten, wenn sie nicht bewegt werden, sehr rasch einen Dekubitus bekommen. Hat die Frau K. einen Dekubitus? Ist das auch ein Grund ihrer Beschwerde?

Harald Haas: Nein, das war kein Grund meiner Beschwerde. Sie hatte einmal einen. Das war schon, nachdem die MA 47 kontrolliert hat, aber vorher war das nie.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das heißt, vorher, wo die Beschwerde war, sie lag zu lange im Bett, keinen Dekubitus.

Harald Haas: Nein, zumindest hat mir das nie wer gesagt.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Warum hat die Frau K. jetzt dann einen?

Harald Haas: Weil sie offensichtlich zu lange oder falsch im Rollstuhl gesessen ist.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie ist schon lange heraußen gesessen?

Harald Haas: Oder falsch gesessen. Es gab da auch Beschwerden, dass da die Fußstützen beim Rollstuhl gefehlt haben und natürlich ist das auch nicht optimal.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Was wurde dann veranlasst? 

Harald Haas: Sie wurde dann wieder ins Bett gelegt und solange der Dekubitus war, ist sie im Bett gelegen. 

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wer hat das angeordnet?

Harald Haas: Ich denke, die Ärztin oben.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie wurden da nicht involviert.

Harald Haas: Nein.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Weil von Ihnen ja die Beschwerde ausging, sozusagen auch in Vertretung Ihrer Klientin, was klar ist, dass sie nicht so lange im Bett liegen soll.

Harald Haas: Ich habe von der MA 47 dann also die Rückmeldung gekriegt.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Hat die Patientin eine Dekubitus-Matratze, wissen Sie das?

Harald Haas: Keine Ahnung.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das wäre anzunehmen, wenn man so lange im Bett liegt, denke ich mir.

Ich habe dann noch eine Frage eigentlich, weil wir ja in Wien die Einrichtung des Patientenanwaltes haben, der eine sehr gute Einrichtung ist und ich zum Beispiel, wenn ich Beschwerden habe, mich eigentlich für diese Fälle immer dorthin - weitergebe, weil ich sie auch gut aufgehoben dort finde, weil dann wirklich dem nachgegangen wird und schon viele, viele Beschwerden abgestellt werden konnten und vielen Patienten oder auch den Angehörigen geholfen werden konnte. Haben Sie versucht, sich an den Wiener Patientenanwalt zu wenden?

Harald Haas: Nein. Erstens habe ich, aber das liegt schon länger zurück, schlechte Erfahrungen mit denen, und zweitens habe ich, nachdem wir einmal im Monat Team haben, dieses Problem natürlich auch jedes Mal dort erwähnt und irgendwann einmal ist es mir dann gesagt worden, dass es da die MA 47 gibt und daher habe ich mich dann an die gewandt.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Was haben Sie für schlechte Erfahrungen mit der Wiener Patientenanwaltschaft?

Harald Haas: Das möchte ich da nicht erwähnen.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ich denke, das ist aber schon Gegenstand.

Harald Haas: Es gehört nicht zu meiner Klientin. 

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Aber es ist Sache des Wiener Gesundheitswesens. (Zwischenrufe.) Aber Sie haben es nicht gemacht?

Harald Haas: Nein, ich habe es nicht gemacht.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke, Frau Neck-Schaukowitsch. So, bitte.

GRin Marianne Klicka: Ich habe noch eine ergänzende Frage dazu. In den Häusern liegt ja auch dort auf den Stationen die Pflegedokumentation auf. Haben Sie einmal ersucht, in diese Pflegedokumentation Einsicht zu nehmen oder konnten Sie Einsicht nehmen, haben Sie etwas darüber erfahren?

Harald Haas: Ich habe hin und wieder, wenn ich etwas nachgefragt habe, bin ich mit ihr gegangen ins Dienstzimmer und habe natürlich dann auch hineingeschaut, also, es wurde mir jederzeit vorgelegt, wenn ich wollte.

GRin Marianne Klicka: Und war das für Sie ausreichend, wie die Betreuung dokumentiert wurde?

Harald Haas: Ich habe sie nicht genau nachgelesen. Ich habe jetzt nicht geschaut, wann und wie … weil ich angenommen habe, dass das ohnedies passiert, weil das ja Pflicht sein sollte.

GRin Marianne Klicka: Und das, was Sie dort vorgefunden haben, war für Sie ausreichend?

Harald Haas: Was ich dort gelesen habe, ja.

GRin Marianne Klicka: Hatten Sie aus den Berichten der Patientin den Eindruck, dass sie ihren Wünschen gemäß oft genug gebadet wird oder hat sie etwas darüber erzählt, wie sie gewaschen wird?

Harald Haas: Also, diesbezüglich hat sie mich auch nie gebeten, was zu unternehmen bzw. hat sie nie den Wunsch geäußert, dass sie öfter gebadet werden will, daher habe ich da auch nicht wirklich nachgefragt.

GRin Marianne Klicka: Sie hat das Thema von sich aus nicht angesprochen?

Harald Haas: Genau.

GRin Marianne Klicka: Danke schön.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke. – Ist da noch eine Frage auf der linken Seite? Bitte, Herr Dr. Serles.

GR Dr. Wilfried Serles: Herr Haas, Sie haben gesagt, Sie haben schlechte Erfahrungen mit dem Patientenanwalt gemacht. Betreffen diese Erfahrungen Ihre Tätigkeit als Sachwalter?

Harald Haas: Nein.

GR Dr. Wilfried Serles: Sind das private Erfahrungen?

Harald Haas: Nein.

GR Dr. Wilfried Serles: Sind es berufliche Erfahrungen?

Harald Haas: Ja.

GR Dr. Wilfried Serles: Können Sie erläutern, in welchem Zusammenhang?

Harald Haas: Ich habe gerade vorhin gesagt, darüber möchte ich jetzt nicht sprechen, weil sich das nicht auf die Klientin bezieht.

GR Dr. Wilfried Serles: Na ja, ich respektiere Ihren Wunsch, nicht über alle Sachen hier zu reden. Wir haben nur einen Beweisantrag beschlossen, da steht drinnen, dass wir Sie als Zeugen laden zum Beweis dafür – und jetzt beschränke ich mich auf das Wesentliche – welche Erfahrungen Sie mit der Pflege und Betreuungsarbeit in Ihrer Eigenschaft als Sachwalter im GZW bzw. in anderen Pflegeheimen der Stadt Wien gemacht haben und in weiterer Folge, welche Erfahrungen Sie mit allfällig anderen Beanstandungen bei den zuständigen Stellen der Stadt Wien gemacht haben. Jetzt ist der Patientenanwalt ja für Beschwerden zuständig, für Beschwerden von Patienten, aber auch für Beschwerden von Sachwaltern zuständig, die die Patienten vertreten. Daher würde mich natürlich schon interessieren, welche schlechte Erfahrungen Sie mit dem Patientenanwalt gemacht haben, weil das ja auch Gegenstand unserer Untersuchungen hier ist und daher sage ich prinzipiell jetzt, ist aus meiner Sicht diese Fragestellung legitim.

Harald Haas: Also, für mich gehört es jetzt nicht zum GZW und nicht zu meiner Klientin und mir wurde einfach nicht geholfen dort, so wie ich mir das gedacht habe oder vorgestellt habe.

GR Dr. Wilfried Serles: Der Patientenanwalt wird im Zuge der Tätigkeit dieser Untersuchungskommission eine wichtige Rolle spielen. Mich würde jetzt schon interessieren, in welchen konkreten Fällen Ihnen der Patientenanwalt nicht in dem Ausmaß geholfen hat, wie Sie sich das vorgestellt haben und wie sich das dargestellt hat aus Ihrer Sicht

Harald Haas: Wie gesagt, es war beruflich und hat mit dem Fall jetzt nichts zu tun. Ich will auch nicht darüber reden. Würden Sie das bitte respektieren.

GR Dr. Wilfried Serles: Ich respektiere das.

Harald Haas: Na, dann ist es gut.

GR Dr. Wilfried Serles: Es beschränken sich ja unsere Befragungen nicht nur auf diesen Fall. Das ist der Anlassfall. Sie haben durch Ihre Hartnäckigkeit und durch Ihr Engagement die Geschichte ins Rollen gebracht, daher beschäftigen wir uns zu Beginn der U-Kommission mit dem Fall, aber wir fragen natürlich auch über den konkreten Anlassfall hinaus.

Mich würde wirklich interessieren, welche schlechte Erfahrungen Sie mit dem Patientenanwalt gemacht haben. Wenn es berufliche Erfahrungen waren …

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bitte, nicht die Einschaltung einer Suggestivfrage, weil …

GR Dr. Wilfried Serles: … also, welche Erfahrungen Sie mit dem Patientenanwalt gemacht haben? Welche beruflichen Erfahrungen?

Harald Haas: Und ich habe gesagt, ich möchte nicht darüber sprechen. Sie müssten das respektieren, bitte.

GR Dr. Wilfried Serles: Herr Vorsitzender, da haben wir ein Problem, weil an sich Zeugen auf Fragen der Untersuchungskommission auch antworten müssen, wenn dieser Gegenstand der Befragung vom Beweisantrag gedeckt ist. Das ist er.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Für einzelne Fragen können …

(Diskussion.)

Harald Haas: Ich bin als Sachwalter hier aufgerufen und nicht als Betreuer von irgendeinem Verein, wo ich früher gearbeitet habe.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Die Verschwiegenheitspflicht eines Zeugen muss beachtet werden.

Harald Haas: Genau. Das gehört nicht zum Fall. Punkt. 

GR Dr. Wilfried Serles: Unser Fragerecht ist nicht auf den Fall beschränkt, Herr Haas, das möchte ich schon klar stellen.

Harald Haas: Ja, aber trotzdem kann ich sagen, wenn ich etwas nicht sagen will, dann müssen Sie das respektieren oder ist das jetzt nicht mehr...

GR Dr. Wilfried Serles: Nein, wenn der Gegenstand der Befragung eine Frage zulässt, dann müssen Sie diese Frage wahrheitsgemäß beantworten.

Harald Haas: Müssen tue ich gar nichts. 

(Allgemeine Diskussion.)

GR Dr. Wilfried Serles: Ja, schon. Ich glaube, Herr Vorsitzender, sind Sie jetzt auch gefordert, weil wir sichtlich mit unserer Fragetechnik nicht weiter kommen. Wenn der Herr Haas gesagt hätte, das ist eine private Geschichte, die geht mich nichts an, sage ich Ja.

Harald Haas: Gut, dann sage ich jetzt, das ist eine private Geschichte, das geht Sie nichts ans.

(Heiterkeit.)

GR Dr. Wilfried Serles: Herr Haas, Sie machen es mir wirklich schwer.

Harald Haas: Na, Sie mir aber auch. Ich kann auch wieder gehen, wenn Sie wollen.

(Diskussion.)

GR Dr. Wilfried Serles: Ich glaube nicht, dass das so einfach geht. Ich frage keine privaten Sachen nach. Mich interessieren berufliche Wahrnehmungen von Ihnen als Sachwalter. Betreffen Ihre schlechten – ich zitiere Sie wörtlich – Ihre schlechten Erfahrungen mit dem Patientenanwalt Ihre berufliche Tätigkeit als Sachwalter?

Harald Haas: Nein, es betrifft nicht die Sachwalterschaft. 

GR Dr. Wilfried Serles: Na, gut.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Herr Dr. Serles, einen Moment. Frau Dr. Pilz hat eine Zwischenfrage. Bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz: Die nehme ich mir jetzt zurück, weil vorher hatten Sie ja eine. – Danke, Herr Vorsitzender.

Ich möchte auch zum Stil unserer, Herr Kollege Serles, zu unserem Stil, mit Zeugen umzugehen, einfach appellieren daran, dass wir sozusagen hier unsererseits nicht Stress und, also nicht mehr Stress, als es sowieso durch die Situation hier gegeben ist, verbreiten. 

Und mich würde die Frage, was Sie beim Patientenanwalt für Einwände oder für Erfahrungen machten, natürlich auch interessieren, aber ich respektiere, wenn Sie sagen, das tut hier nichts zur Sache und da müssen wir uns nicht auf ein Nebengleis begeben und ich würde das einfach auch sozusagen im Sinne einer positiven Kooperationsbeziehung mit den Zeugen auch gerne so halten. Und ich will auch nicht, dass Sie sich in etwas hineinreiten, was uns dann vielleicht allen nicht dient.

Ich wollte Sie noch, Herr Vorsitzender, zum Verfahren fragen: Machen Sie noch einmal, ich weiß, ich habe viel gefragt, aber ich hätte noch was zu fragen, kann es noch eine zweite Runde geben oder wie wollen Sie da jetzt vorgehen?

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Nein, Herr Dr. Hahn ist zunächst noch dran. Bitte.

GR Dr. Johannes Hahn: ...einiges aufgestaut zunächst, Herr Vorsitzender, würde ich ersuchen, weil das ist, glaube ich, auch für den Fortgang der Ereignisse von Bedeutung, nicht nur der heutigen Sitzung, dass Sie sozusagen von sich aus eine Klarstellung treffen, wie wir mit solchen Situationen umgehen, wie wir sie gerade erleben. Weil der Dr. Serles hat das jetzt, glaube ich, eindeutig dargelegt, auch wenn der Herr Haas hier sozusagen eine andere Wahrnehmung hat, aber es gibt hier eine sozusagen durch die Vernehmung, durch das Wesen der Befragung aufgetauchte Situation, die ein Nachfragen erforderlich macht, das ich auch für legitim erachte, und da, glaube ich, ist jetzt der Vorsitzende gefordert, eine Klarstellung vorzunehmen, wie hier vorzugehen ist, weil es kann nicht so sein, dass man im Zuge einer Befragung dann zu einer Situation kommt, wo der Zeuge sagt, er möchte nichts sagen und das nehmen wir halt zur Kenntnis. 

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Der Vorgang ist so, dass eine konkrete Frage formuliert wird und dann der Zeuge zunächst antwortet, ob er einen Grund hat, die Antwort zu verweigern. Und dann muss über diesen Grund Beschluss gefasst werden. Der kann nicht von mir allein gefasst werden, das ist eine Sache der Kommission. Okay, ja. Also, das habe nicht ich zu entscheiden, das ist bei der Zeugenbefragung eine Entscheidung der Kommission als Ganzes.

GR Dr. Johannes Hahn: Also, dann werden wir hinterher feststellen, ob wir die Befragung fortsetzen, wobei ich trotzdem, auch wenn es Ihnen unangenehm ist, Herr Haas, …

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Aber ich darf schon einwenden, dass ich zunächst bemüht bin, dieses Problem formal nicht auszuufern zu lassen. Also, das hat ja wenig Zweck, in der Sache wollen wir weiter kommen. Wir sollten möglichst solche Formfragen beiseite lassen. – Bitte.

GR Dr. Johannes Hahn: Ich möchte trotzdem zum Thema …

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Haben Sie eine Frage an den Zeugen?

GR Dr. Johannes Hahn: Ja, ja, ich bin schon dabei. Zum Thema Patientenanwalt insofern nur nachhaken, vielleicht ist Ihnen diese Beantwortung möglich.

Haben Sie die schlechte Erfahrung gemacht im Prozessualen mit dem Patientenanwalt oder waren Sie einfach mit dem Ergebnis, mit dem inhaltlichen Ergebnis unzufrieden? Weil es kommt …

Harald Haas: Letzteres, ja.

GR Dr. Wilfried Serles: Okay. – Eine andere Frage: Sie haben gesagt, es ist zwar, glaube ich, nicht Ihre unmittelbare Zuständigkeit, aber die Einschätzung würde mich interessieren, nach dem, was Sie über den Zustand der Patientin erzählt haben, ihren körperlichen Zustand, war ich ein bisschen verwundert, dass sie nur die Pflegestufe 5 hat. Wäre nicht eigentlich eine höhere Pflegestufe hier Ihrer Einschätzung nach gegeben? Ich weiß nicht, ob Sie das beurteilen können.

Harald Haas: Das war ganz am Anfang meiner Tätigkeit, da wurde auch darüber gesprochen, von Seiten des GZW und dann ist irgendwie herausgekommen, dass es keinen Sinn hat, eine höhere Pflegestufe zu beantragen.

GR Dr. Johannes Hahn: Was waren da die Begründungen?

Harald Haas: Das kann ich jetzt nicht so genau mehr sagen. Es war, wie gesagt, ganz am Anfang meiner Tätigkeit und ich müsste jetzt alles nachlesen genau.

GR Dr. Johannes Hahn: Mit wem haben Sie darüber gesprochen, weil dann könnte man da nachfragen.

Harald Haas: Ich weiß jetzt nicht die Namen.

GR Dr. Johannes Hahn: Ich würde bitten, dass Sie uns diese Information noch nachbringen.

Harald Haas: Ja, das kann ich nachbringen.

GR Dr. Johannes Hahn: Und welche Pflegestufen haben Ihre anderen Klienten?

Harald Haas: Unterschiedliche.

GR Dr. Johannes Hahn: Ja, welche?

Harald Haas: Die weiß ich jetzt nicht alle auswendig.

GR Dr. Johannes Hahn: Der Herr, der zum Beispiel noch gehen kann.

Harald Haas: Kann ich jetzt nicht sagen, muss ich erst nachlesen.

GR Dr. Johannes Hahn: Okay. – Und, also, so, wie ich das jetzt verstanden habe, ist Ihre Einschätzung, dass die Zuwendung zum Patienten offensichtlich nicht mit der Personalausstattung zusammenhängt?

Harald Haas: Ja.

GR Dr. Johannes Hahn: Das scheine eine Führungsfrage auch zu sein.

Harald Haas: Teamfrage, nicht nur Führung.

GR Dr. Johannes Hahn: Okay.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke, Herr Dr. Hahn.

Ich bitte noch, Herr Dr. Serles.

GR Dr. Wilfried Serles: Ich möchte zum Dr. Hahn noch nachfragen, halten Sie dann das Argument, das Sie da immer gehört haben, dass es zu wenig Personal gibt, halten Sie das für eine Fehleinschätzung?

Harald Haas: Nein, das ist wirklich zu wenig Personal. Sie meinen, ob das eine Fehleinschätzung vom Personal selber war?

GR Dr. Wilfried Serles: Ja.

Harald Haas: Nein, nein. Es ist offensichtlich zu wenig Personal. Sie können ja hinaufgehen und schauen.

GR Dr. Wilfried Serles: Und in dieser Situation sozusagen bedarf es sichtlich besonderen Engagements, um zufrieden stellende Resultate in der Pflege zu erzielen. Und Teams mit einem größeren Engagement erzielen sichtlich auch bessere Resultate, als Teams, die …

Harald Haas: Natürlich. Also, es ist nicht nur die Quantität des Teams gefragt, sondern auch die Qualität, aber ich meine, ein größeres Team heißt nicht gleich bessere Arbeit. Aber zumindest von den Möglichkeiten her ist es besser, wenn es mehr sind, weil dann braucht man erstens nicht um 3 Uhr zum Pflegen anfangen, man kann mit den Leuten hinausgehen oder andere Sachen unternehmen, aber so, wenn man es zu viert oder fünft mit 40 Leuten zu tun hat, dann kann man nicht viel mehr machen, außer pflegen.

GR Dr. Wilfried Serles: Ich darf noch einmal zu Ihren Beschwerden nachfragen, weil es hat ja drei Jahre gedauert, bis die MA 47 dann das Schicksal der Frau K. sozusagen amtlich untersucht hat. Wie oft haben Sie die Frau K. wöchentlich besucht?

Harald Haas: Einmal im Monat durchschnittlich.

GR Dr. Wilfried Serles: Einmal im Monat haben Sie die Frau K. besucht. – Diese Besuche waren regelmäßig mit Beschwerden Ihrer Seite über den Zustand verbunden?

Harald Haas: Nicht regelmäßig, des Öfteren.

GR Dr. Wilfried Serles: Können Sie das in irgendeiner Form quantifizieren?

Harald Haas: Am Anfang habe ich gar nichts unternommen, also, zumindest beim Personal nicht, da habe ich eben geschaut, dass sie Besuchsdienste kriegt und dadurch rauskommt. Nur irgendwann in den letzten zwei Jahren habe ich dann gemerkt, dass das auch nicht das bringt, was die Frau K. will, nämlich, auch wenn sie nicht auf Besuch ist oder wenn sie nicht draußen ist, im Bett zu liegen und habe angefangen mit den Schwestern darüber zu reden. Nicht bei jedem Besuch, aber hin und wieder und dann zuletzt immer öfter und dann halt auch mit Ärztinnen und zum Schluss auch mit Unterstützung meiner Dame, die da Rehabilitation macht.

GR Dr. Wilfried Serles: Sie haben mit Schwestern geredet, Sie haben mit Ärztinnen geredet.

Harald Haas: Mit einer Ärztin gesprochen.

GR Dr. Wilfried Serles: Mit einer Ärztin gesprochen, der Name ist, glaube ich, schon protokolliert. Haben Sie auch mit der Pflegeleitung in Lainz Kontakt aufgenommen?

Harald Haas: Nein.

GR Dr. Wilfried Serles: Erschien Ihnen das nicht tunlich, nicht zielführend oder anders gesagt, warum haben Sie mit der Pflegeleitung in Lainz keinen Kontakt gesucht?

Harald Haas: Wie gesagt, ich habe das jetzt versucht, mit den Schwestern selber auszuhandeln. 

GR Dr. Wilfried Serles: Haben Sie in dem Gespräch mit den Schwestern auf die Mängel des Pflegeteams hingewiesen, die Sie heute hier auch in Ihrer Aussage festgestellt haben?

Harald Haas: Welche Mängel meinen Sie jetzt?

GR Dr. Wilfried Serles: Na ja, weil wir festgestellt oder Sie festgestellt haben, dass es unterschiedliche Qualitäten bei Pflegeteams gibt. Es gibt motiviertere, bessere daher und es gibt sichtlich demotivierte und im Ergebnis daher für den Patienten schlechtere Pflegeteams. Haben Sie diese Wahrnehmungen der zuständigen Ärztin auch gesagt, haben auf diese qualitativen Unterschiede hingewiesen?

Harald Haas: Nein.

GR Dr. Wilfried Serles: Danke.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke, Herr Dr. Serles. Ich glaube, Sie haben noch eine Frage, Frau Dr. Korosec.

GRin Ingrid Korosec: Ich habe auch noch eine Zusatzfrage. Herr Haas! Wenn Sie jetzt drei Jahre Sachwalter sind, waren in dieser Zeit am Pavillon I auch Zivildiener beschäftigt? Wenn ja, welche Erfahrungen haben Sie gemacht?

Harald Haas: Ich habe nie einen gesehen bzw. ich habe die männlichen Betreuer nie gefragt, ob sie Pfleger oder Zivildiener sind. Ich habe keine Ahnung. Da sind alle in Arbeitskleidung herumgelaufen. Ich denke, Zivildiener würden wahrscheinlich nicht in Arbeitskleidung dort herumlaufen.

GRin Ingrid Korosec: Frau K. hat Ihnen zum Beispiel nie gesagt: “Die Zivildiener sind nett.“ ?

Harald Haas: Nein.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Noch eine Frage, Fr. Korosec.

GRin Ingrid Korosec: Danke, nein.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Eine Frage? Frau Dr. Neck-Schaukowitsch. 

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: In der ersten Zeit, als Sie Frau K. übernommen hatten, haben Sie einen Besuchsdienst organisiert. Die Patientin kann sich nicht, auch damals nicht, vom Bett in den Rollstuhl bewegen. Das heißt, es musste Unterstützung vom Pflegepersonal gegeben werden, damit die Patientin dann überhaupt mit dem Rollstuhl bewegungsfähig war. Das ist auch passiert?

Harald Haas: Nicht immer.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Was heißt nicht immer?

Harald Haas: Es sind oft Besuchsdienste hingekommen und da ist meine Klientin im Bett gelegen und nicht, fürs Fortgehen nicht hergerichtet gewesen, obwohl sie es vorher gewusst haben.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Was haben Sie da unternommen?

Harald Haas: Rücksprache gehalten und gebeten, dass das nicht mehr passieren soll.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Was war dann in der Folge? War es das nächste Mal besser?

Harald Haas: Teilweise. Es war so, dass immer wieder vergessen wurde, die Frau K. anzuziehen oder mit der Begründung „Heute ist sie krank.“ Ich sehe ein, wenn sie krank ist. Aber wenn sie einen Schnupfen hat, denke ich, kann man sie trotzdem hinaussetzen.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wollte die Patientin hinaus, trotz des Schnupfens?

Harald Haas: Die wollte immer hinaus.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Die wollte immer an die frische Luft hinaus. Das heißt, der Vorwurf an das Pflegepersonal, wenn ich es richtig verstanden habe, ist weniger in Richtung, jetzt sage ich einmal primär die Pflegemängel, weil Dekubitus, zum Beispiel, was bei so einer Patientin nahe liegend wäre und solche Fälle kennen wir genügend aus anderen Berichten, lag nicht vor, sondern dass in Richtung Aktivierung zu wenig gemacht wurde. Das ist, glaube ich, der Hauptvorwurf, den Sie hier haben. Verstehe ich das richtig?

Harald Haas: Ja.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Können Sie vielleicht noch schildern, wie die Patientin isst?

Harald Haas: Sie eine sehr liebenswerte, sehr humorvolle ...

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Nicht ist, sondern isst .

Harald Haas: Ach so, isst. Sie isst selber mit einem Löffel.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Meiner Information nach will sie kein Besteck verwenden. Wissen Sie das?

Harald Haas: Wie gesagt, ich habe sie beim Essen selten beobachtet. Das habe ich zuerst auch schon gesagt.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Waren Sie nie dabei?

Harald Haas: Weil ich zu Mittag nie oben war. Wenn ich sie gesehen habe, war da ein Teller mit Löffel. Ich denke mir, sie hat mit dem Löffel gegessen.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Aber Sie können es nicht genau sagen?

Harald Haas: Nein.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie haben auch nie nachgefragt?

Harald Haas: Nein.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Weil das war auch Vorwurf aus dem Untersuchungsbericht der MA 47.

(Zwischenruf.) Die Patientin war angepatzt, auf gut wienerisch gesagt. Meiner Information nach isst sie mit den Händen und verweigert Besteck.

Harald Haas: Kann sein. Ich habe immer einen Löffel gesehen beim Teller.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das können Sie selber nicht so genau sagen.

Harald Haas: Ich denke mir, wenn sie das will, dann ist das okay.

(Zwischenfrage: War er benutzt?) 

Ich habe keine Untersuchungen gemacht, ob der Löffel benutzt war oder nicht. So weit gegangen bin ich nicht.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Für diese Patientin haben Sie auch eine Validation, ist das richtig?

Harald Haas: Ja. Die habe ich immer noch.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das ist eine Methode, die man eher bei dementen Patienten anwendet. Ist das auch bei Frau K. der Fall?

Harald Haas: Sie ist leicht dement.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke. Sie sind fertig.

Bitte, Frau Dr. Pilz, noch eine Frage.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Danke schön. Herr Haas! Sie sind als Sachwalter zuständig, soweit ich informiert bin, dass Sie die Rechte und Interessen Ihrer Klientin wahrnehmen und auch, wo sie ihren Lebensraum hat, in diesem 7‑Bettzimmer mit keiner Intimsphäre. 

Das Pflegeheim, so viel ich weiß, wird man per Bescheid als Bewohner oder Bewohnerin dort eingewiesen oder man zieht dort ein. Wie können Sie denn die Rechte und Interessen Ihrer Klientin angesichts dieser Umstände vertreten? Was können Sie da einfordern? Zum Beispiel regelmäßig an die frische Luft kommen? Regelmäßig ein paar Stunden am Tag heraußen sitzen? Oder vielleicht - Sie sagen, sie ist eine liebenswürdige humorvolle, interessierte Person, mit der man reden kann – eine gewisse Ansprache?

Ich möchte mir vorstellen, was es heißt, wenn man so lange in dieser Situation lebt, so viel im Bett liegt, so wenig Besuch bekommt und dann nur Sie, vom dem gegenüber Beschwerden oder Wünsche gehört werden. Wie können Sie denn diese Rechte einfordern? Welche Rechte Ihrer Klientin haben Sie gegenüber der Station oder gegenüber wem immer geltend gemacht?

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Herr Zeuge, wenn Sie bitte deutlich ins Mikrofon sprechen würden.

Harald Haas: Ist recht. Wie gesagt, durch Reden mit den Schwestern habe ich ständig versucht, bis die MA 47 eingeschaltet wurde. Sonst habe ich keine Möglichkeit gesehen, meine Rechte dort geltend zu machen.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ich denke jetzt an so Dinge wie das jetzt nicht nur der Fernseher plärrt, wie Sie gesagt haben, sondern dass jemand vielleicht etwas tagsüber macht. Ich stelle mir vor, vielleicht miteinander die Zeitung lesen oder – sie kann ihre Hände bewegen – vielleicht irgendeine Art von Mobilisierung ihrer diesbezüglichen Kräfte. Etwas, was man gemeinhin mit Rehabilitation oder Aktivierung, so dass auch seitens des Geriatriezentrums Wienerwald – ich erinnere mich an Sitzungen, die wir gehabt haben, wo die Devise war: Unterstützen wir so viel wie nötig und motivieren wir die Patienten und Patientinnen zu so viel Eigentätigkeit, wie sie können und versuchen wir, das andere zurück zu gewinnen. Das, was Sie hier erzählen, ist das blanke Gegenteil. Was ist denn nach Ihrer Wahrnehmung passiert, um das, was an vorhandenen geistigen und körperlichen Potentialen und vielleicht Lebensfreude der Frau K. da war, was hat man gemacht, um das – man stelle sich vor, innerhalb von 37 Jahren – noch zu irgendeiner Art von Lebensqualität zu bringen?

Harald Haas: Zu wenig oder gar nichts. Was sie bekommen hat, war von den Schwestern oft eine Wolle, die sie immer wieder aufgewickelt hat. Das war ihre Tätigkeit. Außer wenn Besuchsdienste bei ihr waren.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Sie hat Wolle gehabt, um diese auf- und abzuwickeln?

Harald Haas: Genau.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Hat sie sonst etwas gehabt, was sozusagen anregend, motivierend war?

Harald Haas: Nein, überhaupt nichts. Sie konnte auch nichts alleine tun, sie war immer auf Leute angewiesen, die ihr helfen. Sie hat gerne Bilderbücher gelesen. Selbst wenn sie das gewollt hätte, hätte irgendwer das mit ihr tun müssen.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Was hätte Frau K. tun können?

Harald Haas: Selbstständig nichts. Theoretisch hätte sie alles tun können.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Beschreiben Sie mir etwas. Was hätte man, wenn man sehr, ich sage es ganz bewusst positiv, ambitioniert wäre, zu sagen: „Frau K. Sie sind bei uns, das ist Ihr Lebensraum, wir versuchen für Sie jetzt Lebensqualität herzustellen.“ Was hätte das sein können?

Harald Haas: Angefangen vom Hinausgehen bis Spiele machen, singen, turnen, ins Kino gehen, alles Mögliche.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Nichts von dem ist passiert?

Harald Haas: Nein. Nur durch meine Besuchsdienste.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das war eingeschränkt auf In-den-Park-Gehen und manchmal, so habe ich Sie verstanden, sind Ihre Besuchsdienste unverrichteter Weise wieder gegangen?

GRin Dr. Sigrid Pilz: Die sind bei ihrem Bett gesessen und haben geplaudert oder ein Bilderbuch angeschaut oder solche Sachen.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Die einzige Chance, einmal frische, würzige Wienerwaldluft zu schnuppern ist vorbeigegangen, weil man nicht daran gedacht hat, sie entsprechend vorzubereiten?

Harald Haas: Genau. Sie ist meistens mit meinen Besuchsdiensten dann hinausgegangen. Sie hat gerne eingekauft.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ist sogar aus dem GZW hinausgegangen?

Harald Haas: Ins Kino, in den Zoo, Haus des Meeres, einkaufen, spazieren, alles Mögliche.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das ist für mich jetzt wichtig. Denn bis jetzt war mein Eindruck von der Frau K., dass sozusagen all das außerhalb ihrer körperlichen und vielleicht auch psychischen Möglichkeiten war.

Harald Haas: Nein, nein.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Sie hätte, wenn ein ambitioniertes Umfeld wäre, viele Dinge, in einem erweiterten Lebensraum, eine gewisse Teilnahme an einem städtischen Leben haben können? Sie könnte das haben?

Harald Haas: Genau. Sie könnte das haben.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Davon bekommt sie keine zwei Prozent?

Harald Haas: Nicht vom Personal vom GZW.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das ist, außer für Sie, für jemand dort ein Problem?

Harald Haas: Vom Pflegepersonal her?

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ja.

Harald Haas: Offensichtlich nicht. Dann hätten sie es getan.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Danke schön.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke, Frau Dr. Pilz.

Sie haben das Fragerecht.

GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Eine Feststellung und Nachfrage.

Herr Kollege Serles hat in einer Nebenbemerkung, die ich so nicht im Raum stehen lassen möchte, gemeint, die MA 47 hätte drei Jahre gebraucht, bis hier eine Überprüfung stattgefunden hat. Nach Ihrer Aussage war das nicht möglich, denn Sie haben sich erst im Mai dieses Jahres an die MA 47 gewandt. Ist das so richtig?

Harald Haas: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bitte.

GR Mag. Helmut Kowarik: Sie haben gesagt, innerhalb der drei Jahre, die Sie die Dame betreut haben, haben Sie öfters mit den Schwestern über die Zustände oder über den einen oder anderen Vorhalt gesprochen. Waren das immer dieselben Schwestern, mit denen Sie gesprochen haben?

Harald Haas: Die, die Dienst gehabt haben.

GR Mag. Helmut Kowarik: Haben Sie im Zuge dieser langjährigen Betreuung erleben können, dass dort ein einheitliches Team war? Oder haben Sie feststellen müssen, dass es ständig gewechselt hat? Dass da immer anderes Pflegepersonal war?

Harald Haas: Ich kann das jetzt nicht so genau sagen, weil ich mir nicht gemerkt habe, welche Leute da jetzt immer sind.

Meistens bin ich beim Dienstzimmer vorbeigegangen und da sind sie drinnen gesessen, ich habe mir das Gesicht nicht gemerkt bis zum nächsten Mal. Aber es waren oft Gleiche dabei.

GR Mag. Helmut Kowarik: Haben Sie den Eindruck gehabt, dass sie überlastet sind bzw. dass eindeutig zu wenig Personal vorhanden und dass das die Schwestern entsprechend gespürt haben?

Harald Haas: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Noch eine Frage, Herr GR Kowarik?

GR Mag. Helmut Kowarik: Nein.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bitte, Herr Dr. Serles.

GR Mag. Wilfried Serles: Herr Haas! Ich wollte Ihre Beschwerden noch einmal hinterfragen. Sie haben sich bei der Ärztin beschwert. Sie haben sich bei den Krankenschwestern beschwert. Sie haben sich bei der Pflegeleitung nicht beschwert?

Harald Haas: Nein.

GR Mag. Wilfried Serles: Darf ich noch einmal nachfragen? Gibt es einen Grund aus Ihrer Sicht, warum Sie sich nicht an die Pflegeleitung gewandt haben?

Harald Haas: Wie gesagt, ich habe versucht, das im Team zu lösen.

GR Mag. Wilfried Serles: Okay. Haben Sie sich an den Krankenanstaltenverbund gewendet?

Harald Haas: Nein.

GR Mag. Wilfried Serles: Haben Sie sich an die Frau Stadträtin Pittermann gewendet?

Harald Haas: Nein.

GR Mag. Wilfried Serles: Haben Sie sich an andere Politiker gewendet?

Harald Haas: Nein. Aber das habe ich schon gesagt.

GR Mag. Wilfried Serles: Ein Themenkreis, der mich noch interessiert, ist die Sache mit dem Wundliegen, über die Sie erzählt haben. Pikanterweise ist das nach Ihrer Intervention aufgetreten. Offensichtlich deswegen – aber korrigieren Sie mich, wenn ich falsch liege, weil ich bin kein Mediziner, weil die Frau K. dann nach jahrelangem Liegen im Bett im Rollstuhl gesessen ist?

Harald Haas: Ja.

GR Mag. Wilfried Serles: Weil sie nicht zu lange im Rollstuhl gesessen ist?

Harald Haas: Ich vermute, ich meine, ich kann nicht genau sagen, das ist eine Vermutung von mir. Vielleicht können Sie die Frau Ehmsen-Höhnl dazu befragen, weil die weiß eher dazu Bescheid.

GR Mag. Wilfried Serles: Was können Sie uns aus Ihrer Wahrnehmung über diesen Dekubitus sagen? An welchen Körperstellen der Frau K. ist der aufgetreten?

Harald Haas: Am Oberschenkel. Ich habe den selber nie gesehen, weil ich wie gesagt, nicht die Decke hochhebe oder sie untersuche auf körperliche Mängel oder sonst etwas. Es ist nicht meine Aufgabe, die Frau K. auszuziehen und nachzuschauen.

GR Mag. Wilfried Serles: Würden Sie diese Erscheinung, die durch mangelnde Pflege oder aufmerksame Pflege verursacht wird, zurückführen auf qualitative Mängel in der Pflege der Frau K.?

Harald Haas: Wahrscheinlich, ja.

GR Mag. Wilfried Serles: Ich frage jetzt provokant: Können Sie eine Strafaktion des Pflegepersonals ausschließen?

Harald Haas: Also, das möchte ich nicht unterstellen.

GR Mag. Wilfried Serles: Würden Sie das ausschließen?

Harald Haas: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke, Herr Dr. Serles. Bitte, Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Danke, Herr Vorsitzender!

Sie haben davon gesprochen, dass wenig bis keine Intimität in dem 7‑Bettzimmer war, in dem Frau K. gelebt hat. Wissen Sie, wie lange sie schon in einem 7‑Bettzimmer untergebracht war?

Harald Haas: Ich kann nicht genau sagen, seit wann sie in dem betreffenden Zimmer ist.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Sie vermuten?

Harald Haas: Schon sehr lange, weil die vorige Stationsschwester, die schon in Pension ist, hat gesagt, dass sie schon lange dort liegt. Diese Schwester war sicher lange auf dieser Station.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Es ist anzunehmen, dass sie in einem der großen Zimmer war?

Harald Haas: Ja.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Was heißt das? Haben Sie Beobachtungen gemacht, wenn da jemand zum Beispiel stirbt in einem 7‑Bettzimmer? Haben Sie da eine Wahrnehmung gemacht?

Harald Haas: Nein.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Wie damit umgegangen worden ist, wissen Sie nicht?

Harald Haas: Keine Ahnung.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Hat Ihnen die Frau K. etwas erzählt über die Situation, was es bedeutet, mit sechs anderen Menschen in einem Zimmer zu leben?

Harald Haas: Sie hat es nicht direkt erzählt, aber durch Äußerungen habe ich festgestellt, dass ihr das nicht so sehr passt. Weil sie einfach keine Ruhe hat, weil die anderen Leute schreien oder sonst irgendwelche Aktivitäten machen.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Schreien und sonstige Aktivitäten, was ist da gewesen?

Harald Haas: Es gibt Patientinnen, die sehr viel schreien. Ich kenne ihr Krankheitsbild nicht, daher kann ich da nichts dazu sagen. Oder dass der Fernsehapparat dauernd plärrt oder das ständig irgendetwas um sie ist und sie keine Ruhe hat.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Hat sie jemals gesagt: „Ich möchte hinaus aus diesem Zimmer.“?

Harald Haas: Nein.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Nein. Das hat sie als ihr Schicksal angesehen?

Harald Haas: Ja. Ich glaube, sie wollte aus dem Bett hinaus. Das war schon sehr viel für sie.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das war schon ein Horizont?

Harald Haas: Ja.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Die anderen Damen des Zimmers, haben die sich beschwert in Ihrem Beisein darüber, dass sie zu sieben Personen hier zusammenleben müssen?

Harald Haas: Nein.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ich kann mich erinnern, die Frau Stadträtin hat einmal auch gemeint, es ist nicht so schlimm, dass die Toiletten so weit weg sind, weil man hat Leibstühle. Haben Sie erlebt, dass in Ihrer Anwesenheit oder während Sie auf der Station waren, dass jemand im Zimmer den Leibstuhl benutzen musste?

Harald Haas: Nein. Wenn Pflegeaktionen vom Team waren, wurde ich hinausgeschickt.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Dazu gehört, dass Leibstühle hereingebracht wurden?

Harald Haas: Ja, da kamen sie mit so einem Wagerl herein, wo alles Mögliche darauf war. Ich habe das nicht so genau angeschaut.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Dann sind Sie hinausgegangen?

Harald Haas: Ja.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Haben Sie selber einmal – ich stelle mir vor: 37 Jahre und davon offensichtlich ein gerüttelt Maß in einem 6- und 7‑Bettzimmer, ohne die Möglichkeit regelmäßig hinauszukommen, ohne der Möglichkeit, aus dem Bett zu kommen, also eine Lebensperspektive, die ich mir eigentlich nicht ausmalen kann – versucht, die Frau K. aus diesem Zimmer in einen Schmuckkasterl-Pavillon zu verlegen?

Harald Haas: Nein. Weil diese Vorgeschichte schon da war, wo man die Frau K. damals gefragt hat, ob sie woanders hinmöchte – wie es damals geheißen hat, es wird umgebaut, was aber dann nicht wurde - da hat sie damals schon gesagt, eigentlich will sie dort nicht weg.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Weil sie Angst vor Veränderung hatte?

Harald Haas: Ja. Das ist für jeden alten Menschen so.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Danke schön.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Hier ist noch eine Frage. Bitte, Frau GR Neck-Schaukowitsch.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Herr Haas! Ich habe gehört, dass es unterschiedliche Auffassungen gab, welcher Rollstuhl für Frau K. der beste wäre. Nämlich die Patientin selber hat eine andere Auffassung gehabt als das Pflegepersonal und Sie. Welcher Art waren diese unterschiedlichen Auffassungen?

Harald Haas: Ich habe noch nie gehört, dass sich die Klientin über den Rollstuhl beschwert hätte. Tatsächlich gab es da Schwierigkeiten mit diesem Rollstuhl. Als ich sie übernommen habe, hat sie einen ganz normalen Rollstuhl gehabt wie jeder, also so ein 08/15‑Ding.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Vor drei Jahren?

Harald Haas: Ja. 

Ich habe gesehen, dass sie da nicht sehr gut drinnen sitzt, immer sehr schief, jedenfalls so, dass es nicht gut sein kann, so zu sitzen. Da habe ich versucht, einen angepassten Rollstuhl zu beschaffen, was mir nach neun Monaten gelungen ist. Für mich hat es so gewirkt, dass sie da drinnen besser sitzt. Bei der Kontrolluntersuchung der MA 47 waren diese Fußstützen von diesem Rollstuhl weg – den ich ihr besorgt habe, die Frau K. hat auch Teile davon bezahlt, weil die Krankenkassa nicht alles bezahlt – da wurde einfach ein Rollstuhl ausgetauscht von dieser Firma. Da wurde der alte, neue Rollstuhl zurückgenommen, ohne mir zu sagen, was mit den Teilen passiert, die die Frau K. selber bezahlt hat, die haben sie einfach eingestreift. Es ist dann ein Ersatzrollstuhl hingestellt worden, der auch nicht viel besser war, so habe ich das Gefühl gehabt. Erst jetzt versuchen die Schwestern dort auf Kulanzweg mit dieser Firma einen noch besseren Rollstuhl anzupassen. Einen, den man auch kippen kann usw.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Eine Beschwerde, bei der bei der Überprüfung der MA 47 nachgegangen wurde, war auch, dass die Patienten zu wenig gebadet werden. Ich weiß nicht, ob Sie den Überprüfungsbericht kennen.

Harald Haas: Ich kenne den Bericht.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Hat Frau K. gerne gebadet? Oder wie war das, was wissen Sie?

Harald Haas: Keine Ahnung. Ich war beim Baden nie dabei und haben sie nie befragt darüber. Sie hat von selbst auch nie etwas gesagt.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke. Bitte, Herr GR Kowarik.

GR Mag. Helmut Kowarik: Ich wollte noch fragen: Glauben Sie, dass der Dekubitus dadurch entstanden ist, dass ein mangelhaftes Gerät oder ein schlechter Rollstuhl verwendet worden ist? Dass die Ausstattung da nicht entsprechend war? Dass ein Sitzpolster gefehlt hat? Oder sonst irgendetwas?

Harald Haas: Natürlich. Da gibt es genug Möglichkeiten, das zu verhindern. Durch Umsetzen, Umlagern, bzw. Schaumstoff- oder Dekubitusmatratze, Sitzauflage.

GR Mag. Helmut Kowarik: Es war zu wenig Ausrüstung oder Ausstattung in diesem Pavillon vorhanden?

Harald Haas: Ja. 

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sind noch Fragen seitens der Kommissionsmitglieder? Nicht. Dann möchte ich bitte der Kommission zur Kenntnis bringen, dass, vielleicht im Zusammenhang mit der Zeugenaussage, ein Akt der MA 47 vorliegt. Es gibt einen Aktenvermerk vom 20. März 2003, Beschwerde GZ Wienerwald: 

„Herr Harald Haas, Verein für Sachwalterschaft ruft an und teilt betreffend seiner Klientin Frau K., Bewohnerin des Pavillons I, mit, Frau K. werde immer bereits um 15 Uhr ins Bett gelegt, mehrere Interventionen sowohl von Bewohnerin als auch von Sachwalter beim Pflegepersonal bzw. beim ärztlichen Personal bleiben bislang erfolglos. Herr Haas wird Rückruf seitens der Aufsichtsbehörde innerhalb der nächsten Wochen zugesichert.“

Dann gibt es einen Aktenvermerk vom 14.7:

„Telefonat mit Herrn Haas. Herrn Haas wird mitgeteilt, dass zu o.a. Beschwerde auch eine unangekündigte Begehung des Pavillons I terminisiert wurde – auch am Nachmittag. Herr Haas berichtet nochmals, bis dato vergeblich beim Pflegepersonal interveniert zu haben, u.a. habe die Oberschwester gemeint, dass es auf Grund des Personalmangels teilweise nicht vermeidbar sei, die Patienten nachmittags ins Bett zu bringen.“

Dann gibt es ein Verhandlungsprotokoll, ich glaube, das ist bekannt, vom Juli, über diese Besichtigung.

Weiters vom 5. August ein Schreiben, unterfertigt von Monnier, das war von der MA 47 an Frau Dr. Elisabeth Ulsperger:

„Auf Grund der Beschwerden teilt die MA 47 als Aufsichtsbehörde eine unangemeldete Überprüfung des Pflegepersonals mit ... hat durchgeführt.“ Da wird jetzt gesagt, welche Missstände vorkommen.

Dann gibt es noch weitere Korrespondenzen die ich im Einzelnen, glaube ich, nur über ausdrücklichen Wunsch zur Verlesung bringen würde.

Korrespondenz vom 5. August, ein Aktenvermerk vom 5. September über die Beschwerde im GZ Wienerwald. Dann ein Schreiben des Herrn Generaldirektor Hauke an das GZW:

„Sehr geehrter Herr Generaldirektor! ... Für den Abteilungsleiter, Prisching.“

Da sind noch Korrespondenzstücke vorliegend.

GR Mag. Wilfried Serles: Darf ich diesen Antrag von Kollegen Kowarik in Erinnerung bringen, den wir abstimmen sollten?

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Jetzt kommen wir zu diesem Antrag. Wenn Sie Ihren Antrag noch einmal formulieren.

GR Mag. Helmut Kowarik: Ich stelle den Antrag: Die Aufzeichnungen, die Herr Haas im Zusammenhang mit der Betreuung von Frau K. der Polizei übergeben hat, sind der Kommission zur Verfügung zu stellen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Der Zeuge soll zur Verfügung stellen?

GR Mag. Helmut Kowarik: Die Polizei. Oder sind von der Kommission herbeizuschaffen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sie meinen eine Aktenbeischaffung von der Polizei? Um das geht es?

GR Mag. Helmut Kowarik: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ihr Antrag beinhaltet: Es sollen von der Polizei jene Akten beigeschafft werden, die der Zeuge vorgelegt hat bei der Polizei.

GR Mag. Helmut Kowarik: Jawohl.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Darf ich diesen Antrag zur Abstimmung bringen. Wer ist dagegen? – Einstimmig angenommen.

Danke, Herr Zeuge. Wollen Sie aus Eigenem noch eine Angabe machen, dann steht Ihnen das frei.

Harald Haas: Mir wäre wichtig, dass jetzt nicht die Stationsschwester böse hingestellt wird da oben, sondern dass am System etwas geändert wird.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Dann danke ich für Ihr Erscheinen. Ich denke, wir schalten eine Pause ein. Genügt eine Pause von einer Viertelstunde oder wollen Sie mehr? 20 Minuten? Bitte, eine Pause von 20 Minuten eingelegt. Das heißt, bis 12.35 Uhr.

(Pause von 12.10 bis 12.35 Uhr.)
Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ich darf die Fortsetzung der Kommissionssitzung um 12.35 Uhr feststellen. Alle anwesenden Mitglieder sind wieder versammelt.

Zur Frage der Beweisanträge ist noch festzuhalten, dass die gestellten Beweisanträge von den einzelnen Fraktionen allgemein Ihre Zustimmung finden. Da bitte ich um eine Äußerung, dass die Beweise auch aufgenommen werden sollen, wie sie beantragt wurden. Besteht irgendein Einwand dagegen, dass die beantragten Beweise aufgenommen werden? – Dann darf ich festhalten, dass es einstimmig beschlossen ist.

Bitte, Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Danke, Herr Vorsitzender! Eine Bitte hätte ich noch. Sie haben am Ende der Vormittagssitzung Dokumente zitiert, die als Aktenvermerke der MA 47 zum Gegenstand gemacht wurden. Darf ich Sie ersuchen, diese Dokumente entweder beim Herrn Regierungsrat Kusta oder sonst auf geeignete Weise zur Einsicht für die Mitglieder der Kommission aufzulegen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ja. Das ist ein Akt, der allen Mitgliedern der Kommission zur Verfügung steht. Das ergibt sich aus der Verfahrenstatsache. 

Wir haben als Nächstes die Vernehmung der Zeugin Johann Ehmsen-Höhnl. Bitte, darf ich Sie ersuchen. Bitte, nehmen Sie Platz.

Frau Amtsrätin! Sie werden hier als Zeugin vernommen. Zunächst darf ich um Ihre Personalien bitten. Sie heißen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Johanna Ehmsen-Höhnl.

(Personalien wurden bekannt gegeben.)

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sie werden hier unter Wahrheitspflicht vernommen. Sie wurden von der Amtsverschwiegenheit bereits entbunden. Das darf ich feststellen.

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Auf einzelne Fragen, die aus anderen Gründen Ihnen persönlich von Nachteil wären, könnten Sie gegebenenfalls ein Recht der Antwortverweigerung geltend machen.

Zunächst allgemein, bitte. Ihre berufliche Stellung ist wie?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich bin Diplomgesundheits- und Krankenschwester, ich bin Diplom- Sozialarbeiterin und habe ein Post graduate -Studium in Sozialmanagement, einen Master.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sie sind tätig jetzt bei der Magistratsabteilung 47?

ARin Ehmsen-Höhnl: Seit 1. Oktober Magistratsabteilung 15, Gesundheitswesen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Seit 1. Oktober dieses Jahres?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, dieses Jahres.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bis dahin waren Sie in der MA 47?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, mit den gleichen Befugnissen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Was ist Ihre Aufgabe in der MA 47 gewesen?

ARin Ehmsen-Höhnl: In der MA 47 war meine Aufgabe seit vier Jahren, die behördliche Heimaufsicht auszuüben. Insbesondere in den privaten Pflegeheimen, inklusive Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser als Amtspflegesachverständige.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sie sagen, die Aufsicht auszuüben. Wie ist das faktisch geschehen? Haben Sie die Heime besucht, oder...?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das sind kommissionelle Überprüfungen in den Heimen mit meinem Schwerpunkt Pflegebereich. Das heißt, ich bin mit einer Checkliste durchgegangen, das Ganze war im Sinn einer Verhandlung. Wir haben eine Verhandlungsleitung, wir haben eine juristische Sachverständige, die Leiterin dieses Bereiches Heimaufsicht und Qualitätssicherung und mindestens zwei Personen haben an dieser Kommission teilgenommen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: In welchen zeitlichen Abständen ist das geschehen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Geplant war, den Pflegebereich in den Häusern mindestens einmal im Jahr zu überprüfen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Mindestens einmal jährlich?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, mindestens. Aus Beschwerdeanlass unangemeldet zusätzlich.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Wenn Beschwerden gekommen sind, dann waren zusätzlichen Kontrollbesuche oder kommissionelle Besuche?

ARin Ehmsen-Höhnl: Wir haben dann meistens unangemeldet überprüft.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Wurde über die Ergebnisse dieser Kommission berichtet? Und wem haben Sie da Berichte gemacht?

ARin Ehmsen-Höhnl: An den Rechtsträger einerseits und bei Verlangen an die Abteilungsleitung.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Kam dann eine Reaktion, was zu geschehen hat?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, es kamen Stellungnahmen. Es waren Stellungnahmen freigestellt, man konnte dann innerhalb von 14 Tagen eine Stellungnahme dazu abgeben.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Kamen auch Stellungnahmen der jeweiligen Heimleitungen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja. Meistens war es so, dass inzwischen zum Beispiel ein Mangel bereits abgestellt wurde.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Wenn Sie bei der Kontrolle Mängel festgestellt haben, dann haben Sie sicherlich der Heimleitung Gelegenheit gegeben, das zu beheben?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, sofort und danach schriftlich.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Nun möchte ich auf den konkreten Fall zurückkommen, den der Sachwalter Haas Ihnen näher gebracht hat. Wann ist das gewesen? Hat er sich zuerst bei Ihnen beschwert über irgendwelche Vorkommnisse?

ARin Ehmsen-Höhnl: Er hat am 20. März bei uns angerufen. Da ging es lediglich um den einen Punkt, dass seine Klientin, die Frau K., bereits um 15 Uhr ins Bett gebracht wurde. 

In diesem Zeitraum, in diesen Monaten April, Mai hatten wir bis zu fünf Überprüfungen in der Woche zu absolvieren und die waren schon terminisiert. Zum Teil waren das routinemäßige Kontrollüberprüfungen, zum Teil unangemeldete auf Grund von Beschwerden, die via Stadtratbüro oder Patientenanwaltschaft bei uns eingelangt sind. Die wurden vordringlich – weil es oft viel gravierendere Mängel gab oder zumindest die Beschwerden dahin gingen, das heißt nicht, dass sich alle bewahrheitet haben.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Es ist ein ziemlich zeitlicher Abstand zwischen der Beschwerde des Herrn Haas und der dann im Juli vorgenommenen Kontrolle.

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, das ist richtig. Beabsichtigt war, eine systematische Überprüfung des ganzen GZW durchzuführen. Das ist aber aus zeitlichen Gründen nicht möglich gewesen, weil die einzige Pflegesachverständige, die derzeit für diesen großen Bereich abgestellt ist, dass bin derzeit ich.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sie sind die einzige Sachverständige? 

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bei diesen kommissionellen Überprüfungen, wie viele Personen haben da an sich teilgenommen, in der Regel.

ARin Ehmsen-Höhnl: Das war verschieden. Mindestens zu zweit, das ist die Verhandlungsleitung, meine Kollegin, die Frau Buchta, die ist akademisch geprüfte Versicherungsmathematikerin und auch rechtlich sehr versiert und ich. Also, mindestens zu zweit, maximal eine große Kommission, da sind dann Sachverständige von allen möglichen Magistratsabteilungen, Feuerpolizei, Baupolizei, Marktamt etc. dabei.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Hat sich diese Kommission neben dem Problem des Pflegepersonals auch auseinander gesetzt mit anderen Fragen, also, mit baulichen Problemen oder hygienische Einrichtung und dergleichen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich habe das nicht ganz verstanden. Die Sachverständigen aus den anderen Bereichen, z.B. der Bereich Technik, mit dem hatte ich selbst nichts zu tun. Ich bin meistens unverzüglich in medias res gegangen, in den Pflegebereich, mit der Oberin, mit der Oberschwester, mit den stationsführenden Kolleginnen und vor allem auch mit dem Amtsarzt.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bei der Sache der Frau K., haben Sie dann eine unangemeldete Besichtigung vorgenommen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das war an diesem 23. Juli, ich war vorher drei Wochen auf Urlaub und es gab keine Alternative und ich wollte aber unbedingt auch dabei sein. Das muss ich sagen, ich wollte sehen, wie es der Dame geht, nachdem ein sehr ambitionierter Sachwalter dahinter gestanden ist. Ich bin dann sehr gerne dabei gewesen. Wichtig war auch, dass wir unangemeldet kommen. Das heißt, wir wollten wissen, ob sich die Dame zu dem Zeitpunkt wirklich im Bett befand oder außerhalb.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Was haben Sie festgestellt?

ARin Ehmsen-Höhnl: Wir sind um etwa 15 Uhr hingekommen und wichtig war, dass wir zunächst gleich die Dame aufgesucht haben. Ich wollte sofort in das Zimmer gehen, habe es natürlich nicht gleich gefunden, weil ich die Zimmernummer nicht wusste. Das heißt, wir sind zu dritt in diesem berühmten Pavillon I gegangen, haben uns zuerst im Erdgeschoss umgesehen. Im Erdgeschoss ist irgendwann eine Pflegeperson vorbeigekommen, die haben wir gefragt, die hat gesagt, ja, gehen Sie in den 1. Stock hinauf, ich glaube, dass sie dort ist. Dadurch, dass gleich neben dem Stiegenaufgang ihr Krankenzimmer war, haben wir dann draußen den Namen gefunden und ich bin allein hineingegangen, weil als Pflegesachverständige hat das doch Hintergründe, warum eine rechtskundige Person nicht unbedingt gleich in ein Krankenzimmer gehen sollte oder auch nicht dabei sein sollte. Das heißt, ich bin nur hineingegangen, habe nachgesehen, wo die Frau K. ist, habe sie kurz angeblickt, habe gegrüßt und dann sind wir unverzüglich in die Pflegedirektion ins Direktionsgebäude gegangen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Waren andere Patienten oder Heimbewohner auch in dem Zimmer?

ARin Ehmsen-Höhnl: Die sind alle im Bett gelegen. Es war ein 7‑Bettzimmer und sechs Patientinnen oder Bewohnerinnen sind im Bett gelegen. Die Frau K. ist eben in jenem Rollstuhl halb sitzend untergebracht gewesen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Hatte sie die Möglichkeit, Flüssigkeit zu sich zu nehmen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das war auch ein Problem. Es ist wohl eine Flasche Mineralwasser am Tisch gestanden, aber es war kein Becher dabei, den sie sich hätte nehmen können, es war nichts vorbereitet.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Nachdem Sie dann diese Zustände festgestellt haben, haben Sie weitere Veranlassungen getroffen? Welcher Art waren diese?

ARin Ehmsen-Höhnl: Soll ich jetzt chronologisch vorgehen? 

Wir sind dann in die Verwaltungsdirektion gegangen und haben uns erkundigt, wo die Verwaltungsdirektorin ist, um sie in der Folge zu ersuchen, dass sie den Pflegedirektor verständigt. Es hat eine Weile gedauert, man hat uns gesagt, die Verwaltungsdirektorin sei auf Urlaub, dann war die Vertretung da, dann war der Pflegedirektor nach etwa 10 Minuten da. Wir haben uns natürlich ausgewiesen, dann meinte er, er wollte eigentlich früher heimgehen, aber gehen wir schnell zum Pavillon I. Das haben wir dann gemacht.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Mit dem Pflegedirektor sind Sie gegangen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Mit dem Pflegedirektor.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Hat der irgendwelche Anordnungen oder sonstige Maßnahmen gesetzt?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein. Wir sind mit ihm das Zimmer von Frau K. gegangen. Ich habe mich dann ein bisschen hingehockerlt, damit ich in ihrer Augenhöhe bin und habe mir dann ihre Hände angesehen und habe auch den Herrn Direktor hingewiesen und gesagt: „Sehen Sie das?“

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sie meinen, dass die Nägel nicht geschnitten waren?

ARin Ehmsen-Höhnl: Es geht nicht nur ums Nägelschneiden. Es geht darum, dass sie unsauber waren. Wenn eine Patientin lange will, wenn eine Patientin mit den Händen will, dann soll man sie essen lassen, mit langen Nägel und mit den Händen. Aber es geht um die Pflege. Das ist das Gesamtbild. Sie war ungepflegt, sie war lieblos, unsauber gekleidet und vor allem die Füße, die Beine sind herunter gehängt. Es war keine Stütze da. Immerhin waren die Beine angeschwollen und die Füße natürlich auch.

Es ist das Gesamtbild. Es sind nicht nur die Hände, weil man das immer so hervorhebt. Es war die Dame insgesamt nicht sehr gepflegt. In der Folge habe ich dann gebeten um die Pflegedokumentation, die die Visitenkarte auch für eine ordnungsgemäße fachgerechte Pflege ist. Da habe ich nicht sehr viel gefunden. Weder eine Bestätigung über Ganzkörperwäsche, noch über Dusche oder Bad. Auch keine Bemerkung, dass sie das nicht will, zum Beispiel. Es kann sein, dass Menschen sagen, sie wollen nicht gebadet werden. Dann muss das dort stehen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Soll die Pflegedokumentation für jeden Heimbewohner gesondert geführt werden oder ist das eine fortlaufend chronologisch geführte?

ARin Ehmsen-Höhnl: Jeder Patient - sagen wir in dem Fall Patient, ich wurde im GZW sofort korrigiert, man müsse Patienten sagen und nicht Bewohner, obwohl sie Jahrzehnte dort wohnen, ist nicht meine Meinung – hat eine eigene Dokumentation, die enthält die Pflege- und die Arztdokumentation.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Werden dort auch medizinische Eintragungen gemacht, also, von ärztlicher Seite?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, das ist die Arztdokumentation. Die Dokumentation eines Patienten besteht aus beiden Teilen und auch aus dem interdisziplinären Bereich.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Haben Sie ärztliche Eintragungen überhaupt feststellen können betreffend die Frau K.?

ARin Ehmsen-Höhnl: Die waren mangelhaft. Es war kein ärztlicher Dekurs zu finden. Ich müsste ein bisschen nachschauen, aber soviel ich jetzt wirklich in Erinnerung habe, vor allem ohne Datum und ohne Handzeichen waren zum Beispiel ärztliche Diagnosen eingetragen. Meiner Meinung nach kann das fatale Folgen haben. Es ist ganz wichtig, dass die ärztlichen Dokumentationen ordentlich abgezeichnet sind, dass das Datum dabei steht und möglicherweise auch, wenn es eruierbar, die Quellenangabe, wo diese Diagnose überhaupt erstellt wurde.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Haben Sie diese Tatsache dem Pflegedirektor vorgehalten, dass die Eintragungen nicht in Ordnung sind?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das habe ich gesagt. Ich habe gesagt, ich finde in den Pflegedokumentationen kaum Eintragungen. Ich finde kaum die Leistungsnachweise, die ordnungsgemäß mit Handzeichen, mit Paraphe, mit Kürzel abgezeichnet sein sollen. Ich habe ihm das gesagt, er hat das eigentlich relativ stoisch zur Kenntnis genommen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ist die Kontrolle der ärztlichen Eintragungen oder die chronologische Aufnahme Sache des Pflegedirektors oder gibt es noch einen ärztlichen Direktor?

ARin Ehmsen-Höhnl: Es ist der mitver-
antwortliche Pflegebereich gemäß § 15 Gesundheits- und Krankenpflegegesetz. Es gibt da drei wesentliche Bereiche, wenn ich die kurz ausführen darf. Das ist der § 14, der eigenverantwortliche Tätigkeitsbereich.

Der § 15, der mitverantwortliche, im Team handeln mit dem Arzt.

Dann gibt es laut § 16 den interdisziplinären Tätigkeitsbereich.

Die sind ganz wichtig, dass die miteinander arbeiten. Eines geht ohne dem anderen nicht. Das heißt, der Arzt hat die Anordnungsverantwortung und die Pflegeperson hat die Durchführungsverantwortung.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sie haben diesen Besuch dann abgeschlossen. Haben Sie nachher irgendeine Korrespondenz geführt? Oder sonst etwas unternommen, um das abzustellen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Es war so, wie es immer ist nach einer derartigen Verhandlung. Nachdem der Pflegedirektor mehrmals gesagt hat, er müsse heim und er hat es eilig und so, wollte er sich dann verabschieden kurz nach 16.30 Uhr. Wir haben ihn dann noch gebeten, kurz zu bleiben, damit er auch jetzt sich ansieht und anhört unsere zunächst kurze Stellungnahme, also die wichtigsten Punkte: Mangelnde Pflegedokumentation, mangelnde Sauberkeit, etc., um das dann zu unterschreiben. Das hat er dann schnell gemacht und ist gegangen um 16.40 Uhr.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: In den nächsten Tagen haben Sie irgendeinen Schriftverkehr geführt über die Angelegenheit oder einen Bericht gemacht?

ARin Ehmsen-Höhnl: Dann wurde das Protokoll erstellt. Ich möchte dazu wirklich vorausschicken, dieses war ein Kurzbericht, das war kein Verfahren im üblichen Sinn, wie wir das machen mit den Beweisfindungen, sondern es war wirklich eine kurze Einschau, die ein bisserl über mehr als zwei Stunden gedauert hat und untypisch für unsere Vorgangsweise. Da haben wir wirklich nur diese Beschwerden fokussiert.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sie haben sich nicht mit sonstigen Angelegenheiten im Heim befasst, sondern nur mit diesem personenbezogenen Fall?

ARin Ehmsen-Höhnl: Wir sind diesen Beschwerden im Erdgeschoss und im 1. Stock nachgegangen. Das andere wollten wir uns vorbehalten. Wir haben vorgehabt, in diesem Bereich mit dem Pavillon I zu beginnen und diesen Pavillon systematisch standardgemäß zu überprüfen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Im Anschluss an diese Sache hat sich eine Korrespondenz entwickelt?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja. Es waren Reaktionen, es waren Stellungnahmen und diese Stellungnahmen haben eigentlich uns nur bestätigt, dass die Beschwerdepunkte richtig waren. Dass weder etwas dazugefügt wurde noch sonst etwas. Es hat sich herausgestellt, dass Verbesserungsmaßnahmen getroffen worden sind, dass man sich zusammen setzt, dass es Pflegevisiten gibt, dass die Oberschwester mehrmals am Tag auch unangemeldet erscheint, dass die ärztliche Direktorin unangemeldet erscheint. Es ist einiges passiert als Konsequenz von diesem Kurzbericht, von dieser kurzen Stellungnahme.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bei Frau K. bestand ein Wundliegen oder ein Dekubitus? 

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein. Zu dem Zeitpunkt nicht.

Ich kann es nicht sagen, ich wollte es der Dame nicht antun, dass ich, eine wildfremde Person für sie, sie jetzt in das Bett hieven lasse und mir dann ihren Hautzustand anschaue. Das mache ich üblicherweise schon gern mit der leitenden Pflegefachkraft bzw. mit einem Arzt.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Haben Sie den Zustand des Rollstuhls irgendwie wahrgenommen? War der in Ordnung? Weil Sie vorhin sagten, die Füße sind herunter gehangen. Also, gab es keine Trittblätter?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das ist das Problem gewesen. Der Rollstuhl war offensichtlich in Ordnung, den habe ich auch nicht bemängelt, sondern nur, dass die Beinstützen, die Fußstützen gefehlt haben.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sie sagen, die haben gefehlt?

ARin Ehmsen-Höhnl: Die waren einfach nicht dabei. Es waren keine Fußstützen dabei. Die Frau K. hat einfach die Beine hinunter hängen gehabt. Dadurch habe ich mir auch noch genauer ihre Füße angeschaut. Es war nicht nur so, dass die Nägel der Hände ungepflegt waren, sondern auch die Füße, die Fußnägel und das sie angeschwollen waren.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Man hätte an sich die Fußstützen jederzeit an dem Rollstuhl befestigen können.

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, natürlich. Ich weiß nicht, warum sie nicht oben waren. Zu dem Zeitpunkt habe ich nachgefragt: „Haben Sie welche?“ Ich bin davon ausgegangen, dass es da welche gibt.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Wann sind Sie dann zeitmäßig mit dieser Sache Wochen oder Monate nachher noch befasst gewesen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Sehr intensiv, naturgemäß. Wir haben uns die Stellungnahmen genau angesehen. Wir haben uns eigentlich gefreut, dass etwas passiert. Dann naturgemäß ist nach dem Standardartikel eine Welle losgegangen. Das kann man schon so sagen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Haben Sie sich persönlich mit irgendwelchen Stellen in Verbindung gesetzt? Sei es im Krankenanstaltenverbund oder im Magistrat?

ARin Ehmsen-Höhnl: Wir haben natürlich laufend mit der Abteilungsleitung, mit einer unmittelbaren Vorgesetzten, mit der Leiterin des Bereiches Behördliche Aufsicht und Qualitätssicherung ständig über Maßnahmen nachgedacht, wie wir jetzt vorgehen. Es waren Turbulenzen ohnegleichen. 

Andererseits muss ich wirklich sagen, wenn ich mir diese Bemerkung erlauben darf, ich bin froh, dass etwas passiert.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Gut.

Frau Dr. Pilz, fangen Sie an.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Danke schön.

Frau Ehmsen-Höhnl! Sie haben bei Ihren Erhebungen im Pflegebereich davon gesprochen eingangs, dass von zwei Beschwerdeführern Missstände auf zwei Stationen ...

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Frau Dr. Pilz, es ist hier ein Problem

GR Mag. Wilfried Serles: Herr Vorsitzender! Es sollte die Reihenfolge in der Befragung schon ein bisschen variieren.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bitte, wenn Sie das wünschen, bin ich einverstanden.

GR Mag. Wilfried Serles: Das sollte selbstverständlich sein, dass wir sozusagen reihum in der Reihenfolge abwechseln.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bitte.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Heißt das, ich bin nicht mehr am Wort?

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Wenn die Kommission es einhellig wünscht.

GR Mag. Wilfried Serles: Der Kollege Deutsch sollte anfangen.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ich bin gerne für gruppendynamische Übungen bereit und dass wir uns im Kreis herum abwechseln.

Herr Kollege Serles! Ich bin trotz allem dafür, dass diese Entscheidung der Herr Vorsitzende trifft und nicht Sie.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: An sich ist das nur eine Frage, die man zwischenmenschlich lösen sollte.

GR Mag. Wilfried Serles: Ich darf dazu sagen: Sie leiten die Verhandlungen als Vorsitzender.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ja, das weiß ich, danke.

GR Mag. Wilfried Serles: Wir können nur Anregungen machen und Wünsche äußern. Mein Wunsch wäre es, dass die Reihenfolge beim Fragerecht abgewechselt wird. Ich schlage daher vor, der Herr Kollege Deutsch sollte als Vertreter der stärksten Fraktion anfangen mit dem Fragen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Gut. Dann machen wir jeweils abwechselnd eine Befragung. Einmal diese Fraktion und dann gleich wieder die andere. Zunächst der Herr Deutsch und dann die Frau Dr. Pilz und dann wieder hier. Bitte, gerne.

GR Mag. Wilfried Serles: Es wäre angebracht, zuerst die stärkste Fraktion, die SPÖ, dann FPÖ als zweitstärkste Fraktion, dann ÖVP und zum Schluss die Frau Dr. Pilz, weil die war zu Beginn dran.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ich kann damit leben.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sie kann damit leben. Damit ist es schon geklärt. Bitte, Herr Deutsch.

GR Christian Deutsch: Wenn es der Wunsch ist, fange ich an, die Fragen zu stellen. Herr Vorsitzender! Frau Amtsrätin! Sie haben darauf hingewiesen, dass Sie am 23. Juli nicht den gesamten Pavillon I überprüft, sondern zwei Stationen, wenn ich das richtig verstanden habe. 

Die erste Frage ist: Um welche Stationen hat es sich gehandelt?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das war das Erdgeschoss 1.0 und das war der 1. Stock. Im Erdgeschoss ging es um eine Frau M., um eine Beschwerde. Im 1. Stock um die bekannte Frau K.

GR Christian Deutsch: Wer hat an dieser Kontrolle teilgenommen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das waren wir drei. Das sage ich Ihnen auch noch einmal gerne: Das ist die Frau Mag. Monnier gewesen als Leiterin des Bereiches Behördliche Aufsicht und Qualitätssicherung, dass war die Frau Buchta Angelika als Verhandlungsleiterin und das war ich als Pflegesachverständige, wir drei.

GR Christian Deutsch: Meine nächste Frage wäre: Wie viele Bewohner haben sich auf diesen beiden Stationen befunden?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das weiß ich nicht. Üblicherweise hat eine Station etwa 30, 35 Patienten.

GR Christian Deutsch: Das heißt, wie viele Bewohner haben Sie selbst angesehen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Keine. Ich habe in diesen zwei Stunden nur zwei Bewohner angesehen. Die eine, die Frau K., von der wir jetzt berichten. Die Zweite war im 1. Stock. Da ging es eigentlich um eine andere Dame, die aber schon seit Monaten nicht mehr dort aufhältig war. Ich habe nur gefragt im Parterre, gibt es eine Patientin mit Dekubitus, wenn ja, bitte zeigen Sie mir die Dokumentation. Da hatte ich auch Gelegenheit hinzugehen zu ihr. Es war etwa 16.45 Uhr. Ich habe mir die Pflegedokumentation angesehen, nicht aber den Hautzustand der Dame, das wollte ich ihr ersparen.

GR Christian Deutsch: Wenn ich das richtig verstanden habe: Sie haben von allen Bewohnerinnen und Bewohnern, die dort leben, insgesamt zwei zwar nicht angesehen, aber die Unterlagen überprüft?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich habe mir mehrere Unterlagen angesehen, mir mehr Dokumentationen angesehen, nicht nur die von den beiden Damen. In der kurzen Zeit ist nicht mehr möglich. 

GR Christian Deutsch: Da Sie sich die beiden Personen selbst nicht angesehen haben, können Sie keine Aussage treffen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Den Hautzustand habe ich mir nicht angeschaut. 

GR Christian Deutsch: Ich würde Sie bitten, die Frage zu beantworten, weil ein ganz wesentlicher Punkt immer wieder, auch das Thema, die Pflegedokumentation. Sie haben gesagt, Sie haben für einige Personen Einsicht genommen. Wie würden Sie die Qualität dieser Dokumentation beurteilen.

ARin Ehmsen-Höhnl: Für mich als Außenstehende war die Dokumentationskultur nicht umwerfend. Das heißt, eine Pflegedokumentation und eine Arztdokumentation soll gut nachvollziehbar sein, schlüssig für Außenstehende. Ob das jetzt Pflegepersonen sind oder ob es auch zum Beispiel, wie im privaten Bereich, ein Notarzt ist, es muss vor Ort aufliegen, als Visitenkarte einer Dokumentationskultur, die Dokumentation. Auch wenn Pflegepersonen ihren Dienst antreten, die die Menschen nicht so gut kennen, erst Recht müssen die wissen, was ist passiert, welche Diagnosen gibt es, etc.

GR Christian Deutsch: Das würde heißen, dass von einer schlechten, mangelhaften Dokumentation die Rede ist?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, das würde das heißen.

GR Christian Deutsch: Wurden Ihnen auch Gründe angegeben, warum diese Dokumentationen unvollständig sind?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das Problem war, dass niemand wirklich mir dort auch nur annähernd Auskunft geben konnte oder wollte. Ich weiß nicht warum, aber es war einfach nicht möglich, auch irgendwelche Rechtfertigungen oder Kommentare oder was immer auch zu erhalten. Seitens des Pflegedienstleiters kam eigentlich nicht viel mehr als ein Achselzucken oder „ja, stimmt“. Er hätte auch sagen können: Frau Ehmsen, bitte kommen Sie morgen wieder, ich habe es wahnsinnig eilig, dann schauen wir uns das alles in Ruhe an. Da wäre ich einverstanden gewesen. Es war so ruhig dort, im 1. Stock überhaupt.

GR Christian Deutsch: Was mich noch interessieren würde, wäre: Nach welchen Gesichtspunkten, nach welchen Kriterien Sie die Kontrolle durchgeführt haben?

ARin Ehmsen-Höhnl: Dort im speziellen Fall?

GR Christian Deutsch: Ja.

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich kann nur sagen mit allen Sinnen. Das heißt, wenn ich mir einen Überblick verschaffen will, dann rieche ich, dann sehe ich, dann fühle ich, dann schau´ ich mir die Menschen an, die dort wohnen – ich sage bewusst wohnen – dann versetze ich mich auch, was ganz wichtig wäre, für alle, für die so genannte Gesellschaft, dann versetze ich mich in ihre Lage und die ist nicht lustig in einem 7-, 8- oder Mehrbettzimmer.

GR Christian Deutsch: Eine Frage hätte ich noch: Betreffend der anderen Bewohner haben Sie keine Feststellungen getroffen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bitte, Frau GRin Schmalenberg.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Sehr geehrte Frau Amtsrätin! Sie haben gesagt, Sie prüfen private Einrichtungen, die Einrichtungen des Kuratoriums Wiener Pensionistenheime?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich prüfe die jährlich, wenn es geht.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg:  Vorgesehen ist die Prüfung mindestens einmal im Jahr. Wie oft finden die Prüfungen tatsächlich statt?

ARin Ehmsen-Höhnl: Im Beschwerdefall kann es vorkommen, dass man zweimal, dreimal im Jahr hingeht. Es gibt Häuser, da war ich sogar fünfmal, bis es endlich funktioniert hat, sage ich einmal so salopp.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Sie haben die städtischen Pflegeheime nicht genannt, die wurden nicht einmal im Jahr geprüft von Ihnen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich war noch nie in einem städtischen Pflegeheim, so wie in diesem Fall aus gegebenem Anlass, unangemeldet. 

Es ist natürlich auch ein Ressourcen-Problem. Wenn man als Pflegefachkraft ein städtisches Heim überprüft, mit so vielen Menschen, mit bis zu 2 300 Menschen, die dort wohnen, muss man das sehr genau, sehr systematisch, sehr strukturiert machen. Vor allem muss man dann einen Bericht machen, der unter Umständen vor Gericht standhalten können müsste. So wie es auch mit den Dokumentationen ist. Ich kann nicht etwas verlangen, was ich selbst nicht mache.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: War das die erste Prüfung in einem städtischen Pflegeheim?

ARin Ehmsen-Höhnl: Wir waren vorher schon im Geriatriezentrum Baumgarten, zweimal

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Das war auch ein Anlassfall?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das war ein wirklich geringfügiger Anlass. Da ging es um Brandschutz. Wir haben gesagt, gut, dann fangen wir gleich mit dem Geriatriezentrum Baumgarten an.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Sie haben gesagt, es war die systematische Kontrolle im GZW beabsichtigt. Sie hat dann nicht stattfinden können. Warum nicht?

ARin Ehmsen-Höhnl: Es haben sich die Ereignisse überstürzt. Ich habe sonst 73 Pflegeheime zu überprüfen. Insgesamt, wenn man sich das vorstellt, sind 19 000 Menschen, die in Wohn- und Pflegeheimen leben. Es ist wirklich übermenschlich und ich bin mir der Verantwortung voll bewusst, wenn ich da eine Unterschrift darunter setze, welche Konsequenzen das haben kann. 

Ich möchte auch eines betonen, dass es wirklich großartige Leistungen beim Pflegepersonal gibt. Es gibt wirklich ausgezeichnete, auch ethische, sozial und fachlich kompetente Gesundheits- und Krankenpflegepersonen bzw. Angehörige der Pflegeberufe. Es ist irgendwie auch mein Schicksal, in ein Wespennest zu stechen.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg:  Sie haben gesagt, es gibt nur eine einzige Sachverständige für den Pflegebereich, das sind Sie selbst. Wie schaut die Personalsituation in der MA 47 für diese Überprüfungen aus? Gibt es da jetzt nur Sie, wie schaut das aus?

ARin Ehmsen-Höhnl: Was die Pflege betrifft, war es mühsam genug, dass man – und das muss ich auch sagen –  eigentlich, um es korrekt zu sagen, ich bin bei der Gemeinde Wien als Diplom-Sozialarbeiterin geführt. Ich habe diese Qualifikation noch zusätzlich, weil eine, und das muss ich auch sagen leider, Diplom-Sozialarbeitern besser eingestuft ist als eine Pflegefachkraft. Jetzt hat man mich in dieser Einstufung belassen. 

Nach zwei Jahren war es möglich, dass ein Posten dafür systemisiert wurde. Jetzt erst im September konnte ein Posten für eine zweite Pflegesachverständige bewilligt werden.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Dann gibt es seit September zwei Personen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein, wir haben noch keine, der Posten wurde ausgeschrieben und ist ein Verfahren, das läuft. Derzeit bin ich die Einzige.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Sachverständige für den Pflegebereich?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Wie viele Mitarbeiter insgesamt gibt es? Ich denke, Sie müssen noch Mitarbeiter haben?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein, wir sind ein kleines, effizientes Team. Das darf ich einmal so sagen. Das ist die Verhandlungsleitung, das ist die juristische Sachverständige bzw. Leiterin des Bereiches Behördliche Heimaufsicht und eine Sekretärin.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Glauben Sie, dass man mehr Personen benötigen würde, um eine effiziente Kontrolle durchzuführen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Wesentlich mehr. Ich habe sehr viele Überstunden. Ich mache es gerne, ich bin eine Idealistin, nach wie vor. Wir würden drei, vier zusätzliche Pflegefachkräfte brauchen.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Sie haben gesagt, es hat vier Monate gedauert von der Eingabe von Herrn Haas bis zu der Prüfung. Einer der Gründe, die Sie genannt haben, war, dass in anderen Einrichtungen gravierende Mängel waren, denen Sie zuerst nachgehen mussten, wo die Prüfungen schon terminisiert waren.

Wie lange sind die Wartezeiten, wenn man jetzt so eine Eingabe hat?

ARin Ehmsen-Höhnl: Normalerweise, wenn es irgendwie möglich ist und wenn die Beschwerde gravierend ist, gehe ich sofort. Ich bin auch schon um 15 Uhr am Nachmittag in so ein Haus gekommen und bin dann bis um 20 Uhr, 20.30 Uhr geblieben. 

Aber allein der Umstand, dass die Dame, die Frau K., bereits um 15 Uhr ins Bett gebracht wird, war nicht so, dass ich sage, so, alles liegen und stehen lassen und sofort hin. Es war niemand unter gefährlichen Umwelt- oder Lebensbedingungen aufhältig.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Sie haben gemeint, die Einschau war untypisch für Ihre sonstige Vorgangsweise. Wie schaut die Routinevorgangsweise aus, bzw. wie ist die Checkliste, die Sie da sonst haben?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich habe eine Checkliste kreiert, die ist 10 Seiten lang und da gehe ich ganz systematisch vor, eben in Richtung Struktur und Strukturstandards.

Zum Beispiel: Wie viele Mitarbeiter sind dort? Wie schaut es aus mit dem Pflegepersonal - Ist/Soll-Zustand? Die Qualifikationen der Mitarbeiter? Das habe ich alles nicht gemacht. Die Erhebungen hinsichtlich der Pflegegeldstufen sind sehr, sehr von Relevanz. Wer ist für die Hygienebedingungen, für Hygienemaßnahmen im Haus zuständig? Wie schaut es aus mit der ärztlichen Leitung? Wie schaut es mit der Pflegedokumentation aus? Arztdokumentation? Bewohner mit Dekubitus? Mit PEG-Sonden, die auf diese Art und Weise ernährt werden? Wie viele Menschen haben Dauerkatheder? Wie schaut es mit dem Reinigungspersonal aus? Gibt es Reinigungspläne? Desinfektionspläne? Wenn ich das Haus kenne, kann man sagen, mindestens zweieinhalb bis drei Stunden dauert normalerweise eine wirklich gezielte Überprüfung.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Könnten Sie diese Liste für die Kommission zur Verfügung stellen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Die Checkliste?

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Ja.

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Des Öfteren wurde heute schon gesagt, dass der Personalmangel einer der Ursachen für die Zustände auf dieser Station ist. Schätzen Sie das auch so ein?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich würde jetzt nicht alles auf die Quantität der Pflegepersonen schieben, sondern auch vom ethischen Auftrag. Ich denke mir, wenn man ein bisschen auch Kreativität walten lässt und sich Gedanken macht und wirklich mitdenkt, wie könnte ich die Situation trotz Personalmangels verbessern, glaube ich schon, dass man sehr bewegen könnte.

Andererseits möchte ich schon sagen, dass ich der Meinung bin, dass Menschen, die als Pflegefachkräfte in derartigen Einrichtungen arbeiten, dass die viel höher bezahlt werden sollten. Die sollten genau so eine Zulage bekommen wie zum Beispiel Operationsschwestern – ich war früher OP-Schwester, ich weiß, wovon ich rede - dass sie im Sinne auf Grund ihrer Sonderausbildung – im dem Fall wäre das eine Sonderausbildung für Pflege in der Geriatrie – dementsprechend entlohnt werden sollten. Das ist eine wirklich sehr, sehr schwere Arbeit und zwar auch frustrierend, wenn man nicht unmittelbar die Ergebnisse sofort sieht. Aber man kann sehr, sehr viel bewegen.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Sie haben zum Schluss Ihrer Ausführungen gemeint, dass die Stellungnahmen, die Sie dann bekommen haben, die Vorwürfe bestätigt haben. Welche Stellungnahmen haben Sie bekommen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das war von der Pflegedienstleitung, von der ärztlichen Direktorin, es wurden Pflegevisiten gemacht, unangekündigte. Man hat angeführt die erbrachten Maßnahmen, die durchgeführten Maßnahmen, zum Beispiel: Vermehrt Kontrollen, Instruktionen für die korrekte Führung von Dokumentationen. Vor allem - und das möchte ich auch betonen - dass man jetzt immerhin so weit ist, dass man die Bewohner offensichtlich zweimal im Monat badet oder duscht und nicht nur einmal im Monat. Ich lasse auch die Entschuldigung nicht gelten „es kann sein, dass ich ein Handzeichen oder dass man ein Handzeichen vergessen hat“, das kann nicht drei Monate dauern. Das sieht zumindest die nächste verantwortliche Pflegeperson am nächsten Tag, dass da ein Handzeichen fehlt.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Sie haben das Verhalten des Pflegedirektors beschrieben. Es ist mir so vorgekommen, als wäre er unwirsch gewesen über diese Überprüfung. Zumindest war ihm nicht daran gelegen, das in einer angemessenen Zeit, das mit Ihnen in Ruhe zu bereden. Was hat er zu den festgestellten Mängel vor Ort gemeint?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nichts.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: War er engagiert?

ARin Ehmsen-Höhnl: Er war fast desinteressiert. Es ist der Eindruck entstanden, sowohl haben das meine Kolleginnen bestätigt als auch bei mir, es kam kaum eine Reaktion.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: War er ungehalten, dass Sie ihn aufgehalten haben?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nicht einmal das war. Wenn er gesagt hätte: Frau Ehmsen, bitte kommen Sie morgen, ich habe einen dringenden Termin, okay, hätte ich mir gedacht, gut, ich schau noch schnell nach der Frau K. und dann kommen wir am nächsten Tag wieder. Es war nicht einmal das. Er hat sich weder entschuldigt. Das Einzige war, wie ich gesagt habe, schauen Sie sich die Hände von der Frau K. an, hat er gesagt „Na ja, es ist wahr.“

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Er wollte dringend heim?

ARin Ehmsen-Höhnl: Wohin immer auch. Das weiß ich nicht. Er wollte weg.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg:  Haben Sie auch mit der ärztlichen Leiterin gesprochen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: War sie nicht da?

ARin Ehmsen-Höhnl: Die war nicht da.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Sie haben abschließend gemeint, es ist notwendig, das etwas passiert. Was denken Sie, ist am Dringendsten notwendig?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das ist ein Wunsch an das Christkind. Ich wünsche mir, dass die Gesellschaft endlich hellhörig wird, dass wir - wie ich eben schon einmal die Gelegenheit hatte, in der Sendung „Thema“ zu sagen - arbeiten an unserer Zukunft, wir alle, die wir hier sitzen. Ich würde mir wirklich wünschen, dass wir alle uneitel, lassen wir unsere politischen Interessen ein bisschen hinten stehen und versuchen wir alle, gemeinsam zu arbeiten daran und gehen wir bitte offen durch diese Geriatriezentren, die menschenunwürdig sind.

Ich kenne Lainz seit frühster Jugend an, familiär bedingt. Es ist so, es gibt einige Stationen, die sind sehr gut geführt und die sind mustergültig, aber es gibt andere, die sind irgendwie ein schlimmes Ausgedinge, wenn ich das einmal so formulieren darf.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Danke.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke, Frau Mag. Schmalenberg. Jetzt wechseln wir wieder.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Darf ich jetzt kurz doch etwas sagen, ich bin sehr zurückhaltend. Aber ich wäre schon dafür, dass in der ersten Runde einmal alle Fraktionen zu Wort kommen, bevor die Sozialdemokraten ein zweites Mal, wenn jetzt die Frau Korosec dran kommt, dann würde ich dringend bitten, dass die GRÜNEN drankommen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ja.

GRin Ingrid Korosec: Frau Amtsrätin! Haben Sie den Eindruck gehabt, dass bei der Kontrolle dem Pflegedirektor diese Situation eher normal vorgekommen ist? Weil sonst müsste man, wenn man es eilig hat, alle Alarmglocken schrillen. Ich kann mir nur vorstellen, wenn ich diese Situation als „so ist es eben“ annehme, dass ich so ein Desinteresse zeige. Haben Sie diesen Eindruck gehabt?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich habe eine derartige Reaktion noch nicht erlebt. Normalerweise, wenn wir in ein privates Heim gekommen sind, sind alle leitenden Pflegefachkräfte und Verwaltungsleiter oder wer auch immer mobilisiert worden. Die sind gekommen und ich habe eine derartige ... entweder hat er das nicht wirklich ernst genommen oder ... ich weiß es nicht. Ich habe keine Ahnung, er hat sich eigentlich von Anfang an so uns gegenüber verhalten, na ja, jetzt ist sie da, die Abordnung. Aber ich weiß nicht, ob es ihm wirklich bewusst war, welche Konsequenzen das haben könnte.

GRin Ingrid Korosec: Sie haben gesagt, Sie sind bis jetzt – jetzt wird der zweite Pflegesachverständige gesucht – zuständig für 19 000 Menschen in Wien.

ARin Ehmsen-Höhnl: Zunächst nur für die Privaten, das sind etwa 14 000 Menschen, 5 000 leben in den Städtischen.

GRin Ingrid Korosec: Für 14 000?

ARin Ehmsen-Höhnl: Für 14 000 in den Wohn- und Pflegeheimen, wobei angemerkt werden kann oder sollte, dass viele auch im Wohnbereich sind, insbesondere in den Häusern des Kuratoriums. Das ist genug. Wenn das etwa 9 000 Menschen sind, die pflegebedürftig sind, da kommt es auch auf die Organisation an, wie das Beschwerdemanagement läuft. Wie man umgeht mit Beschwerden. Ob einfach die Chemie stimmt.

GRin Ingrid Korosec: Frau Amtsrätin! Wer hat Ihnen konkret den Auftrag gegeben, zu kontrollieren? Wie haben Sie das entschieden? Oder hat das der Leiter der MA 47 gemacht? Oder hat das die Frau Stadträtin gemacht? Wer hat Ihnen den Auftrag gegeben, dass Sie das erste Mal unangemeldet in einem städtischen Heim überprüft haben?

Ich nehme an, Sie haben auch früher schon Beschwerden bekommen. Es waren nicht nur diese zwei Beschwerden, die Sie heute angeführt haben, sondern ich nehme an, Beschwerden haben Sie in Vielzahl bekommen. Warum wurde da nicht überprüft bzw. warum hat man jetzt überprüft und wer hat den Auftrag gegeben?

ARin Ehmsen-Höhnl: Den Auftrag hat gegeben der Abteilungsleiter, der Herr SR Dr. Leitner. Ich bin eine weisungsgebundene Amtssachverständige. In dem Moment, in dem wir beschlossen haben, wir können jetzt nicht auf die wirklich strukturierte, ganzheitliche Überprüfung des Geriatriezentrums warten, da haben wir gesagt, gut, jetzt gehen wir unangemeldet hin, machen einen Vorgriff.

GRin Ingrid Korosec: Sie haben angeführt, dass zwei Überprüfungen stattgefunden haben, die waren angemeldet.

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, die waren angemeldet.

GRin Ingrid Korosec: Das heißt, üblicherweise sind auch die Prüfungen angemeldet, außer es kommen Beschwerden?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja.

GRin Ingrid Korosec: Das Nächste, was ich Sie fragen möchte. Warum hat man eigentlich die städtischen Heime nicht überprüft? 

Gibt es da eine Weisung? An sich ist es nicht zu verstehen, warum die privaten Heime ja, die städtischen nicht? Oder war das einfach so Usus? Welche rechtlichen Unterlagen gibt es?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das ist nicht in meinem Kompetenzbereich. Das ist eine Angelegenheit der Abteilungsleiter und der Geschäftsgruppe. Ich kann nur auf Grund einer Weisung tätig werden.

GRin Ingrid Korosec: Sie haben bis zu diesem Zeitpunkt keine Weisung erhalten, dass Sie auch in städtischen Heimen, trotz Beschwerden, überprüfen konnten?

ARin Ehmsen-Höhnl: So ist es. Wobei ich sagen muss, ich habe sicherlich auf Grund meiner auch nur begrenzten Ressourcen nicht jeden Tag gesagt, bitte, ich möchte jetzt unbedingt ein städtisches Heim überprüfen. Meine Arbeit möchte ich nach wie vor so gut wie möglich machen und die kann ich nur machen, wenn ich etwas Zeit dazu habe. Ich kann meine Unterschrift nicht unter ein Gutachten oder durch eine fachliche Stellungnahme setzen, wenn ich nicht wirklich nach bestem Wissen und Gewissen Qualität erbracht habe.

GRin Ingrid Korosec: Sie haben auch gesagt, Sie haben nach der Überprüfung dann sozusagen die Vollzugsmeldungen bekommen von diversen Stellen, dass man das und das eingeleitet hat.

Waren diese Konsequenzen vor oder bereits wie der Medienrummel begonnen hat?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein, die waren vorher, die waren eindeutig vorher. Die waren bereits im August, ich glaube 9., 10., 11. August, soweit ich mich erinnern kann, sind bereits die ersten Stellungnahmen gekommen.

GRin Ingrid Korosec: Diese Einschränkung der Prüfkompetenz haben Sie deshalb als angenehm empfunden, weil Sie eben als einzige Pflegesachverständige natürlich nicht überall sein konnten? Weil sonst hätten Sie wahrscheinlich gesagt, warum die Städtischen nicht auch?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich konnte mir schon vorstellen, dass da einiges auf Grund ..., man hört einiges, so angenehm war es mir nicht. Ich habe gehofft, dass so bald wie möglich zumindest eine zweite Pflegesachverständige kommt. Es war mir nicht angenehm.

GRin Ingrid Korosec: Sind Sie der Meinung, dass zwei Sachverständige für 19 000 ausreichen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein. Die reichen nicht aus. Ich habe gesagt, mindestens zwei bis drei. Ich meine, ich beneide den Herrn Dr. Vogt.

GR Mag. Wilfried Serles: Der darf leider nicht prüfen.

GRin Ingrid Korosec: Frau Amtsrätin! An sich würde ich meinen, dass Sie auch schon, nachdem Sie in so viele Pflegeheime kommen, Gott sei Dank kenne ich Sie ein bisserl, noch nicht abgebrüht sind. Die Gefahr besteht, wenn man tagtäglich diese Tätigkeit macht, dass man irgendwann einmal abstumpft. Gott sei Dank sind Sie das nicht.

Das heißt, dass muss Ihnen aber doch bei Ihrer Tätigkeit dann sehr oft nicht gut zumute gewesen sein, wenn Sie die Situation gesehen haben, die wirklich, wie Sie selbst gesagt haben, menschenunwürdig, wenn Menschen zu acht im Zimmer liegen und überhaupt keine Privatsphäre haben. All das, was wir heute schon am Vormittag vom Sachwalter gehört haben, haben Sie versucht, das aufzuzeigen, dass es hier zu Veränderungen kommen soll? Wie ist man da in der MA 47 damit umgegangen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich hatte immer ein offenes Ohr seitens der Abteilungsleitung und auch von meiner unmittelbaren Vorgesetzten, von der Frau Mag. Monnier, und insbesondere jetzt mit meiner Kollegin. Wir, dieses Dreier-Team, hält sehr gut zusammen. Man hat, glaube ich, sehr gute Arbeit geleistet und auch seelisch. Das heißt, wir federn uns schon ab. Ich habe auch als Diplom-Sozialarbeiterin gearbeitet und habe einen sehr schwierigen Bereich über gehabt. Ich kann schon damit umgehen und habe auch innerlich Ressourcen, um mich abzuschotten. Wie Sie sagen, und da bin ich sehr froh, dass Sie das sagen, abstumpfen werde ich nie.

GRin Ingrid Korosec: Haben Sie über all das, was Sie gesehen haben, auch der Frau Stadträtin Dr. Pittermann Bericht erstattet?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich habe sie anlässlich einer Podiumsdiskussion getroffen und sie hat mich auch zu sich eingeladen mit meiner Kollegin. Ich muss sagen, ich habe ein offenes Ohr bei ihr gefunden und sehr, sehr kluge Stellungnahmen. Sie kann keine Wunder bewirken und ich würde sie auch niemals dafür verantwortlich machen. Im Gegenteil, sie hat ein offenes Ohr. Wie ich ihr das erste Mal vorgestellt wurde, war das Erste – ich habe mich vorgestellte: Ehmsen, Heimaufsicht – „Bitte, schauen Sie sich alles genau an, so oft wie möglich.“

GRin Ingrid Korosec: Danke schön.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Danke, Herr Vorsitzender. Frau Amtsrätin! Ich möchte noch einmal zurückgehen zu Ihrem Prüfbericht und zum Ergebnis Ihrer Erhebungen, von denen Sie sagen, das war nicht, wie Sie das lege artis normalerweise machen mit einer Checkliste, sondern Sie sind einfach auf Grund der Dringlichkeit, dort Nachschau zu halten, gekommen und waren über zwei Stunden dort.

Wir haben relativ viel über die Frau K. gehört. Was die Frau M. betrifft, habe ich Sie richtig verstanden, Sie haben sie nicht angetroffen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Sie war nicht mehr dort. Sie war seit einigen Monaten bereits nicht mehr im Geriatriezentrum. Wir haben davon abgesehen jetzt, auf Grund des Zeitpunktes, der Tageszeit, dass wir uns die Dokumentation von Frau M. ausheben lassen.

Wir haben uns stattdessen bzw. ich habe mir stattdessen eben die anderen Dokumentationen der gleichen Station angesehen. 

GRin Dr. Sigrid Pilz: Es hat bezogen auf die Frau M. einen Beschwerdeführer, entnehme ich Ihrer Erhebung, gegeben?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja. Das war kein Sachwalter, das war der Sohn, mit dem ich nicht persönlich gesprochen habe.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Die Vorwürfe des Sohnes der Frau M. haben sich worauf bezogen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Zum Beispiel, dass eine Patientin, die auf die Toilette wollte, ich glaube, Sie kennen das alle, aber ich sage es nur, sie hat sehr lange, nämlich drei Stunden, im Rollstuhl warten müssen. Man hätte sie aufgefordert „in Windeln“ - eine nicht mehr zeitgemäße Bezeichnung, wir sagen Einlagen oder Inkontinenzprodukte – zu benützen.

Man hätte auch öfter mit ihr deswegen geschimpft. Es ist auch vorgekommen, dass man sie – das sind die Worte des Sohnes, ich kann sie weder verifizieren noch falsifizieren noch gar nichts. Ich habe sie einfach so, wie sie waren, stehen lassen.

Sehr ähnliche Anschuldigungen, Vorwürfe kommen immer wieder, unabhängig jetzt von dem Sohn von der Frau M., sondern genau diese schlimmen Punkte, diese Mängel sind leider keine Seltenheit. Deswegen habe ich sie auch angeführt. Ich muss sagen, es war mir schon bewusst, dass dieser kurze Bericht an drei ganze wichtige Stellen gegangen ist.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das heißt, der Vorwurf des Sohnes der Frau M. hat bedeutet, dass man Bewohnerinnen, in dem Fall auch Frauen, die die überwiegende Gruppe im GZW sind, dass man diese Dame aufgefordert hätte, sozusagen ihre große Notdurft sitzend auf einer Einlage zu verrichten.

Ich habe gehört, dass Sie gesagt haben, versetzen wir uns in die Lage. Ich habe Ihren Prüfbericht auch mit diesem Anspruch gelesen. Mir vorzustellen, ich wäre bei Sinnen, nur nicht bei Kräften und jemand würde von mir verlangen, dass ich sitzend – ich sage es einfach so, damit das hier auch wirklich am Tisch liegt – in einem Rollstuhl oder liegend in einem Bett, wissend, ich kann auf die Toilette gehen, aber niemand ist da, der mit mir diesen Weg macht, weil ich mühsam bin oder langsam, ich will hingehen, dort will ich alleine sein, da will ich die Türe zumachen, das hat jeder von uns sicherlich schon gemacht, das wurde der Patientin, der Bewohnerin verwehrt. 

Sie sagen, dass ist keine Ausnahme. Wie können Sie solchen Vorwürfen nachgehen? Haben Sie auf der Station Bewohner und Bewohnerinnen gefragt?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein. Es war die Zeit zu kurz. Ich möchte nicht über das Privatleben der Patienten – es klingt jetzt wie ein Hohn – ich möchte Menschen, die mich nicht kennen, einfach solche intimen Dinge nicht fragen. Das halte ich nicht für richtig.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das verstehe ich vollkommen.

Wenn jetzt solche Vorwürfe wären oder eben der Fall sind, wie können Sie das sozusagen überprüfen? Wen können Sie dann fragen? Das kann man schwer beobachten. Man kann beobachten, ob jemand im Bett liegt oder heraußen sitzt. Das stelle ich mir schwer vor, in Ihrer Rolle da zu einem Ergebnis zu kommen.

ARin Ehmsen-Höhnl: Das kann man so machen, in dem man zum Beispiel, das wurde von einigen Seiten bekrittelt, aber ich habe bewusst nicht hineingeschrieben: „Es hat gestunken in dem Zimmer.“ Ich habe geschrieben, dass es eben olfaktorische Belästigungen gibt. Das kann man so auch ausdrücken. Mit einem Wort, eine Einlage, die ein Mensch vielleicht vor ein, zwei Stunden eingenässt hat, dass die nicht sofort riecht, das ist logisch. Das heißt, ich lasse auch diese Entschuldigung nicht gelten: „Wir waren kurz vor dem Wechsel der Inkontinenzprodukte.“ Das geht erst nach dem Bakterienverfall, das ist ganz einfach. Anders ist es natürlich, wenn es eingekotet ist.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Die, die Kinder haben wissen, wie es riecht, wenn man hinten am Popo riecht.

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich möchte auch sagen, dass es ganz schlimm ist, dass manche Menschen nur deswegen nicht trinken, weil sie nicht ständig in einer nassen Einlage sitzen wollen. Das ist logisch, sie trinken weniger, weil sie Angst haben, das wird schon wieder nass und jetzt müssen sie zwei, drei Stunden oder noch länger diese Einlage haben.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das heißt, alte Menschen tun etwas aus Selbstschutz, aus Schutz für ihre Würde, was ihnen aus medizinischen Gründen in jeder Hinsicht abzuraten ist, weil mir Experten und Expertinnen gesagt haben, dass Verwirrtheit auch durch mangelnde Flüssigkeitszufuhr entsteht. Das heißt, in der Angst, hier auf der nassen Einlage sitzen zu bleiben, motiviert Menschen im Geriatriezentrum, in den öffentlichen Pflegeheimen nichts zu trinken?

ARin Ehmsen-Höhnl: Richtig. Wenn Menschen zu wenig Nahrung, zu wenig Flüssigkeit bekommen und vor allem Nahrung, eiweißreiche Nahrung, wenn sie zu wenig Bewegung haben, dann züchten wir die Dekubitalulcera.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das wäre meine nächste Frage gewesen. Frau Amtsrätin! Ist es so, zuerst fällt mir das Problem „wir reden von menschlicher Würde“ ein, da findet sie statt oder fehlt sie und zwar auf eine ganz fundamentale Weise und man kann sehr schnell gedemütigt werden. Man kann dadurch gedemütigt werden, dass man in seinem Kot liegt. Es hat in dem Zimmer so gerochen, als würden hier Menschen im Kot liegen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das nicht, nein. Es war eindeutig der Gestank nach ...

GRin Dr. Sigrid Pilz: Urin?

ARin Ehmsen-Höhnl: Auch, ja. Also, allgemein ungepflegt. So differenziert würde ich das jetzt nicht sehen. Oder sozusagen im Nachhinein riechen. Nach Kot hat es nicht gerochen, das möchte ich schon sagen. Es war ein einfach der übliche ...

GRin Dr. Sigrid Pilz: Der übliche schlechte Geruch? Das kann heißen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Urin, ungepflegtes Äußeres. Manche Heime riechen überhaupt gut. Es gibt Häuser, die sind wirklich vorbildlich. Ich meine, wenn man vier Jahre ein Heim nach dem anderen überprüft mit allen Sinnen – nicht von Sinnen, dann kann man sich einen Überblick verschaffen. Es gibt wirklich Häuser, die sind ausgezeichnet geführt.

GRin Dr. Sigrid Pilz: In denen riecht es dann anders?

ARin Ehmsen-Höhnl: In denen riecht es anders. Oder wenn es einmal kurz riecht, dann kommt gleich die Schwester und sagt: Entschuldigen Sie, aber da ist die Frau Sowieso vorbeigegangen, die hat so große Probleme, aber sie lässt uns nicht wechseln oder irgend so etwas. Das merkt das Personal. Das merkt man gleich, wenn man hineinkommt.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das ist die menschliche Seite, das die ethische Seite. Die medizinische Seite, Frau Amtsrätin, haben Sie gesagt, es entstehen dadurch leichter Hautverletzungen, die dann zu einem Dekubitus führen können. Das heißt, Sie würden es schon als Pflegefehler betrachten und nicht nur als menschliche Frage, ob die Einlagen, wenn sie eingenässt sind oder noch schlimmer, eingekotet sind? In welchem Zeitraum müssen sie da gewechselt werden?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich würde sagen, es ist sozusagen ein Toilettentraining. Das heißt, es gibt Toilettentraining und das bedeutet nichts anderes, dass man die Menschen motiviert, nachdem sie Nahrung und Flüssigkeit aufgenommen haben, sprich nach dem Essen, dass man sie erinnert, die Toilette aufzusuchen oder indem man ihnen eine Leibschüssel gibt, was immer auch.

Analog dazu, wenn beides nicht mehr geht, dann fragt man nach oder ist behutsam und schaut, ob die Einlage trocken ist. So einfach ist das.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Sie sind durch die Station gegangen und haben gesehen, wo die Toiletten sind?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein, das habe ich nicht. Der Zeitraum war sehr kurz, darum sage ich, es war sehr untypisch. Üblicherweise gehen wir wirklich durch, schauen stichprobenweise Toiletten an, auch Badezimmer usw. Das waren wirklich nur diese zwei Stunden.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das heißt, Sie können jetzt keine Angaben darüber machen, wie zum Beispiel von diesem speziellen Zimmer das Klo war?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das kann ich nicht machen.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Und zu der Beschwerde: Man gibt Menschen Inkontinenzeinlagen, um sich der Mühe zu entledigen, regelmäßig mit ihnen auf die Toilette zu gehen oder sozusagen in Gefahr zu laufen, dass jemand seine Bekleidung beschmutzt, das ist eine übliche Vorgangsweise, mit dem Problem fertig zu werden?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein. Das sind, wenn man so will, die Kolleginnen und Kollegen, die eine etwas andere Geruchsauffassung haben, eine insuffiziente. Wenn jemand wirklich diesen, an sich wunderschönen Beruf ernst nimmt, dann kann ich mir nicht vorstellen, dass so etwas vorkommt.

Ich möchte wirklich, wirklich betonen, es gibt großartige Pflegepersonen. Ich selber bin immer wieder dabei gestanden und wirklich fast zu Tränen gerührt, wenn ich gesehen habe, wie man sich bemüht hat um die leisesten Reaktionen bei alten und älteren pflegebedürftigen Menschen. Da sind einige, die diesem Berufsstand schaden. Es ist weder erwünscht, noch durch die Art, noch was immer auch, es gibt, wie in jedem Beruf, schwarze Schafe.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Frau Ehmsen! Sie haben darauf hingewiesen, was, denke ich, in der Debatte nicht unwichtig ist, Sie haben gesagt 7- bis 8‑Bettzimmer sind menschenunwürdig, sind nicht lustig, haben Sie am Anfang gesagt. Wenn wir jetzt wieder an die Frau K. denken. Die hat offensichtlich sehr lange in so einem 7‑Bettzimmer gewohnt. Wenn Sie das jetzt von der Pflegesicht beurteilen. Was fehlt den Menschen in so einem Zimmer?

ARin Ehmsen-Höhnl: Eine Privatsphäre. Es fehlt eine Privatsphäre. Es gibt nicht einmal einen Paravent auf manchen Stationen. Das muss man sich vorstellen. Nicht einmal einen Vorhang. 

Es gibt Pflegestationen, da zieht man das Rollo herunter und man ist abgeschirmt, wenn es nicht anders geht. Ich meine, so geht es auch, mit ein bisschen Kreativität.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das heißt, verstehe ich Sie jetzt richtig, selbst unter den gegebenen Rahmenbedingungen - über die wir mit der Frau Stadträtin noch sehr lange reden werden und nicht mit Ihnen, warum es 7- und 8‑Bettzimmer noch gibt - hätte man durch so ein banales Hilfsmittel wie Paravents die Lebenssituation für Menschen dann verbessern können, wenn man zum Beispiel intime Säuberungshandlungen vornimmt? Das ist jetzt, so habe ich Sie verstanden, coram publico, zumindest was die anderen Bewohner und Bewohnerinnen betrifft?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja. 

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das heißt, wenn jemand seine Einlage gewechselt bekommt und es muss gewaschen werden und so weiter, können alle, die wollen, zuschauen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja. Wenn man eine unsensible Angehörige hat oder Besuch oder unsensible Pflegepersonen, die dabei sind, dann werden die Angehörigen hinaus geschickt. „Wenn man“, sage ich. Herr Haas hat bestätigt, dass er immer hinaus gegangen ist oder hinausgeschickt wurde, was an sich eine normale Reaktion ist. Ich möchte schon sagen, dass es nicht nur 6- und 7‑Bettzimmer gibt. Es gibt größere Schlafräume, Wohnräume.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Im GZW?

ARin Ehmsen-Höhnl: Im GZW weiß ich es nicht. 

GRin Dr. Sigrid Pilz: Wo?

ARin Ehmsen-Höhnl: Es gibt in Liesing, habe ich gehört, noch größere Krankenzimmer.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das werden wir die Damen und Herren fragen.

ARin Ehmsen-Höhnl: Es gibt auch Durchgangszimmer. Das ist an sich auch kein Qualitätsmerkmal, wenn man da von einem Zimmer ins andere geht.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Sie haben gesagt, ich komme noch einmal darauf zurück „Wahrnehmung mit allen Sinnen“. Frau Amtsrätin! Das heißt, es hat schlecht gerochen. Sie haben gesagt: „Das Zimmer hat einen trostlosen, unordentlichen Eindruck gemacht.“ Ich kann den Bericht fast auswendig. Was meinen Sie damit?

ARin Ehmsen-Höhnl: Der unordentliche Eindruck hat sich auf die Klientin, auf die Patienten beschränkt. Ich habe jetzt nicht gefunden, dass der Boden schmutzig war. Ich habe jetzt wirklich nur die Dame angeschaut. Trostlos, ja, wie ich dort war, hat kein Fernseher geplärrt, es war einfach ruhig.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ruhig im Sinne von Grabesstille, verstehe ich Sie jetzt so? 

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, wenn man so sagen will. Auch am Gang war nicht sehr viel los.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Daraus kann ich schließen, dass nicht nur die Damen dieses Zimmers in ihren Betten waren, sondern dass um 15 Uhr bereits so etwas wie Nachtruhe war?

ARin Ehmsen-Höhnl: Im 1. Stock war niemand am Gang. Wie gesagt, ich habe nicht ein Zimmer nach dem anderen aufgesucht, sondern es war zu dem Zeitpunkt zwischen 15.10 Uhr und 17.15 Uhr war niemand am Gang. Dann hat sich ein bisserl etwas getan, wie wir dann mit dem Pflegedirektor gekommen sind. Aber es hat keine Pflegeperson irgendwie eine Stellungnahme abgegeben oder irgendetwas gesagt.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Es muss wohl eine heißer Sommertag gewesen sein, es war Juli, es war der heißeste Sommer seit langem. Haben Sie den Eindruck gehabt, die Leute sind alle im Park?

ARin Ehmsen-Höhnl: Es war an dem Tag nicht so besonders heiß. Nicht so extrem heiß wie sonst.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Um 15 Uhr im Juli war noch heiterster Tag.

ARin Ehmsen-Höhnl: Es war hell.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Von Bettruhe mangels Tageslicht konnte man nicht sprechen.

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Wenn jemand um 15 Uhr ins Bett geht – meine Großmutter hat immer gesagt, man bekommt die senile Bettflucht, wenn man alt ist – was macht man die ganze Zeit bis zum nächsten Tag um 6 Uhr?

ARin Ehmsen-Höhnl: Man wartet, man wartet auf Godot. Man wartet, dort wird nur gewartet, aufs Essen, es ist ein ewiges Warten.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Wann schlafen Bewohner und Bewohnerinnen? Wenn man mich um 15 Uhr ins Bett steckt, dann schlafe ich wahrscheinlich um 15.30 Uhr, weil es gibt nichts anderes zu tun, aber dann bin ich um 19 Uhr munter. Was tu´ ich dann?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das weiß ich nicht. Denn zu der Zeit, zu der ich komme bzw. wenn unser Team auftaucht, da ist ein bisserl mehr los.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Meine Frage, Frau Amtsrätin, zielt auch auf Pflegefragen. Wenn ich jetzt jemand wäre, der im Grunde mobilisierbar wäre und wir gehen davon aus, dass es um Bewohner und Bewohnerinnen geht, die, wie der Herr Haas gesagt hat, das war beeindruckend, die Frau K. ginge gerne ins Kino, wenn es jemand mit ihr machen würde und sie könnte auch einem Film folgen und sie würde Kaffee trinken gehen zum Dommayer – wer weiß, in Hietzing gibt es schöne Cafes – das alles passiert nicht, für sie und mit ihr.

Wenn also jemand, der das alles könnte und tun wollte und seine Perspektive zumindest das „Hinaus-aus-dem-Bett“ weil sich das Gesichtsfeld schon so einengt, dass die Wünsche so klein werden, was ist, wenn jemand dann im Bett liegt und nicht schlafen kann, was tun die Menschen dann? Warten? Läuten sie?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das weiß ich nicht.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das wissen Sie nicht.

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich kann es nur vermuten. Ich kann nur mit einem Blick, zum Beispiel auf die  Pflegedokumentation bzw. eine Art Dokumentation erkennen, dass die Menschen dann am Abend ihr Schlafmittel bekommen.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Sie bekommen am Abend ihr Schlafmittel?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich will das nicht generell sagen, ich kann nur sagen, dass manche, wenn ich hineinschaue, am Abend ist obligat bei einigen vielen, manchmal wenige, je nachdem, ein Schlafmittel.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das heißt, ich versuche mir das vorzustellen, jemand ist um 15 Uhr im Bett, dann ist ihm oder ihr fad, dann döst er oder sie ein bisschen und abends ist er oder sie nicht müde und dann kommt jemand und gibt ein Schlafmittel?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Was passiert dann?

ARin Ehmsen-Höhnl: Dann schlafen sie und dann wachen sie wieder auf. Je nachdem, wie lange es wirkt. Es ist trostlos, Sie haben Recht, ich weiß es. Darum muss ich sagen, es ist für mich eine Erleichterung, einmal darüber reden zu können in einem größeren Plenum.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Entschuldigen Sie, Frau Amtsrätin. Ich bleibe immer noch bei der Wahrnehmung mit allen Sinnen. Wenn Sie sagen, es war trostlos, es ist nichts passiert. Welche Aktivitäten wären jetzt von Ihrer Position als Pflegesachverständige und Sozialarbeiterin eine Möglichkeit für so einen Nachmittag?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das hat Herr Haas so schön gesagt, es gäbe Musikangebot, Ergotherapeutinnen sind gefordert, Physiotherapeutinnen könnten eingesetzt werden. Es können auch sehr viele Ehrenamtliche tätig werden. Ich würde mir wünschen, dass Heimhilfen vermehrt in Pflegeheimen eingesetzt werden für die Betreuung. Die könnten mithelfen bei der Körperpflege. Das ist eine ganz, ganz wichtige Berufsgruppe, die ich nicht genug loben kann, weil sie unglaublich viel für die Menschen bedeuten, die nicht unbedingt Pflege brauchen. Das wäre mein Wunsch. Es sind auch die potentiellen Pflegehelferinnen von morgen, die Heimhelferinnen und Pflegefachkräfte.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Danke. Es wird hier unruhig, vielleicht ist es manchen Mitgliedern gar nicht zuzumuten, das alles zu hören. Frau Ehmsen, wir wollen darüber sprechen, dass Sie andere gravierende Berichte - Sie sind nicht gleich gegangen, weil es sich nicht um eine gefährliche Situation gehandelt hat und Sie haben auch Kenntnis oder von Vorwürfen Kenntnis gehabt oder sind Vorwürfen nachgegangen, die über gravierendere Beschwerden waren.

Können Sie uns dazu Auskunft geben, was sind so gravierende Vorwürfe?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das ist zum Beispiel ein akuter Personalmangel, wenn wir wissen, dass sehr viel Fremdpersonal, sprich Poolpersonal, eingesetzt wird. Das heißt, zum Beispiel, dass die Menschen, die in diesen Heimen wohnen, dass sie jeden Tag sehr viele verschiedene, fremde Pflegepersonen sehen.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Gibt es dieses Poolpersonal auch im öffentlichen Bereich?

ARin Ehmsen-Höhnl: Meines Wissens, ja. Aber ich habe ihn noch nicht so durchforstet, den öffentlichen Bereich.

An sich, möchte ich sagen, ist nicht das Poolpersonal schlechter qualifiziert a priori als das andere. Nur das Schlimme ist, dass es immer verschiedene Menschen sind. Und dass es vor allem Menschen vom Poolpersonal sind, die woanders arbeiten. Das heißt, es kommt vor, dass die 40 Stunden in einem womöglich auch bei der Gemeinde Wien beschäftigt sind und dann sich noch ein Zusatzbrot verdienen. Das kann keine Qualität sein. Ich kann auch nicht jeden Tag eine Leistung fünf-, sechs-, siebenmal in der Woche kontinuierlich von 12 Stunden erbringen, das ist unmöglich.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Wenn ich Sie jetzt richtig verstanden habe, kann das der Fall sein, dass jemand aus einer 12‑Stunden‑Schicht – das ist der Fall in den Pflegeheimen – in eine nette 12‑Stunden‑Schicht in ein anderes Haus geht? Das macht 24 Stunden?

ARin Ehmsen-Höhnl: Könnte sein, ja. Ich kann mich jetzt nicht festnageln, aber ich weiß, dass es vorkommen kann. Es gibt eine so genannte Rufbereitschaft. Das heißt, dass ich abberufen werden kann. Das passiert leider auch in manchen Heimen, dass es z.B. zu wenig diplomiertes Pflegepersonal gibt und die aber eine Rufbereitschaft haben. Das heißt, es machen Pflegehelfer Dienst und in Rufbereitschaft - nicht in örtlicher Nähe, aber per Telefon – sind dann die diplomierten Pflegefachkräfte. Das ist keine Qualität.

Frau StRin Pittermann hat auf meine durchaus häufigen Fragen oder vermehrten oder wiederholten Fragen zu dem Unwesen der Pooldienste gesagt, im Krankenanstaltenverbund gäbe es dazu nichts. 

Könnte es sein, dass es im Kuratorium Wiener Pensionistenhäuser Pooldienst-Personal gibt?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja. Aber das Kuratorium, möchte ich sagen, hat eine sehr, sehr straffe Organisation. Die Pflegepersonen, die dort arbeiten, vermittelt über Pooldienste, die sieht man sich genau an und wenn jemand nicht wirklich in Ordnung ist ... Und sie kennt die Qualifikationsnachweise und ich habe auch geraten, immer wieder rate ich dazu, dass man erstens fragt, wo sie sonst beschäftigt sind und zweitens, last but not least, dass die Qualifikationsnachweise im Original vorgelegt werden. 

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das war ein Vorwurf, dass sozusagen mit Pooldiensten man nicht zufrieden wäre.

ARin Ehmsen-Höhnl: Es gibt derzeit nichts anderes.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Haben Sie, weil Sie sagen „gravierende andere Vorwürfe“, kann es da um Wundliegen oder Gewalt oder was kann ich mir da vorstellen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Es gibt immer wieder Vorwürfe, die sich Gott sei Dank in vielen Fällen nicht bestätigen. 

Das heißt aber nicht, dass wir nicht hingehen. Man muss hingehen, als ob es so wäre. Man kennt dann schon die Häuser und ich habe da schon ein G`spür dafür - muss ich jetzt sofort hingehen oder kann ich das unter Umständen telefonisch machen und mir dementsprechende Unterlagen schicken lassen.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Was wäre geschehen, wenn die Öffentlichkeit nicht aufmerksam geworden wäre auf diesen Fall? Können Sie das vermuten?

ARin Ehmsen-Höhnl: Allgemein jetzt oder auf mich bezogen?

GRin Dr. Sigrid Pilz: Auf diesen konkreten Fall bezogen. Haben Sie das Gefühl, es ist für die Frau K. dadurch die Verbesserung eingetreten?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich hätte, was ich sowieso vorhatte auch bzw. mit einer zweiten oder dritten Pflegefachkraft, das Geriatriezentrum genau durchkämmt und hätten uns alles sehr genau angeschaut.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Haben Sie das jetzt noch vor oder haben die Ereignisse Sie geradezu davon abgehalten?

ARin Ehmsen-Höhnl: Natürlich. Es ist jetzt nicht so möglich, das Überprüfungsprogramm derzeit so durchzuführen, weil es doch viele Stellungnahmen und sonstige Arbeitskreise gibt. Auch hier versuche ich Prioritäten zu setzen und so viel wie möglich zu arbeiten.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Eine abschließende Frage. Wurde auf Sie im Anschluss an diese auch öffentliche Debatte irgendwoher Druck ausgeübt oder hat jemand versucht, Sie zu diffamieren oder Ihren Prüfbericht in irgendeiner Weise in Zweifel zu ziehen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Wurde mir erzählt, aber es wurde nicht persönlich an mich herangetragen ad personam. Es wurde von einer Person zu mir getragen. Ich habe gehört, dass das nicht so war usw. Man hat versucht, das zu beschönigen. Ich habe das auch anlässlich einer Podiumsdiskussion gehört, dass das nicht stimmt und das man so gut arbeitet. Aber ich weiß, was ich gesehen habe und ich stehe dazu. Ich stehe nicht an, nichts zu entkräften.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Danke, Frau Amtsrätin! Herr Vorsitzender! Ich würde dann am Schluss noch einen Antrag in der Sache stellen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke, Frau Dr. Pilz.

Ich muss zunächst fragen, ob auf dieser Seite noch jemand das Fragerecht ausüben will? Bitte.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Amtsrätin!

Ich bin sehr begeistert darüber, dass Sie hier eben so aussagen, wie Sie das auch tun. Mit Ihrer Professionalität und auch dementsprechend uns hier, der Kommission, sagen, dass Sie sich kein Blatt vor den Mund nehmen und das sollen Sie auch nicht. Ich halte es für ganz besonders wichtig, dass sich hier niemand ein Blatt vor den Mund zu nehmen hat, denn es soll hier – und wir haben heute in der Früh schon darüber diskutiert – angstfrei und dementsprechend ehrlich und vertraulich in dem Sinn im Rahmen der Kommission diskutiert werden.

Ich möchte Ihnen folgende Frage stellen im Bezug auf die Erhebung, die Sie im GZW gemacht haben am 23. Juli. Sie haben hier schon festgestellt, Sie hatten dazu relativ wenig Zeit, zwei Stunden 15 Minuten in etwa. In dieser Zeit haben Sie hauptsächlich Frau K. angesehen. Meine Frage ist jetzt die: Haben Sie auch mit Frau K. gesprochen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja. Sie war sehr umgänglich.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Wie ist das Gespräch mit Frau K. verlaufen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Es war wirklich so wie Herr Haas gesagt, sie ist eigentlich eine liebenswerte nette Dame. Wie ich das erste Mal bei ihr drinnen war, ich war fremd und allein. Ich habe nur gesagt: „Grüß Gott.“ und ich habe mich nicht vorgestellt, ich habe nur gesagt: „Wie geht es Ihnen?“ Ich wollte möglichst unverfänglich sein. Ich wusste nicht, wie sie reagiert.

Dann, wie ich mit dem Pflegedirektor dort war, ich gebe zu, ich hätte gerne viel, viel länger mit ihr gesprochen, aber ich war ehrlich gestanden auch so erschüttert, ich habe ein paar Worte mir ihr gewechselt wie: „Wie geht es Ihnen?“ usw. „Na ja, muss schon gut sein.“ Ich war eigentlich entsetzt, wie sie ausgeschaut hat. Ich meine die Befindlichkeit, die Pflege.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Also, vom Äußerlichen her?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja. Weil sie mir Leid getan hat.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Sie haben auch davon gesprochen, dass Sie mit dem Pflegepersonal oder mit sonst keiner Schwester an sich gesprochen haben oder haben Sie das doch gemacht?

ARin Ehmsen-Höhnl: Niemand reagierte wirklich. Ich meine, ich war das nicht gewöhnt. Man kennt mich nicht in jedem privaten Heim, aber auch im städtischen Heim, in dem ich bisher war, in Baumgarten, war eine ganz andere Kommunikationskultur. Im Gegenteil, beim zweiten Mal hat man schon gesagt, Frau Ehmsen, schön, dass Sie da sind, wir freuen uns so, wenn Sie auch Positives sagen.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Sie haben gesagt, in erster Linie haben Sie öffentliche Heime ...

ARin Ehmsen-Höhnl: Private Heime.

GRin Mag. Sonja Ramskogler:  ... private Bereiche, Sie haben das so schön beschrieben, Sie haben private Bereiche durchforstet und nicht öffentliche Bereiche. Das heißt, man hat Sie dort schon gekannt?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja.

GRin Mag. Sonja Ramskogler:  In diesem Fall hat man Sie noch nicht gekannt?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Auf Grund dessen, dass Sie dort angemeldet oder unangemeldet gekommen sind?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein. Wen das Prozedere so ist, dann gehe ich davon aus, dass der Pflegedirektor - und es war auch keine Oberschwester anwesend – normalerweise geht der Pflegedirektor oder die Oberschwester durch und sagt: Das ist die Frau Ehmsen und das ist die Frau Buchta und das ist die Frau Mag. Monnier und die sind jetzt von der Heimaufsicht und die haben eine Beschwerde gehört und die wollen sich umschauen. Ganz einfach.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Das passiert, wenn Sie dort angemeldet kommen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das passiert auch, wenn man unangemeldet kommt.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Auch wenn Sie unangemeldet kommen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Wir waren gleich beim Pflegedirektor, ca. 20 Minuten waren wir beim Pflegedirektor. Der hätte es so machen können.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Das hat er nicht getan?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein. Ich habe nichts gehört. Er hat signalisiert, dass das in Ordnung ist, dass wir uns die Dokumentationen anschauen und das war es dann.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Das heißt, Sie haben kein Feedback dort bekommen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein, überhaupt nichts.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Sie haben dort diese Frau K. dementsprechend vorgefunden und haben kein Feedback bekommen? Von niemand dort auf der Station?

ARin Ehmsen-Höhnl: Keine Erklärung, keine Erläuterung, kein gar nichts. Nichts Wesentliches, nur „ja“ und „kommen Sie“, nur Banalitäten, nichts Aussagekräftiges oder etwas Zusammenhängendes.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Was war zum Beispiel so eine Banalität, wie Sie es nennen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich habe gesagt: Ich hätte gerne die Dokumentation. Antwort: Ja. Das ist eine Banalität.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Sonst sprechen die Leute mit Ihnen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, freilich. Wir haben konstruktive, auch beratende Gespräche. Beide Seiten lernen.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Worauf würden Sie das jetzt zurück schließen, dass das dort auf dieser Station I so ist?

ARin Ehmsen-Höhnl: Man war verblüfft, man war total verblüfft, dass es so etwas wie eine Heimaufsicht gibt und dass plötzlich die MA 47 da ist. Man hat nicht mit uns gerechnet.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Das heißt, wenn ich Sie richtig verstehe, dass das Team, so wie heute schon besprochen wurde, das Team war jeweils, so wie Sie sagen, verblüfft und überrascht, dass Sie da sind.

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja. Aber Sie haben sich nichts zu sagen getraut, weil der Herr Direktor mit war.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Der Herr Direktor war vorher noch nicht da. Sie hätten vorher auch ...

ARin Ehmsen-Höhnl: Er war mit, ich bin nur ganz kurz hineingegangen in das Zimmer beim ersten Mal.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Noch eine Frage in Bezug auf die Dokumentationen. Sie haben sich dann die Dokumentationen angesehen. Haben Sie sich in dieser kurzen Zeit nur die Dokumentation der Frau K. genauer angesehen oder auch andere?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich habe auch schon gegrübelt, weil ich wusste, das ich das gefragt werde. Im 1. Stock habe ich mir primär die Dokumentation von Frau K. angeschaut. Im Erdgeschoss habe ich mir – ich weiß jetzt nicht, habe ich nur die von Frau K. gesehen, aber es geht bei mir schon so routiniert, dass ich diese Dokumentationen überfliege, ich kann nicht mehr sagen, war es die eine, einzige oder habe ich dann gesagt, schauen wir woanders. Üblicherweise sage ich dann, schauen wir noch ein bisserl dort weiter. Wenn das ein Schema ist, wenn das ein Ausreißer ist, dass man sagt, die ist gerade erst gekommen, da haben wir nichts, dann ist das klar.

Ich habe mir sicherlich mindestens eine angeschaut im 1. Stock und mehrere im Erdgeschoss. Da sieht man sehr bald, wie es ausschaut mit der Dokumentationskultur und mit dem Pflichtbewusstsein. 

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Wenn Sie noch einmal kurz sagen, wie hat es dort ausgesehen mit der Dokumentationskultur?

ARin Ehmsen-Höhnl: Die Eintragungen waren mangelhaft, haben gefehlt, monatelang waren keine Eintragungen drinnen. Ich glaube, das ist auch ein Zeichen von einem gewissen Respekt oder von einer Achtung vor dem Patienten, wenn man sich auch mit so „Nebensächlichkeiten“ beschäftigt wie „Patientin oder Bewohnerin hat gut geschlafen, hat mit Appetit gesessen, hat Besuch bekommen“ etc. Es geht nicht um Romane, es geht einfach um die Wahrnehmung von Befindlichkeiten von den Menschen, die man ernst nimmt.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Auf Grund Ihrer Erfahrung, die Sie haben in solchen Kontrollen: Sind Dokumentationen jetzt auch, sage ich, mangelhafte Dokumentationen und lassen sich daraus Rückschlüsse führen, wie der tatsächliche Pflegeprozess dadurch stattgefunden hat?

ARin Ehmsen-Höhnl: Es gibt einen einfachen, sehr sinnvollen Satz: „Was nicht dokumentiert ist, gilt als nicht erbracht oder gemacht“. 

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Ist das Ihre Erfahrung?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich kann es nicht immer verifizieren. Aber es ist so, wenn ich  – als Beispiel die Körperpflege – wochenlang keine Eintragung finde, sei es jetzt Ganzkörperwaschung oder Duschen oder Bad, wenn ich wochenlang kein Handzeichen finde, keine Bestätigung in Pflegemaßnahmenbericht, dann kann ich davon ausgehen, dass es nicht erbracht wurde, insbesondere weil dann die nächste verantwortliche Pflegeperson, sprich Hauptdienst oder wer immer das ist, es sofort sehen müsste.

Man müsste mit einem Blick sehen, so wie ich, aha, da fehlen Handzeichen. Was war da? Was war gestern, vorgestern?

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Ich stimme Ihnen da zu. Vorausgesetzt, dass es etwas ist, wo ich schriftlich nachsehen kann, ist etwas passiert oder ist nichts passiert?

ARin Ehmsen-Höhnl: Da gibt es so kleine private Häuser, auch klerikal geführte, die pflegen ausgezeichnet. Da sind immer dieselben Schwestern da und die machen das mit einer Hingabe und die Menschen haben keinen Dekubitus und sie sind bestens gepflegt.

Da habe ich sehr viel Mühe, dass ich sage, bitte, es könnte doch sein, dass es einmal von forensischer Bedeutung ist oder dass ihr vor Gericht aussagen müsst. Bitte, es wäre gut, eine gezielte, qualitativ gute, nicht quantitative Pflegedokumentation zum Eigenschutz zu führen.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Wenn ich Sie jetzt richtig verstehe, dann sagt Ihre Erfahrung, dass es die Fälle gibt, wo gut gepflegt wird, aber wo ...

ARin Ehmsen-Höhnl: Das sind die eher kleinen, wo immer gut gepflegt wird.

GRin Mag. Sonja Ramskogler:  ... nicht so lückenlos dokumentiert wird.

ARin Ehmsen-Höhnl: Wir arbeiten daran.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Auch diese Fälle kommen vor?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Danke schön.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke, Frau Mag. Ramskogler. 

Der Nächste ist Herr Mag. Kowarik gewesen.

GR Mag. Helmut Kowarik: Frau Amtsrätin! Sie haben unter anderem gesagt, nach dem Artikel im Standard erschienen ist, ist eine Welle losgegangen bzw. Sie sind froh, das etwas passiert ist. Wie ist das zu verstehen? Welche Welle war das?

ARin Ehmsen-Höhnl: Es sind Anfragen gekommen. Es wurde plötzlich wieder zum Thema. Ich habe zu hoffen gewagt, dass das Thema „Alte Menschen in Pflegeheimen“ sozusagen ein Thema wird, zum Tagesthema wird.

Wenn man sich vier Jahre diese Häuser anschaut und die Befindlichkeiten der Menschen, dann ist das so – Sie verzeihen mir den Vergleich – als ob man einen Kleptomanen erwischt, der unter Zwang stiehlt und endlich kommt irgendwer darauf, jessas, jetzt bekommt er eine Anzeige und jetzt macht man ihm das bewusst.

So ist es auch mir ergangen. Ich bin froh, dass das Thema wird, dass man diskutiert und dass man ein Bewusstsein, ein neues, altes Bewusstsein geschaffen hat.

GR Mag. Helmut Kowarik: Sie haben dann auch einen Satz gesagt: „Geriatriezentren sind menschenunwürdig“. Ich will das jetzt nicht aus dem Zusammenhang heraus ...

ARin Ehmsen-Höhnl: Das ist aber aus dem Zusammenhang, Entschuldigung. Ich würde es nicht allgemein sagen. Es gibt moderne, ausgezeichnet geführte Geriatriezentren, die ich von anderer Seite her kenne. Ich möchte wirklich betonen, dass ich damit meine, diese großen Anstalten, diese Versorgungsheime, in denen so viele Menschen sind, da ist keine Zeit für Individualismus. Ich rede nicht von den kleineren, modernen, die sich, sehr, sehr viel einfallen lassen. Ich rede nicht nur von Transdanubien, aber ich möchte schon sagen, dass ich da wirklich schöne Dinge, schöne Rahmenbedingungen erlebt habe.

Wenn man sich das überlegt, nur diese Großen, diese Großen sind so schlimm.

GR Mag. Helmut Kowarik: Durch Ihre Kontrolle, sind da verschiedene Veränderungen in den von Ihnen kontrollierten Heimen passiert? Oder ist man wieder zur Tagesordnung übergangen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das möchte ich wirklich sagen, es ist wirklich möglich. Das ist auch ein Teil oder ein ganz wesentlicher Part an dieser Heimaufsicht, ist die Qualitätssicherung. Das heißt, ich komme nicht nur mit einer Mängelliste, sondern ich mache Vorschläge, wie man diese Mängel auch beseitigen kann. Das geht so weit, dass ich wichtige wesentliche Artikel, Gesetze kopiere und sie zur Verfügung stelle, oder Musterstandards. 

Man kann mich auch anrufen und fragen: was raten Sie mir, was soll ich tun? Wir haben einen Befall mit einem Hospitalismuskeim, mit einem MRSA, zum Beispiel. Dann sage ich: Gut, dass Sie mich anrufen, rufen Sie die Oberschwester so und so an, das ist eine Hygienefachkraft und die wird Ihnen wirklich gute Unterlagen schicken und Ihnen gute Tipps geben.

GR Mag. Helmut Kowarik: Sie haben gesagt, wenn ich Sie richtig verstanden habe, dass Sie nur zwei Heime geprüft haben.

ARin Ehmsen-Höhnl: Zwei städtische Heime. Korrekterweise war es so, wir waren zweimal im Geriatriezentrum Baumgarten und man hat uns gebeten – das war im Mai, weil eben einige Ärzte und Pflegepersonen dabei sein wollten, die wollten dabei sein, um auch Positives zu hören, möchte ich sagen - dass wir die Arbeit im September fortsetzen. Nur hat uns dann die Geschichte eingeholt.

GR Mag. Helmut Kowarik: Diese zwei Besuche oder diese Untersuchungen ...

ARin Ehmsen-Höhnl: Überprüfungen, es waren, glaube ich, 16 oder 17 Stationen.

GR Mag. Helmut Kowarik: ... die sind sozusagen neu an Sie herangetragen worden?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja.

GR Mag. Helmut Kowarik: In welchem Zusammenhang war das? Ist es grundsätzlich die Meinung oder haben Sie die Weisung bekommen, diese Heime zu besuchen.

ARin Ehmsen-Höhnl: Das war der Beginn. Das war sozusagen der Beginn der Überprüfung der städtischen Heime, weil die Frau Stadträtin gemeint hat und das war auch für uns sehr wichtig oder war ein wesentlicher Auftrag, man möge die städtischen Heime nach denselben oder ähnlichen Kriterien überprüfen wie die privaten Heime. Es geht natürlich nicht immer ganz so, weil es andere Rahmenbedingungen gibt. Aber so etwa, was die menschenwürdige Unterbringung betrifft, da kann man schon sehr viele Analogien finden.

GR Mag. Helmut Kowarik: Wann war diese Weisung oder diese Feststellung von der Frau Stadträtin, dass so etwas zu geschehen hat, dass Sie die städtischen Heime überprüfen sollen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das weiß ich nicht. Das war eine Weisung, die wurde an uns weitergegeben seitens der Abteilungsleitung. Ich weiß jetzt wirklich nicht mehr, ob es schriftlich, mündlich oder was auch immer es war. Sie ist offene Türen eingelaufen. Ich bin auch nicht der Wunderwuzi.

GR Mag. Helmut Kowarik: Das war vor dieser Kontrolle in Lainz?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja.

GR Mag. Helmut Kowarik: Es gibt auch eine so genannte Innere Revision vom Krankenanstaltenverbund?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja.

GR Mag. Helmut Kowarik: Arbeiten Sie mit dem zusammen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein. Ich bin zweimal, dreimal zu den Kolleginnen gegangen bzw. ich habe mich vorgestellt und habe eigentlich gehofft, dass ich so im Sinne der Hofübergabe vielleicht auch Tipps bekomme. Wie ich vor vier Jahren begonnen habe, im Bereich der privaten Heime zu arbeiten, habe ich mir gedacht, na ja, vielleicht bekomme ich so etwas wie eine Checkliste oder irgendwie eine Hilfe. Es hat in der Form keine Heimaufsicht gegeben mit dem Schwerpunkt Pflege.

GR Mag. Helmut Kowarik: Auch nicht im Rahmen des Krankenanstaltenverbundes?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das weiß ich nicht. Im Krankenanstaltenverbund weiß ich es nicht. Ich habe mir nur gedacht, gut jetzt fange ich an. Ich habe begonnen im November 1999 mit der Überprüfung der Pflegebereiche in den privaten Heimen. Ich habe mir gedacht, gut, es wäre interessant, vielleicht könnte ich Informationen vom Krankenanstaltenverbund bekommen. Die haben sich sehr bedeckt gehalten und ich habe keine Informationen, weder eine Checkliste noch Tipps, noch irgendetwas bekommen. Dann habe ich mir das selber erarbeitet. Ich muss sagen, auch mit Kolleginnen aus den Bundesländern.

GR Mag. Helmut Kowarik: Das heißt, es hat vorher eigentlich für die städtischen Heime keinerlei Kontrollfunktion gegeben?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich weiß nicht, was der Krankenanstaltenverbund gemacht hat. Ich weiß es nicht, ich habe wirklich keine Ahnung, wie dort eine Innenrevision oder Interne Audits oder wie immer man sagen möchte, wie sich die abgespielt haben. Ich weiß es wirklich nicht.

GR Mag. Helmut Kowarik: Danke.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Bitte, Herr Dr Serles.

GR Dr Wilfried Serles: Frau Amtsrätin! Mir haben Ihre Ausführungen, soweit sie den Pflegeleiter betreffen, sehr zu denken gegeben. Der war offensichtlich an der ganzen Sache völlig desinteressiert. Ich möchte daher gleich folgenden Beweisantrag einbringen. Ich glaube, dass es notwendig ist, dass die Kommission den Pflegeleiter vom Geriatriezentrum Am Wienerwald, den Herrn Pelikan, als Zeugen befragt. 

Ich stelle einen diesbezüglichen Antrag, um ihn zu folgenden Beweisthemen zu befragen.

1. Über seine Wahrnehmungen im Zusammenhang mit der von der MA 47 durchgeführten Prüfung im Geriatriezentrum Am Wienerwald.

2. Über Konsequenzen und Maßnahmen, die er als Pflegeleiter des Geriatriezentrums Am Wienerwald als Konsequenz dieser Prüfung getroffen hat.

3. Um generell zu fragen, der Führung und Dienstaufsicht im Geriatriezentrum Am Wienerwald, weil ich bin persönlich zum Schluss gekommen, dass hier offensichtlich doch erhebliche Führungsmängel und Dienstaufsichtsmängel vorliegen.

Frau Amtsrätin! Was mich jetzt auch noch näher interessiert hätte, ist die Frage, wie die Kontrolle von Pflegeheimen, für die die Stadt Wien der Rechtsträger ist, tatsächlich jetzt ins Laufen gekommen ist? Habe ich Sie richtig verstanden, dass Sie damals im Bereich der MA 47 tätig waren. Jetzt im Bereich der MA 15 tätig sind? Und dass Ihr Zuständigkeitsbereich damals wie heute der gleiche ist?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja. Es war ohnedies geplant, dass der Hoheitsbereich Heimaufsicht der MA 15 zukommt. Es wurde vorgezogen, aber es war geplant, dass spätestens ab 1.1. die Heimaufsicht in die MA 15 kommt. Auch aus gemeinsamen Interessen heraus. Aus Synergien, weil es da auch eine Überprüfungstätigkeit der Krankenanstalten und Apotheken gibt.

GR Mag. Wilfried Serles: Der Zuständigkeitsbereich war aber damals wie heute ident?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja. Ich hoffe zumindest, ich weiß nicht. Was ich bisher erlebt habe, ich weiß nicht, wie sich die Strukturen ändern. Ich hoffe sehr, dass es möglich bleiben wird, diese sehr wichtige Arbeit in dieser Formation weiter und mit diesem Hintergrund weiter machen zu können.

GR Mag. Wilfried Serles: Ich möchte jetzt auch noch einmal nachfragen. Sie verzeihen mir, wenn ich jetzt beharrlich erscheinen mag. Dieser Zuständigkeitsbereich hat grundsätzlich auch die Kontrolle der Pflegeheime der Stadt Wien umfasst? Rechtlich wäre das möglich gewesen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja. Ich war bei der Geschäftsgruppe. Ich muss sagen, ich kenne die Anamnese und die ganze Vorgeschichte nicht so gut von dieser Seite her, weil ich einfach nicht die ganze Historie jetzt weiß, wie es wirklich war.

GR Mag. Wilfried Serles: Ich darf dann einmal nachfragen, weil es für mich eine überraschende Erkenntnis war. Sie haben gesagt, dass die Frau Stadträtin Pittermann diejenige war, die Sie ermuntert hat, die öffentlichen Pflegeheime genauso streng zu prüfen wie die privaten Pflegeheime.

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein. Sie hat mich nicht - sondern ich habe es nur gehört. Sie hat es zu mir nicht gesagt, nicht persönlich. Ich habe nur gehört, die Stadträtin wünscht, dass die Städtischen auch so überprüft werden. Offensichtlich war oder ist sie von der guten Arbeit, glaube ich, wirklich sagen zu dürfen, überzeugt. Sie hat gemeint: Überprüft die Städtischen genauso wie die Privaten.

GR Mag. Wilfried Serles: Wer hat diesen Wunsch an Sie herangetragen? War das Ihr Vorgesetzter?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich weiß es nicht. Ich weiß es nicht. Ich nehme an, wenn ich mir das jetzt überlege, ich glaube, das war unser Abteilungsleiter. Der hat gesagt, bitte, es ist der Wunsch der Stadträtin, wir sollen die genauso überprüfen wie die Privaten. Aber unter Eid könnte ich es nicht sagen.

GR Mag. Wilfried Serles: Die erste Konsequenz dieses Wunsches der Frau Stadträtin waren dann die Prüfungen in Baumgarten?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja.

GR Mag. Wilfried Serles: Ich verstehe. Sie haben so nett gesagt, man kennt die Häuser und weiß daher schon ein bisschen sozusagen welches Gewicht Beschwerden haben, die an Sie herangetragen werden. Wenn Sie davon gesprochen haben, dass Sie Häuser kennen, dann meinen Sie damit wahrscheinlich die Privaten.

ARin Ehmsen-Höhnl: Zunächst. Aber ich habe auch schon Kontakte früher gehabt mit dem Geriatriezentrum Baumgarten. Weil ich war fünf Jahre die Leiterin vom Gesundheits- und Sozialzentrum im 15. Bezirk für die Bezirke 14/15 und da gehörte Baumgarten dazu. Das heißt, ich habe die kollegiale Führung bereits gekannt. Möglicherweise Vertrauensvorschuss, was immer auch.

GR Mag. Wilfried Serles: Sie haben über die Befragung von der Frau Kollegin Pilz sehr anschaulich die triste Situation im Pavillon I beschrieben und haben aber gleichzeitig Wert auf die Feststellung gelegt, dass diese triste Situation im Pavillon I dort natürlich erschütternd war, aber nicht sozusagen der Standard der Pflege in Wien ist. Habe ich Sie da richtig verstanden?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja. Ich würde sagen, es war im 1. Stock im Pavillon I. Im Erdgeschoss war es eher belebter, da waren auch Wellensittiche, es war einfach irgendwie wohnlicher, es war anders. Es war wirklich nur der 1. Stock vom Pavillon I, der einen deprimierenden Eindruck machte.

GR Mag. Wilfried Serles: Würden Sie daraus den Schluss ziehen - eine ähnliche Diskussion haben wir mit dem Sachwalter vor Ihnen geführt – dass die Qualität der geriatrischen Pflege in Wien in erster Linie von der Qualität der Pflegeteams abhängig ist?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, das würde ich schon sagen. Einfach der Umgang, ob es nicht nur eine fachliche Kompetenz gibt, sondern auch soziale Kompetenz. Das würde ich sagen. Ich denke mir, das heißt, es hängt auch zu einem Großteil mit dem Führungsverhalten zusammen, mit dem Führungsteam. Wenn es Vorgesetzte gibt, die auch loben können und Anerkennung zollen, dann denke ich mir, handelt es sich um eine gute Basis.

GR Mag. Wilfried Serles: Können Sie uns berichten, dass Sie aus eigener Wahrnehmung Führungsmängel im Geriatriezentrum Wienerwald erfahren hätten?

ARin Ehmsen-Höhnl: Die Art und Weise – wie gesagt, es waren zwei Stunden und 15 Minuten - die Führungsqualitäten, sagen wir es einmal so, haben mich während dieses kurzen Zeitraums nicht überwältigt.

GR Mag. Wilfried Serles: Da meinen Sie den Pflegedirektor?

ARin Ehmsen-Höhnl: Auch, aber wenn der Pflegedirektor, ich meine, es hängt nicht alles mit dem Pflegedirektor zusammen. Es hätte auch eine Oberschwester geben können, die plötzlich da ist oder eine Stationsschwester, die sich als solche vorstellt oder irgendjemand in der Richtung. Ich habe nicht den Eindruck gehabt, als ob speziell diese eine Station im 1. Stock, ob die wirklich gut geführt wäre. Ich bin nach wie vor, zu dem damaligen Zeitpunkt, nicht davon überzeugt. Inzwischen ist viel passiert.

GR Mag. Wilfried Serles: Sie würden Mängel in der Führung hier ansiedeln im Bereich Oberschwester, Stationsschwester, Pflegedirektor?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja.

GR Mag. Wilfried Serles: Können Sie uns Häuser nennen, jetzt völlig losgelöst von der Frage des Rechtsträgers, von denen Sie aus eigener Erfahrung sagen könne, ja, da in diesem Haus herrscht ein durchgehend guter Standard?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, das kann ich sehr gerne sagen. Das sind die Häuser des Kuratoriums, zum Beispiel. Das sind die Häuser der Caritas Erzdiözese und der Caritas Socialis und einige Non-Profit-Organisationen, die auch kirchlich geführt sind, die gut geführt sind, ausgezeichnet, wirklich.

GR Mag. Wilfried Serles: Jetzt haben Sie uns gesagt, dass sich der Schwerpunkt Ihrer Tätigkeit in erster Linie auf die privaten Pflegeheime konzentriert hat, weil die Frage der Überprüfung der städtischen Pflegeheime erst in jüngster Zeit zum Thema geworden ist. Können Sie trotz dieser eingeschränkten Erfahrung bei Prüfung städtischer Pflegeheime einen Vergleich zwischen privaten Rechtsträgern und der Stadt Wien sehen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das kann ich noch nicht, das wäre unfair. Ich habe einmal erlebt im SMZ-Ost im Pflegeheim ein unglaublich nettes Team, das war eine andere Veranstaltung, wo man einfach sehr viel mitbekommt, wenn man als Besucher, als Teilnehmer dort ist. Allein schon auf Grund der Fragestellung, des Zugangs, des Umfangs, wie man die Menschen, die am Gang sind, wie man mit denen umgeht, ob man sie mit Namen anspricht, zum Beispiel. Rein subjektiv, ich habe es noch nicht überprüft, würde ich meinen, dass es sehr wohl auch städtisch geführte Häuser gibt, die ausgezeichnet geführt sind.

GR Mag. Wilfried Serles: Können Sie uns aus Ihrer Erfahrung konkrete städtische Pflegeheime nennen, von denen Sie der Meinung sind, die sind ausgezeichnet geführt?

ARin Ehmsen-Höhnl:  Ich kann es noch nicht sagen. Ich kann es nicht sagen. Es wäre unfair. Ich meine, das eine habe ich Ihnen gesagt, das ist das SMZ-Ost, da habe ich das Gefühl. Ich kann nichts belegen. Es wäre auch verfänglich. Auf Grund der Kontakte, die ich dorthin hatte, habe ich das Gefühl, dass man dort einen anderen ethischen Auftrag hat und anderes Bewusstsein und anderes Qualitätsbewusstsein.

GR Mag. Wilfried Serles: Die Erfahrungen, die Sie in Baumgarten gesammelt haben?

ARin Ehmsen-Höhnl: Die waren auch gut. Das Einzige, das habe ich auch schon bemängelt im GZW, man hat da eine andere Einstellung zu der täglichen Körperpflege bzw. ich möchte wirklich, wenn es möglich ist, zumindest den Stein des Anstoßes bieten, dass man die Menschen einmal wöchentlich badet oder duscht, wenn sie wollen. Wenn sie nicht wollen, dann muss das dort stehen. 

Ich denke mir, man könnte sehr viel mit ein bisschen Phantasie sich einfallen lassen. Mit einem Klappstuhl in der Dusche zum Beispiel, wenn die Menschen gebadet werden wollen, geduscht werden wollen, dass man ihnen das ermöglicht. Da denke ich mir auch, dass man wirklich Heimhelferinnen einsetzen könnte. Das ist ein wichtiges Potential.

GR Mag. Wilfried Serles: Gibt es städtische Pflegeheime, die Sie nach Ihrer Prüfung in Lainz geprüft haben?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein.

GR Mag. Wilfried Serles: Würden Sie es für wünschenswert halten, dass städtische Pflegeheime in einem stärkeren Ausmaß kontrolliert werden?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das kann ich Ihnen erst beantworten, wenn ich sie gesehen habe. Wenn ich die Häuser überprüft habe, dann kann ich sagen, ja, es ist dringend. Derzeit kann ich sagen, es gibt zum Beispiel Häuser des Kuratoriums, da kann ich mich ruhig darauf einlassen, dass ich nur alle zwei Jahre hingehe, weil ich in so einem dichten Kontakt bin, dass ich sehr bald erfahre, wo irgendwo Sand im Getriebe ist.

GR Mag. Wilfried Serles: Halten Sie die systematischen Überprüfungen von Pflegeheimen, wie Sie diese beispielsweise im Fall des Geriatriezentrums Lainz vorgehabt hätten, für wünschenswert, damit die Qualität, der Standard der geriatrischen Pflege in Wien steigt?

ARin Ehmsen-Höhnl: Es ist nicht nur die Frequenz der Überprüfungen, insbesondere auch der unangemeldeten Überprüfungen, sondern es ist einfach das ganze System. Denken wir daran, es sind nicht nur die Menschen, die dort leben, es sind dort Menschen, die dort arbeiten und es sind Angehörige, die dort hingehen. Das heißt, wenn ich in ein Heim komme, in ein Wohnheim, möchte ich fast sagen, dann muss ich auch daran denken, ob die Besucher auch gerne hingehen. Ob die Menschen dort gerne sind und ob die Menschen gerne dort arbeiten.

Das heißt, das ist ein sehr komplexes Gebilde. Wenn diese Voraussetzungen stimmen, dann kann ich mir vorstellen, dass es auch mehr Pflegepersonen gäbe.

GR Mag. Wilfried Serles: Würden sich diese Bedingungen auch durch einen Dialog zwischen der Revision und den geprüften Heimen verbessern lassen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Den gibt es. Es gibt die behördliche Heimaufsicht im Dialog. Ich habe auch meine Master-Thesis-Theorie darüber abgefasst über den Dialog mit der Behörde. Es gibt ihn auch. Es gibt auch den Einsatz von mediativen Techniken. Ich bin auch Mediatorin. Das heißt, ich versuche auch fallweise bei Angehörigen mediative Techniken anzusetzen, weil man dann schon sehr viel auch allein beim telefonischen Kontakt einmal abfangen kann.

Es gibt den Dialog. Ich werde angerufen, sei es um Beratung oder man möchte sich verändern, eine andere Stelle wo annehmen. Ich werde angerufen und gefragt: Soll ich mich dort bewerben und dann sage ich, na ja, würde ich gerne tun, könnte ich mir gut vorstellen. Ich gebe sehr behutsam derartige Tipps.

GR Mag. Wilfried Serles: Mit Dialog habe ich jetzt auch konkrete Prüfungshandlungen gemeint. Ich persönlich könnte ich mir vorstellen – aber bitte korrigieren Sie mich ruhig - dass bei jeder Prüfung ein Dialog entsteht, der zur konkreten Prüfung beispielsweise bei der Führung der Patientendokumentation führen könnte.

ARin Ehmsen-Höhnl: Den Dialog gibt es auch. Es gibt auch die Möglichkeit, sofort vor Ort, der Stellungnahme. Die Stellungnahmen der betreffenden Pflegepersonen werden mitgeschrieben, die werden protokolliert. Vor Ort ist die Möglichkeit sofort „Was ist Ihre Stellungnahme?“ Das heißt, ich hätte auch als Pflegedirektor hinschreiben können „Ich bin mit dem Prozedere nicht einverstanden, ich bin mit den Beschwerdepunkten, mit den Mängeln nicht einverstanden.“, das hätte er hinschreiben können. 

GR Mag. Wilfried Serles: Haben Sie die beabsichtigte systematische Prüfung von Lainz, wurden diese Absichten ad acta gelegt? Gibt es konkrete Vorhaben in Ihrer Abteilung, Lainz systematisch zu überprüfen? Andere Pflegeheime systematisch zu überprüfen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Natürlich wollen wir sie überprüfen. Der Tag besteht nur aus 24 Stunden. Selbstverständlich haben wir vor, Lainz systematisch lege artis zu überprüfen, um ein entsprechendes Protokoll und eine fachliche Stellungnahme abzugeben.

GR Mag. Wilfried Serles: Das heißt, um das noch einmal ganz klar zu hinterfragen, es mangelt aus Ihrer Sicht am notwendigen Personal in der MA 15, um diesen Aufgaben nachkommen zu können?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, so ist es.

GR Mag. Wilfried Serles: Danke.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke, Herr Doktor.

Wir haben, bevor wir mit dem Fragerecht weiter gehen, einen Antrag, den Sie in Ihre Befragung aufgenommen haben, auf Vernehmung des Pflegedirektors Pelikan, den haben Sie gestellt. Ist dazu eine Erörterung gewünscht? Hat jemand eine Stimmenthaltung? Eine Gegenstimme? Dann darf ich festhalten, dass der Antrag auf Vernehmung des Pflegedirektors Pelikan angenommen ist.

GR Mag. Wilfried Serles: Und dass er in der nächsten Sitzung geladen wird.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Über die Frage der Ladung, über den Termin, das kommt darauf an, welche zeitlichen Programme wir sonst haben.

GR Mag. Wilfried Serles: Ich will jetzt nicht über eine Debatte über den Ablauf eintreten. Ich könnte mir vorstellen, dass der Pflegedirektor sozusagen der nächste logisch zu Befragende in der Kette wäre nach Sachwalter, Ehmsen-Höhnl - und jetzt den Herrn Pflegedirektor.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ist dazu eine Meinung über diese Frage der Vernehmung des Herrn Pelikan? Besteht ein Einwand, ihn in der nächsten Sitzung zu hören?

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ich würde Herrn GR Serles unterstützen. Ich glaube es macht Sinn, auf Grund der Ausführungen, die wir heute gehört haben, dass als nächster Befragter, jetzt unabhängig von diesen sachkundigen Ausführungen, der Herr Pflegedirektor Pelikan gefragt werden sollte. Ich finde es auch logisch, dass das die nächste kontaktierte Person sein sollte.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Noch dazu Wortmeldungen zur Vernehmung des Pflegedirektors?

GRin Dr. Sigrid Pilz: Herr Vorsitzender! Ich bitte, könnte man Verfahrensfragen von Zeugenanhörung trennen. Ich habe auch selber noch Anträge, die ich gerne stellen möchte. Ich würde Sie bitten, dass wir diese Fragen an den Schluss unserer Beratungen stellen.

Herr Kollege Serles! Wir haben uns durchaus verständigt darüber, wie wir weiter vorgehen wollen. Es sind auch Änderungen möglich, aber bitte nicht während der laufenden Zeugeneinvernahme. Gehen wir bitte systematisch vor, das wäre jetzt mein Appell.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ich habe nur deshalb, weil dieser Antrag jetzt im Zuge der Befragung der Zeugin gestellt worden ist, ihn auch erledigen wollen, nämlich ob grundsätzlich der Herr Pelikan als Zeuge vernommen werden soll? Dieser Antrag wurde angenommen. Es ist kein Antrag über eine bestimmte Reihenfolge oder sonst gestellt worden. Nur das Thema war es.

Sie haben sich zum Fragerecht gemeldet, Frau Doktor.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Danke,  Herr Vorsitzender. Frau Ehmsen-Höhnl! Wir kennen uns schon lange. Das Thema alte Menschen ist uns - und deswegen freut es mich - ein gemeinsames, langes Anliegen. Ich freue mich besonders, dass Sie die Heimhelferinnen so loben. Da haben wir gemeinsame berufliche, ehemalige Berührungspunkte. Ich erlaube mir, ein paar Dinge noch präziser nachzufragen.

Ich möchte noch einmal auf das Geriatriezentrum Baumgarten zurückgehen, wo Sie gesagt haben, auf Weisung von Stadträtin über die Abteilungsleiter wurde angeordnet, dass die städtischen Heime ebenso wie die privaten in den letzten vier Jahren zu überprüfen sind.

Sie haben gesagt, es waren zwei kommissionelle Überprüfungen im Geriatriezentrum Baumgarten. Ist das richtig?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: In welchen Abständen waren die?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich glaube, innerhalb von zwei, drei Tagen. Ich weiß es nicht, aber innerhalb weniger Tage. Es war im Mai, soviel ich weiß, innerhalb von zwei oder drei Tagen.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie haben auch gesagt, Sie haben ein Entgegenkommen gespürt von der Leitung und von den Mitarbeitern dort. Wenn Sie Mängel gefunden haben, konnte da festgestellt werden, zum Beispiel bis zur nächsten Überprüfung, ob sich da etwas verändert hat?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja. Hat sich sofort verändert.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Da sind Veränderungen? Das war wirklich zu sehen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das Einzige, und damit habe ich auch nicht hinterm Berg gehalten, war die Körperpflege. Da gehe ich nicht herunter, wurde aber begründet.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: War das deshalb, weil es auch nicht dokumentiert war oder hat das mit der Dokumentation nichts zu tun?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein, nein. Das hat mit der Dokumentation nichts zu tun. Es war eine ausgezeichnete Dokumentation. Es war nur der Umstand, dass es zum Beispiel für eine Station, das kann man ganz klar sagen, das hat wieder ein Strukturproblem, dass es für eine Station nur ein Bad gegeben hat.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Welche Station war das?

ARin Ehmsen-Höhnl: Sind Sie mir nicht böse, erstens einmal wüsste ich es nicht.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Vermutlich der Pavillon VI, der jetzt vor der Renovierung steht?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich wollte jetzt gerade sagen, dass es sicherlich einer war, der vor dem Umbau ist. Es ist keiner der neuen. Es ist sicher einer der älteren, keine Frage, wo es nur ein Badezimmer gibt, in dem gleichzeitig eine Dusche ist. Das heißt, es bringt nichts, weil entweder kann ich baden oder duschen. Es sind doch 30 Patienten dort untergebracht. Wenn man sich das jetzt ausrechnet, dann ist das wirklich lächerlich wenig.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das heißt, es war eine schwierige Situation für das Personal und rechtfertigt natürlich auch, dass hier Maßnahmen ...

ARin Ehmsen-Höhnl: Es lag nicht unbedingt am Unwillen vom Pflegepersonal.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie haben - es liegt jetzt schon ein bisschen zurück in der Befragungsabfolge – eine allgemeine Aussage getroffen und mir schien das zu allgemein, deshalb möchte ich da gerne noch nachfragen, Ihre Vermutung, grundsätzlich werden Patienten am Abend mit Medikamenten ruhig gestellt, damit sie schlafen. Woher nehmen Sie diese Erfahrung?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich schau mir die Arztdokumentationen durch, insbesondere die Medikationen.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ist das in den privaten Häusern so dokumentiert gewesen? 

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja. Es muss überall dokumentiert sein. Entweder ist es in der Einmalmedikation oder Wunschmedikation, dass man sagt, die Menschen wünschen es sich, das ist auch eine Möglichkeit. Wenn Sie nicht schlafen können, wünschen Sie sich ein halbes Mogadon oder was immer auch. Oder es ist wirklich als eine Dauermedikation gedacht, dass sie eben jeden Abend ihr Schlafmittel bekommen, nolens volens, ich weiß es nicht.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ist das auch in Häusern, die vorhin als ausgezeichnet – wobei ich Ihnen beipflichte, ich kenne auch Häuser der Caritas Socialis zum Beispiel, die ich auch für ausgezeichnet halten würde – von Ihnen bezeichnet wurden, so?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das ist mir nicht in dem Sinn so aufgefallen. Es fällt mir immer wieder auf, aber ich könnte jetzt wirklich nicht sagen, es sind jetzt diese Abendmedikationen schwerpunktmäßig mehr im Privaten, mehr in Städtischen. Ich kann es wirklich nicht sagen. Es fällt mir nur manchmal auf, dass es Stationen gibt, da ist man eher legerer und es gibt manche Stationen, da findet man wenig Schlaf- und Beruhigungsmittel. Ich könnte es nicht sofort einem Haus zuordnen.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Bei den Städtischen müssten Sie es erst feststellen. Das ist eine Vermutung.

ARin Ehmsen-Höhnl: Das muss ich erst feststellen, ja.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das Zweite, was ich frage, Sie haben das Thema Poolpersonal angesprochen. Meines Wissens gibt es in den städtischen Pflegeheimen kein Poolpersonal. Sie haben auch das Thema Rufbereitschaft angesprochen, auch so ein bisserl allgemein. Meines Wissens gibt es auch in den städtischen Spitälern und in den städtischen Heimen keine Rufbereitschaft. Weder für Pflegepersonal noch für ärztliches Personal. 

Ist das jetzt Ihre Erfahrung aus den Privaten?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nur aus den Privaten. Weil das habe ich zum Teil auch sogar angeregt, weil ich mir gedacht habe, bevor keine diplomierte Pflegefachkraft rund um die Uhr da ist, kann man sich wenigstens bei einem gewissen nicht so hohen Pflegebedarf einmal interimsmäßig darauf einigen, dass man sagt, gut, es ist zwar keine da und sie können sie nicht aus dem Hut zaubern, aber das zumindest eine diplomierte Mitarbeiterin in Rufbereitschaft ist.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das heißt, es gibt private Häuser, wo nicht rund um die Uhr diplomiertes qualifiziertes Pflegepersonal anwesend ist?

ARin Ehmsen-Höhnl: Wo der Pflegebedarf aber auch nicht so hoch ist. Ab einer gewissen Pflegestufe natürlich, ab IV, V, VI ist klar, spätestens ab V.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ich habe jetzt noch eine Frage zur Patientin Frau K.

Sie haben gesagt, was natürlich stimmt, sozusagen vom Prinzip her, wenn nicht dokumentiert ist, ist es nicht passiert. Wie würde aber eine Patientin ausschauen, die drei Monate nicht gewaschen wird, obzwar sie inkontinent ist?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das ist eine gute Frage. Es kommt immer wieder das Handzeichen oder der Nachweis einer Ganzkörperwaschung. Ich habe mit der Ganzkörperwaschung im Bett meine Probleme. Ich lese immer wieder: „Patientin wurde im Bett gewaschen, anschließend mobilisiert“. 

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ich möchte es konkretisieren auf die Frau K. Haben Sie da etwas gefunden in der Dokumentation?

ARin Ehmsen-Höhnl: Da waren die Eintragungsmängel.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Da war nichts eingetragen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Da war wenig eingetragen. Konkret war damals ein Monat oder fünf Wochen davor das letzte Bad eingetragen.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Würde das bedeuten, dass sie jetzt fünf Wochen nicht gewaschen und nicht gebadet wurde?

ARin Ehmsen-Höhnl: Gewaschen schon. Mag sein, dass eine Ganzkörperwaschung im Bett durchgeführt wurde.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Muss das auch dokumentiert werden?

ARin Ehmsen-Höhnl: Natürlich.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Meine Frage ist: War Ihr Eindruck so, dass die Patientin Frau K. auch fünf Wochen nicht gewaschen wurde? 

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich weiß schon, was Sie meinen, das kann ich wirklich nicht mit bestem Wissen und Gewissen hundertprozentig sagen. Ich könnte es auch nicht so genau definieren. Sie erschien mir ungepflegt, aber ob sie jetzt eine Woche oder fünf Wochen nicht gewaschen wurde, ich kann mir nicht vorstellen, dass sie fünf Wochen nicht gewaschen wurde. Das kann ich mir einfach nicht vorstellen.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wie müsste sie dann ausschauen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Dementsprechend.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie ist inkontinent. Die Eintragung lässt nicht den Schluss zu, dass sie nicht ...

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein, nicht zwingend.

GRin Dr. Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Danke.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke, Frau Doktor. Hier ist noch eine Frage? Herr Dr. Hahn.

GR Dr. Johannes Hahn: Wir haben hinreichend geklärt das merkwürdige Verhalten des Herrn Pflegedirektors Pelikan. Nun ist Lainz ein großes Haus und Sie haben selbst erwähnt, es gibt in der Hierarchiestufe dazwischen eigentlich so etwas wie eine Stationsschwester, eine Oberschwester. Waren die bei diesem Verfahren oder bei Ihrem Besuch anwesend oder sind dazu gestoßen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nein. Es war niemand dabei. Es war eine Schwester, deren Namen ich nur vermuten kann oder die - ich glaube sogar, ich habe ein Namenstaferl gesehen, da stand Gracina darauf. Ich habe kaum Kontakt gehabt, es hat sich niemand deklariert: „Ich bin die Stationsschwester“ oder „Ich bin die Oberschwester“. Es hat geheißen, die Oberschwester ist nicht da. Ob das die Stationsschwester war, glaube ich nicht, es war immerhin schon nach 15 Uhr und üblicherweise sind Stationsschwestern und ist das leitende Personal von etwa 7 bis 15 Uhr im Dienst.

GR Dr. Johannes Hahn: Gut. Selbst wenn das leitende Personal nicht im Dienst ist, muss es eine definierte Vertretung geben.

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja.

GR Dr. Johannes Hahn: Haben Sie gefragt nach dieser Vertretung oder nach dem leitenden Personal?

ARin Ehmsen-Höhnl: Wir waren mit dem Pflegedirektor unterwegs. Ich habe nur im Nachhinein ... ich weiß es nicht, ich weiß es wirklich nicht. Ich habe im Nachhinein gefragt: Was ist mit der Stationsleitung? Da habe ich irgendetwas gehört von krank und so. Ich weiß es nicht, ich kann mich wirklich nicht erinnern, ob ich expressiv verbis gefragt habe, bitte, wer ist die Stationsschwester?

GR Dr. Johannes Hahn: Ich frage deshalb, weil natürlich gibt es die Zuständigkeit des Pflegedirektors. Aber sozusagen die unmittelbare Zuständigkeit, würde ich einmal sagen, für die richtige Dokumentation ...

ARin Ehmsen-Höhnl: Ist die Stationsleitung. Das hätte der Pflegedirektor sagen müssen. Er hätte sagen müssen: Warten Sie, ich rufe Ihnen die Stationsschwester oder die Stationsschwester-Stellvertreterin. So war nichts dergleichen. 

GR Dr. Johannes Hahn: Es war auch vom ärztlichen Personal niemand anwesend? Es muss doch einen Dienst habenden Arzt geben?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja. Aber den haben wir uns nicht rufen lassen.

GR Dr. Johannes Hahn: Weil Sie gesagt haben, dass die ärztliche Dokumentation mangelhaft war.

ARin Ehmsen-Höhnl: Es waren zwei Stunden und 15 Minuten und da haben wir einen Großteil auch gesucht, wo wir richtig hingehören. Weil wir wussten nicht, wo jetzt die Dame liegt. Wir haben schon den Pavillon I bald gefunden, weil er gleich am Anfang ist.

Wir haben vor, nach wie vor, systematisch das Haus zu überprüfen. Wenn ich normalerweise in ein Haus gehe, dann habe ich bereits die Eckdaten und habe ich schon die Verantwortlichen und auch die Bettenanzahl und alles.

GR Dr. Johannes Hahn: Es ist sehr sinnhaft, dass Sie fallweise unangemeldet kommen. 

ARin Ehmsen-Höhnl: Natürlich. Aber um 15 Uhr finden Sie weniger Leitungspersonal.

GR Dr. Johannes Hahn: Das ist okay. Aber es muss irgendeine Form von Leitung, muss existieren. Wir haben die Rufbereitschaft in der Zentrale oder ...

ARin Ehmsen-Höhnl: Natürlich, darum haben wir den Herrn Pflegedirektor gehabt.

GR Dr. Johannes Hahn: Es muss ein unmittelbares Leitungspersonal geben. 

ARin Ehmsen-Höhnl: Natürlich.

GR Dr. Johannes Hahn: Ich stelle fest, es war nicht da.

ARin Ehmsen-Höhnl: Es war nicht da, nein. Sie hätte sich als solche deklariert. Normalerweise kommt man und sagt: „Grüß Gott, Mayer, ich bin die Stationsschwester.“ Das war nicht der Fall.

GR Dr. Johannes Hahn: Zusammenfassend stelle ich fest, um 15 Uhr hat es keine definierte Stationsschwester, Stellvertretung oder ...

ARin Ehmsen-Höhnl: Ab 15 Uhr. Bis wir wieder gekommen sind, war es schon ein bisserl später. Kann sein, dass um 15 Uhr wer dort war.

GR Dr. Johannes Hahn: Es war zu keiner Zeit jemand da. Oberschwester oder Stellvertretung war auch nicht da und die ärztliche Bereitschaft war auch nicht.

ARin Ehmsen-Höhnl: Wir hätten natürlich fragen können: Wir brauchen den Arzt. Aber das, was wir sehen wollten, haben wir gesehen.

GR Dr. Johannes Hahn: Dann möchte ich Sie als Sachverständige fragen: Es gibt da immer unterschiedliche Diskussionen. Da würde mich Ihre Meinung interessieren. Bis zu welcher Pflegestufe kann man eigentlich grundsätzlich Menschen mobilisieren?

ARin Ehmsen-Höhnl: Es ist sicherlich nicht die Pflegestufe allein das Kriterium. Das kann man so nicht sagen. Es gibt die Menschen, die haben Pflegestufe III, IV, sind an Morbus Alzheimer erkrankt und sind unglaublich betreuungsbedürftig. Dann gibt es andere, die haben Pflegegeldstufe V und sollten eigentlich, wie wir gehört haben, was richtig war, mehr haben.

Wobei ich sicherlich eine Kritik bei der Gelegenheit anbringen möchte, dass meiner Meinung nach es nicht korrekt ist, wenn ein Arzt den Pflegebedarf erhebt, das sollte eine diplomierte Pflegefachkraft machen. Am besten eine gerichtlich beeidete und zertifizierte Kraft.

GR Dr. Johannes Hahn: Der Hintergrund der Frage ist, weil es gibt und ich erlebe das in den letzten Wochen wiederholt, Aussagen, wo die einen sagen, selbst bis zur Pflegestufe VII kann man grundsätzlich mobilisieren und andere sagen, das ist völlig undenkbar.

ARin Ehmsen-Höhnl: Das ist sehr individuell. Pflegestufe VII heißt nichts anderes, als Betreuung und Pflege, insbesondere Pflege, rund um die Uhr. Also, ein besonders hoher Pflegeaufwand.

GR Dr. Johannes Hahn: Was nicht ausschließt, dass die Person nicht dennoch aus dem Bett zu bekommen ist.

ARin Ehmsen-Höhnl: Natürlich. Wenn man Glück hat, kann man Gott sei Dank auch einen Apathiker mobilisieren, wenn es geht. Das ist ein Wunder, ist aber passiert. Ich würde das nicht an die Pflegestufe anhängen.

GR Dr. Johannes Hahn: Die Frau Gesundheitsstadträtin hat im Zuge der Ereignisse angekündigt, dass nach ihrem Wunsch und Wollen jede Station der öffentlichen Pflegeheime einmal jährlich kontrolliert werden soll von Ihnen. Ist das mit den zwei Personen machbar? Ist das mit den drei bis vier Personen machbar, die Sie anpeilen? Oder wie viele würden Sie dafür brauchen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Das kann ich jetzt so nicht sagen. Es ist auch eine Frage der Qualität der Überprüfung. Ich alleine jetzt wäre mit den privaten Heimen vollauf ausgelastet.

Andererseits wieder sollten eigentlich auch die internen Revisionen so funktionieren, dass sozusagen die externe, behördliche Heimaufsicht, ich weiß, das ist auch nicht ganz korrekt, weil das ist doch wieder magistratsintern, meiner Meinung nach sollte das überhaupt eine unabhängige Stelle sein, so a la Kontrollamt und Patientenanwalt sollte eine möglichst weisungsfreie, unabhängige Stelle sein.

Ich kann es wirklich nicht sagen. Ich wäre schon glücklich, wenn ich jetzt einmal eine Zweite hätte und dann vielleicht eine Dritte. Da kann man schon sehr viel auf die Beine stellen. Wir wollen nicht unbedingt den städtischen Heimen jetzt zeigen wie man wirklich pflegt und weiß Gott was. Sondern wir wollen eigentlich Partner sein und auch unsere Ideen einbringen können.

GR Dr. Johannes Hahn: Ich beziehe mich da nur auf eine Vorgabe der Frau Gesundheitsstadträtin, die den Wunsch geäußert hat.

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, wie gesagt, gerne, gerne, wenn es die entsprechenden Ressourcen auch dazu gibt. Ich meine, Gott sei Dank wurde für den Pflegeanwalt, die Bezeichnung halte ich auch nicht für korrekt, weil er ist ein Arzt, das ist gut und wichtig, aber immerhin braucht ein Arzt eine eineinhalbjährige Zusatzausbildung, um in der Pflege tätig werden zu dürfen, laut § 48 Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, aber er hat sicherlich viel guten Willen und ich freue mich, ihn persönlich kennen zu lernen und mit ihm auch zu reden, aber er ist nicht der klassische Pflegeanwalt, den ich mir vorstelle.

GR Dr. Johannes Hahn: Die Einschätzung teile ich, aber wir haben das schon an anderer Stelle diskutiert. Eine letzte Frage von mir, weil Sie eben auch sehr engagiert tätig sind, was meinen Sie sind optimale Zimmergrößenstrukturen in Pflegeheimen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Na ja, da gibt es insofern unterschiedliche Meinungen, also, ich würde sagen, maximal 3 Personen, würde ich sagen, maximal. Denn zwei können immer miteinander und zwei bis drei. Und wenn jemand allein sein will, dann auch gerne, also, das ist, ich denke mir, ein wahlweise 1- bis maximal 3-Bett-Zimmer wäre sicherlich vertretbar. Weil ganz allein ist auch nicht lustig. Das habe ich auch erlebt immer wieder, das ist dann für manche, manche kommen sich vor wie in einer Zelle und da kommt niemand. Und wenn sie zu zweit sind, haben sie ja doch vielleicht auch ein bisschen begrenzten Spaß vielleicht.

GR Dr. Johannes Hahn: Danke.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke. – Sind noch weitere Fragen, bitte. Ja, Frau Dr. Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz: Danke, Herr Vorsitzender. – Sie haben Ihrerseits im Zuge dieser Überprüfung nicht mit der internen Heimaufsicht Kontakt aufgenommen oder doch. Es gibt im Geriatriezentrum Am Wienerwald eine interne Heimaufsicht. Stehen Sie mit der in Kontakt und standen Sie mit der in Kontakt in Bezug auf dieses?

ARin Ehmsen-Höhnl: Frau Dr. Pilz, das ist eine hierarchische Struktur und ich habe mehrmals versucht, mit hohen Mitarbeitern, hochrangigen Mitarbeitern des Krankenanstaltenverbundes zu reden, wie sie es machen, wie sie es gemacht haben, was sie für Erfahrungen haben. Ich wurde nicht fündig. 

GRin Dr Sigrid Pilz: Sie wurden nicht fündig, das heißt, am anderen Ende des Telefons war keiner oder Ihre …

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich war persönlich dort. Es ist nicht heraus gekommen.

GRin Dr Sigrid Pilz: Wo waren Sie persönlich?

ARin Ehmsen-Höhnl: Muss ich das jetzt sagen? 

GRin Dr Sigrid Pilz: Ich glaube schon, ja. 

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich war bei der Oberin Polat-Firtinger und war sogar auch bei der Oberin Staudinger.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und das Ergebnis dieser Besprechungen?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich habe also weder jetzt Vorgaben bekommen, wie man Personalbedarfsermittlung macht, noch wie vorgegangen wird in den Heimen, wie es ausschaut. Das Einzige, was ich gehört habe, ist, dass sie auch unangemeldet jederzeit Samstag, Sonntag und am Abend hingehen, aber ich habe nicht wirklich irgendwie Tipps oder Instruktionen bekommen. Ich bin ja mit nichts anderem hingekommen als mit dem Ersuchen, wie habt ihr das gemacht und was könnte ich mir davon abspicken. Aber es war wie eine Mauer. Ich habe nichts erfahren.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und Sie waren bei den beiden Damen zu unterschiedlichen Zeiten, zu unterschiedlichen Gesprächen oder …

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich war zwei- oder dreimal bei beiden. Also, mindestens, also, ob jetzt jedes Mal, ich glaube ein einziges Mal war kurz die Generaloberin dabei, aber, wie gesagt, ich wurde nicht fündig. Natürlich habe ich zwischendurch auch einmal die Oberin Polat-Firtinger getroffen, aber es war nie so wie eben, es gibt eine andere Oberin, die einen sehr wichtigen Aufgabenkreis auch hat, die Oberin Knoll, die hat mir Tipps gegeben, die hat mich sogar animiert bzw. empfohlen, dass ich bei einem nationalen Arbeitskreis der Pflegekräfte dabei sein kann. Sie hat gesagt, Johanna, geh hin, das ist toll, hat mir eine Einladung zukommen lassen. Das war eine tolle Kooperation und ist sogar noch immer eine gute Kooperation. Aber ich habe nichts Einschlägiges erfahren, wie macht man das oder wie geht man mit Beschwerden um.

GRin Dr Sigrid Pilz: Das heißt, die Frau Oberin Polat-Firtinger wäre ja sozusagen die Erstzuständige für diese Fragen.

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, ja. Sie hat gesagt, sie kann sich jetzt bequem zurücklehnen, nachdem ich die Arbeit, ich will jetzt wirklich sagen, aufgebürdet bekommen habe. Das heißt nicht, dass sie mich nicht interessiert. Es ist nur die Menge.

GRin Dr Sigrid Pilz: Also, sie kann sich jetzt erste Reihe fußfrei anschauen, dass Sie das jetzt tun, was ihr Job wäre.

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, ja.

GRin Dr Sigrid Pilz: Die Frau Generaloberin Staudinger ist ja für den gesamten Bereich der Pflege im Krankenanstaltenverbund zuständig. Ich erinnere mich und daher habe ich meine Ordner mit geschleppt, das mache ich nicht aus Theatralik, sondern weil man immer wieder nachschauen soll. Wir haben ja eine Geriatriekommission, die sich immer wieder auch mit Fragen beschäftigt und da hat man den Eindruck als jemand, der mit offenen Augen und, wie Sie sagen, mit allen Sinnen, nur nicht so professionell wie Sie, durch die Häuser geht, dass es nicht so toll ist, wie man hier präsentiert kriegt. Es gibt hier also, wir kriegen jedes Mal sehr, sehr tolle Präsentationen und was das Geriatriezentrum Am Wienerwald betrifft, also, das ist, ich sage es zynisch, nichts wie hin. So denkt man, wenn man diese Unterlagen sieht, nach welchen Pflegemodellen man zu welcher Selbstständigkeit und Rehabilitationsabsicht hier gepflegt wird, also, wäre es die Privatwirtschaft, könnte man sagen, es ist durchaus Prospektbetrug, wenn man dann sieht, wie es tatsächlich dann in dem Zimmer der Frau K. aussieht. Aber ich möchte jetzt, nachdem Sie jetzt selber die Frau Staudinger angesprochen haben, da gibt es ein sehr ambitioniertes Pflegekonzept, das uns da vorgestellt wurde, also die Differenzierung des Pflege- und Betreuungsangebots, Individualität der Bewohner im Heim im Alltag, aktivierende und reaktivierende Pflege, also, das sind ja schon, ich nehme an, das können Sie unterstreichen, eigentlich müsste ja, weil Sie zuerst gesagt haben, Sie haben Ihre eigene Checkliste und aus dem Krankenanstaltenverbund kommt nichts, das müsste ja sich sozusagen in irgendeiner Art von interner Kontrolle, von interner Qualitätssicherung, von interner Qualitätsentwicklung niederschlagen.

Meine Frage: Gibt es das entweder nicht oder spricht sich das nur nicht zu Ihnen durch?

ARin Ehmsen-Höhnl: Frau Dr. Pilz, das werde ich Ihnen sagen können, wenn ich sämtliche Geriatriezentren, insbesondere das Geriatriezentrum Am Wienerwald oder eine Kollegin oder Kolleginnen überprüft haben werden.

GRin Dr Sigrid Pilz: Von sich aus haben die beiden Damen weder Ihre Zusammenarbeit gesucht noch Ihre Initiative ermutigt, hier zusammen zu arbeiten.

ARin Ehmsen-Höhnl: Das ist richtig, ja.

GRin Dr Sigrid Pilz: Und Sie sind über Gründe nicht informiert oder schon?

ARin Ehmsen-Höhnl: Nicht informiert.

GRin Dr Sigrid Pilz: Sie haben gesagt, dass es Stellungnahmen gegeben hat, seitens der kollegialen Führung, seitens der direkt und in mittelbarer Verantwortung Vorgesetzten. Haben Sie diese Stellungnahmen schriftlich?

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja.

GRin Dr Sigrid Pilz: Ich ersuche den Herrn Vorsitzenden, diese …

ARin Ehmsen-Höhnl: Die haben Sie ohnedies.

GRin Dr Sigrid Pilz: Ich habe eine einzige Stellungnahme von der kollegialen Führung. Die wurden hier angesprochen.

ARin Ehmsen-Höhnl: Diese Stellungnahmen wurden ja angesprochen.

GRin Dr Sigrid Pilz: Ist es das, was wir heute, schon drei oder vier Stellungnahmen haben?

ARin Ehmsen-Höhnl: Die wurden bereits angesprochen.

GRin Dr Sigrid Pilz: Also, ich ersuche ein vollständiges Kompendium dieser Stellungnahmen zusammenzutragen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sie bekommen den Akt, der vorliegt von der MA 47.

ARin Ehmsen-Höhnl: Sind alle da.

GRin Dr Sigrid Pilz: Dann ist das erledigt. – Ich habe nur, was ich selbst habe. Das ist, also, nach Ihrem Prüfbericht gab es seitens des Herrn Generaldirektors Hauke, der zu dem Zeitpunkt nicht auf Urlaub war, der Herr Direktor Kaspar war nach eigenen Angaben auf Urlaub, hat er eine Besprechung gemacht mit der kollegialen Führung des GZW am 13.8. und da wurden Ergebnisse zusammen gestellt, wonach die kollegiale Führung verpflichtet wurde, ihren Aufgaben intensiver nachzukommen, die Qualität zu überprüfen, allfällig disziplinäre Maßnahmen gegen Mitarbeiter einzuleiten, dann hinsichtlich der Bettruhezeiten, auf deren Einhaltung zu achten, zu gewährleisten, dass Interventionen durch Angehörige bzw. Sachwalter auch beachtet werden, zum Beispiel durch Dokumentation einer ausreichende Körperpflege des Pfleglings. Das ist leider derzeit nicht auszuschließen. Also, dieser nicht sehr neue Begriff, die Gewährleistung von Flüssigkeitszufuhr, die Gewährleistung der Möglichkeit zur Verrichtung der Notdurft auf Toiletten für jene, die dazu im Stande sind, Wahrung einer ausreichenden Intimsphäre, Inbetriebnahme, Haltung des Schwesternrufes sowie eine aktuelle Führung der pflegerischen und ärztlichen Dokumentation und das wäre nachweislich zu überprüfen.

Jetzt war mein Eindruck aus diesem Resümee, dass Dinge, die eigentlich für selbstverständlich sein müssten, wie Bettruhe oder Körperpflege usw. und andere, kommen mir vor wie die Delegation von Unerledigtem oder Unerreichbarem, zurück ans Personal, weil das ist die Wahrung der Intimsphäre, wie soll man das wohl machen in einem 8-Bett-Zimmer und auch die Möglichkeit, auf die Toilette zu gehen. Wir wissen, dass manche Häuser sehr schlecht dazu ausgestattet sind.

Haben Sie in der Folge dann, nachdem das ja eine der Stellungnahmen ist, überprüfen können, ob das tatsächlich erfolgt ist?

ARin Ehmsen-Höhnl: Also, wirklich, es war mir nicht möglich, ich habe nebst auch noch andere Heime zu überprüfen und mehr als drei Heime in der Woche gehen sich nicht aus. Und es sind ja auch sehr im Zuge dieser Erhebungen bzw. im Zuge dieser Mediengeschichte sind ja auch sehr viele Beschwerden gekommen, die ja behandelt werden mussten. Und das Erschütternde war ja, dass da zum Teil auch Beschwerden gekommen sind, die also schon, wo sich Menschen ausgeweint haben, die bereits vor zehn Jahren ihre Angehörigen verloren haben und denen muss man sich ja auch widmen. Aber es war mir wirklich nicht möglich jetzt in der Zeit, die Ereignisse haben sich überschlagen und ich möchte nämlich genau den Fehler nicht machen, den man macht, husch, pfusch und schnell. Aber ich habe natürlich alles vorbereitet.

GRin Dr Sigrid Pilz: Hat Herr Generaldirektor Hauke oder Herr Direktor Kaspar sich bei Ihnen in ihrer Funktion als General- und Teildirektoren des Krankenanstaltenverbundes an Sie gewendet?

ARin Ehmsen-Höhnl: Liebe Frau Dr. Pilz! So wichtig bin ich nicht. Wenn man die Hierarchie kennt, dann weiß man, dass also da sehr viele Ebenen dazwischen sind, aber ich hätte mich gefreut. Ich meine, immerhin die Stadträtin hat mich eingeladen zu einem Gespräch und das war sehr schön.

GRin Dr Sigrid Pilz: Sie haben gesagt, Sie würden sich eine unabhängige Stelle wünschen, die weisungsfrei agiert. Die Zusammenarbeit mit dem Pflegeombudsmann, der das jetzt macht, das erfüllt für Sie diese Funktion nicht?

ARin Ehmsen-Höhnl: Na, also mit weisungsfrei meine ich jetzt nicht völlig losgelöst von einer Abteilungsleitung, so meine ich das nicht. Ich bin eigentlich sehr froh darüber, muss ich sagen. Es bietet auch einen gewissen Schutz, wenn man einen Juristen als profunden Kenner der Materie hat. Also, so sehe ich das nicht, aber ich meine, mit möglichst weisungsfrei, dass es eben nicht allzu viele bürokratische Hierarchien und Überbrückungen geben sollte, dass man wirklich möglichst schnell, ohne viel nachfragen zu müssen, überprüfen kann. 

GRin Dr Sigrid Pilz: Sie haben gesagt, es gab frühere Beschwerden und es gab dann durch das Medieninteresse weitere Beschwerden. Sie haben bereits Berichte erstellt zu anderen Missständen und ich ersuche, Herr Vorsitzender, dass wir in den Unterlagen für die Vorbereitung der nächsten Sitzung jene Berichte zur Verfügung gestellt kriegen, die in Bezug zumindest auf die öffentlichen Häuser seitens der Frau ARin Ehmsen-Höhnl bereits erstellt wurden, damit wir uns einen Überblick verschaffen können, welche anderen von ihrer Dienststelle verfolgen Missstände in dem besagten Zeitraum auch erhoben wurden.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ich glaube, es besteht kein Einwand gegen die Beischaffung dieser Unterlagen, soweit sie eben konkret bezeichnet sind oder eben auffindbar sind.

GRin Dr Sigrid Pilz: Ich würde Sie bitten, also, Frau Amtsrätin, das dem Herrn Vorsitzenden zur Verfügung zu stellen, was Sie im Rahmen Ihrer Tätigkeit da an Vorberichten bereits erstellt haben.

ARin Ehmsen-Höhnl: Ich glaube, in der Chronologie komme ich jetzt nicht mit. Ich meine, ich war zweimal im Geriatriezentrum. Sie meinen die Städtischen?

GRin Dr Sigrid Pilz: Ich meine primär die Städtischen, wenn es dazu ergänzend auch für die Kommission von Interesse ist, darstellende Berichte aus dem privaten Bereich gibt, wäre auch das wünschenswert.

ARin Ehmsen-Höhnl: Das ist natürlich nicht so einfach, da muss mit der Abteilungsleitung Rücksprache gehalten werden. Ich meine, wenn es der Sache dienlich ist, wie gesagt, es liegt nicht an mir und ich bin weisungsgebunden.

GRin Dr Sigrid Pilz: Also, für den öffentlichen Bereich können wir ja hier befinden, also, dann würde ich einmal ersuchen, zumindest für den öffentlichen Bereich, was Ihnen da an Unterlagen vorliegt und an Prüfberichten. Und in Bezug auf die Privaten müssen wir das Protokoll anschauen, was da …

ARin Ehmsen-Höhnl: Im öffentlichen Bereich habe ich bis auf die zweimaligen Überprüfungen von 16 Stationen im Geriatriezentrum Baumgarten nichts überprüft. Überhaupt nichts, weil es nicht möglich war.

GRin Dr Sigrid Pilz: Dann würde ich ersuchen, zumindest uns das zur Verfügung zu stellen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Sie können nur vorlegen, soweit was vorhanden ist.

ARin Ehmsen-Höhnl: Ja, natürlich. Ich habe wirklich sonst nichts und das war auch insofern nicht sehr ergiebig, weil es wenig Mängel gegeben hat.

GRin Dr Sigrid Pilz: Danke schön.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. – Bitte weitere Fragen. Bitte, Herr Dr. Hahn.

GR Dr. Johannes Hahn: Ich möchte nur einen Beweisantrag stellen, aber das kann ich am Ende dieser Runde auch machen. Also, wenn es jetzt noch inhaltliche Fragen gibt.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Einen Beweisantrag wollen Sie stellen?

GR Dr. Johannes Hahn: Ja. Ich habe gesagt, ich stelle das gerne am Ende der Runde, wenn es jetzt noch inhaltliche Fragen gibt, würde ich die vorziehen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ja, wenn Sie den Beweisantrag stellen wollen, bitte.

GR Dr. Johannes Hahn: Gut, also dann stelle ich den Beweisantrag. Der Einfachheit halber geht es geschwinder.

Ich möchte beantragen, dass wir in einer der nächsten Runden sowohl die zuständige Stationsschwester, die zuständige Oberschwester als auch den, ich weiß nicht, ist das Primarius oder Primaria einladen, bitten, zur Frage der Abteilungsführung bzw. der Stationsführung und auch des gesamten Themenkomplexes der Pflegedokumentation. Danke.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Wobei natürlich nicht die Namen im Einzelnen jetzt festzustellen sind.

(Zwischenrufe) Ja, ja. Bitte.

GR Dr. Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Ich möchte auch einen Antrag einbringen. Die Frau ARin Ehmsen-Höhnl hat darauf hingewiesen, dass sie sich in einem Gespräch an die Frau Oberin Judith Polat-Firtinger gewandt hat. Die Frau Oberin Judith Polat-Firtinger ist auch eine von jenen zwei Personen, die auf Anordnung von Generaldirektor Hauke ja das GZW überprüft, weil der KAV ja sofort nach Bekanntwerden der behaupteten Missstände auch eine Prüfung eingeleitet hat, daher beantragen wir die Ladung von Frau Oberin Judith Polat-Firtinger und von Frau Dr. Susanne Drapalik - ich gebe Ihnen gleich den Antrag – was die Prüfung der erhobenen Vorwürfe im Pavillon I durch den KAV ergeben hat.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Dann kann ich das gleich wechselseitig zur Diskussion stellen, ob gegen diese Beweise irgendwelche Einwendungen sind oder ob sie von Seiten der Kommission gewünscht werden. Entschuldigen Sie.

GR Dr. Wilfried Serles: Sind alle sehr gescheit.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Was wollen Sie noch sagen?

GRin Dr Sigrid Pilz: Ich wollte keine Einwendungen, sondern ergänzend auch ersuchen, nachdem die Frau ARrin Ehmsen-Höhnl auch die Frau Generaloberin Staudinger erwähnt hat, ersuche ich auch um Ladung der Frau Generaloberin Staudinger.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ja, Generaloberin Staudinger. – Sie haben die Oberin Polat-Firtinger und Dr. Drapalik und dann kommen noch in Betracht eben diese, namentlich jetzt nicht konkretisierten Zeugen von dem Geriatriezentrum.

Besteht Einigkeit darüber, dass diese Zeugen geladen werden? Bitte, kein Einwand. Dann dürfen wir das festhalten, dass diese Zeugen in weiterer Folge vernommen werden.

Bevor ich jetzt vorhabe, den Herrn OSR Graf um seine Ausführungen zu bitten, würde ich sagen, wir machen 15 Minuten Pause, bitte, und anschließend Herrn OSR Graf. – Und der Zeugin danke ich für ihr Erscheinen und hiermit sind Sie entlassen.

(Pause von ca. 14.58 Uhr bis 15.20 Uhr.)

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ich bitte, einzutreten und Platz zu nehmen. Wir sind noch nicht vollständig, die Kommissionsmitglieder nehmen noch nicht alle Platz. Um 15.20 Uhr wird die Kommissionssitzung fortgesetzt, mit der Bitte an Herrn OSR Graf, seinen Vortrag zu halten.

Dr. Karl Graf: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe die Aufgabe bekommen, als Auskunftsperson für die rechtlichen Rahmenbedingungen für Pflegeheime und deren Bewohner Ihnen eine Information zu geben. Diese Rahmenbedingungen, diese rechtlichen oder gesetzlichen, finden sich weitgehend im Wiener Sozialhilfegesetz. Es sind einige andere Bestimmungen auch, aber die werde ich dann im Laufe des Vortrags an der entsprechenden Stelle erwähnen. Soweit in meinen Ausführungen Personenbezeichnungen nur in männlicher Form vorkommen, beziehen sie sich natürlich auf Frauen und Männer, ich ersuche um Verständnis, da dies die Darstellung erleichtert. Es nur weiblich zu machen, fällt mir sehr schwer, weil ich es noch nie geübt habe. (Heiterkeit.) Ich glaube, dass das nicht der Platz ist zur Übung.

Also, ich habe die Information so aufgebaut, dass ich zunächst einmal über die Rechtsbeziehungen des Pflegeheims berichte, überhaupt einmal das Pflegeheim selbst, soweit es gesetzlich erfasst ist, darstellen möchte, dann kurz auf die Wohnheime eingehe, dann auf die Heimbewohner und letztlich dann auf das Pflegeentgelt, also, die Pflegeheimentgelte und letztlich der Kostenersatz dann und Regress. Also, das sind die fünf Punkte, über die ich hier berichten möchte.

Zunächst einmal zur Legaldefinition "Pflegeheim" im Wiener Sozialhilfegesetz. Dort werden Pflegeheime als Einrichtungen für Personen mit einer Behinderung oder unheilbaren Krankheit definiert, welche die Verrichtungen des täglichen Lebens nicht selbst wahrnehmen können und deren stationärer Pflege und Sozialbetreuung bedürfen, kurz von Personen mit Betreuungs- und Pflegebedarf, also Betreuungs- und Pflegebedarf.

Zur Errichtung und zum Betrieb. Das Land Wien als Träger von Privatrechten hat für die Errichtung und die Führung von Pflegeheimen vorzusorgen. Dies bedeutet aber nicht, dass die Stadt Wien oder das Land Wien alle Pflegeheime selbst führen muss. Es hat lediglich dafür vorzusorgen, dass es solche Einrichtungen gibt. Und wir haben ja in der Praxis hier eine gemischte Form, wir haben also private Pflegeheime und haben städtische Pflegeheime. Die Bezeichnung "öffentliche Pflegeheime", wie sie hier mehrmals verwendet wurde und auch in der Geschäftsein-
teilung steht, ist anders zu verstehen als beispielsweise bei öffentlichen Krankenanstalten. Öffentliche Krankenanstalten sind solche, denen das Öffentlichkeitsrecht verliehen wird von der Landesregierung und die damit auch gewisse zusätzliche Rechte bekommen, während das „öffentliche Pflegeheim“ ist nur ein Terminus, das ist ein Pflegeheim der Stadt Wien, also, der keinerlei rechtliche Qualität hat, keine besondere.

Der innere Betrieb der städtischen Pflegeheime ist durch eine Heimordnung zu regeln. Das Gesetz sieht vor, dass jedenfalls, also, nicht erschöpfend aufgezählt, aber jedenfalls enthalten sein müssen Regelungen über die Aufnahme und Entlassung, Bestimmungen über das Verhalten der Heimbewohner, Befugnisse des Heimpersonals und eine Generalklausel, die eigentlich alles andere enthält, was man heute auch in Heimordnungen oder in Anstaltsordnungen aufnimmt, sonstige Bestimmungen, die für einen ordnungsgemäßen Betrieb der Pflegeheime und eine einwandfreie Betreuung der Bewohner erforderlich sind.

An einer Stelle hat der Gesetzgeber auch hier hineingeschrieben, "soweit dies nach dem Gesundheitszustand der Bewohner möglich und zweckmäßig ist, ist für Beschäftigungstherapie vorzusorgen." – Eine sehr singuläre Bestimmung.

Zum Personal generell: Im Rahmen der Sozialhilfe gibt es nur, auch wieder so etwas wie eine Generalklausel, das mit der Besorgung der Aufgaben der Sozialhilfe betraute Personal muss für diese Aufgaben geeignet und fachlich entsprechend ausgebildet sein. Es ist einer regelmäßigen Fortbildung zuzuführen und diese Bestimmung gilt für alle Personen, die auch im Rahmen der Sozialhilfe tätig sind, daher auch für die Pflegeheime. Es kommen hier natürlich in erster Linie, wie wir ja schon gehört haben bei der Zeugenvernehmung, diplomierte Gesundheits- und Krankenpfleger, Pflegerhelfer, Ärzte und anderes Gesundheitspersonal in Frage.

Aufsicht und behördliche Aufgaben: Also, das ist der Bereich, der gerade vorher in der Zeugeneinvernehmung hier beschrieben wurde. Pflegeheime – und ich stelle noch die Rechtssituation natürlich dar, weil sie ja für die Untersuchung wichtig ist, dass die MA 47 dafür zuständig war - "Pflegeheime unterliegen der behördlichen Aufsicht der Landesregierung", heißt es im Gesetz, "die Aufsicht wird vom Amt der Landesregierung ausgeübt." 

Diese Unterscheidung ist deswegen erforderlich, weil, wenn die behördliche Aufsicht durch die Landesregierung durchzuführen wäre, dann müsste die Landesregierung selbst diese Aufgabe erfüllen, weil die Landesregierung ist das Vollzugsorgan der Landesvollziehung und daher sind natürlich solche Aufgaben, das wäre ja nicht zumutbar, dass die Landesregierung als Kollegialorgan jetzt alle diese Überprüfungen persönlich vornimmt, daher ist das delegiert an das Amt der Landesregierung und ein Teil dieses Amtes der Landesregierung auch ist die MA 47 und jetzt ab September die MA 15.

"Die Aufsicht ist dahingehend vorzunehmen", auch wieder eine allgemeine Klausel, "dass die Pflegeheime nach Führung und Ausstattung, den technischen, organisatorischen und personellen und hygienischen Erfordernissen einer fachgerechten Sozialhilfe entsprechen." - Das ist eine sehr allgemeine Bestimmung, die natürlich auch alle diese Dinge miterfasst, die wir in einem neuen Pflegeheimgesetz sicher etwas ausführlicher darstellen werden, aber die durchaus hier auch enthalten sind.

Zum Betrieb eines Pflegeheimes ist weder eine Errichtungsbewilligung noch eine Betriebsbewilligung nach dem Wiener Sozialhilfegesetz erforderlich. Die Aufnahme des Betriebs eines Pflegeheimes ist der Aufsichtsbehörde vier Wochen spätestens vorher schriftlich anzuzeigen. Gleiches gilt, wenn eine Erweiterung oder eine wesentliche und nicht bloß vorübergehende Einschränkung oder eine Einstellung des Betriebs erforderlich ist. – Also, an sich eine, hier wieder sehr, wenn man es jetzt also rechtstechnisch sagt, eine sehr moderne Bestimmung eigentlich, dass man nicht alles sozusagen im Vorhinein genehmigt, sondern dass man anzeigt und die Verantwortlichkeit des betreffenden Betreibers eigentlich einfordert, so wie es beispielsweise im Chemikaliengesetz oder in anderen modernen Gesetzen ist, wo also auch der Betreiber oder der Nutzer oder der, der etwas erzeugt, in die Verantwortung genommen wird.

Jetzt konkret zur Überprüfung selbst. "Die Aufsichtsbehörde hat die Pflegeheime hinsichtlich der in a) angeführten Umstände und Erfordernisse, also, dieser technischen, organisatorischen, personellen und hygienischen Erfordernisse periodisch zu überprüfen und den Rechtsträgern der Heime mit Bescheid die Behebung der festgestellten Mängel unter angemessener Fristsetzung aufzutragen." -  Das ist die strengste Form natürlich und auch sehr behördlich orientierte Form, wie also Mängelbehebungen vorgenommen werden können. In der Regel, wie Sie ja vorher gehört haben, ist es aber so, dass das nur bei ganz schwer wiegenden Mängeln gemacht wird, alles andere wird also im Dialog und in Kooperation versucht, mit den Trägern zu erledigen, so wie es eben die Frau Ehmsen-Höhnl vorher dargestellt hat.

Als weitere rechtliche Möglichkeit, die aber auch eher selten zum Tragen kommt, ich habe es ein einziges Mal erlebt in den letzten Jahren, dass dieser Bescheid auch als so genannter Mandatsbescheid sozusagen ausgestellt wird. Das heißt, es muss keine weiteren Erhebungen geben, sondern nur die Feststellung durch die Überprüfung hat ergeben, dass dort schwere Mängel sind, dann kann sofort ein Bescheid erlassen werden, der auch sofort vollziehbar ist, vollstreckbar ist. Man kann dagegen zwar ein Rechtsmittel einbringen, diese Vorstellung, ein remonstratives Rechtsmittel an dieselbe Instanz, ohne aufschiebende Wirkung. Aber dieses Mittel, wie gesagt, wird eher selten eingesetzt, aber es ist da, man kann es einsetzen.

Den Aufsichtsorganen, das steht natürlich auch im Gesetz ausdrücklich drinnen, dass den Aufsichtsorganen jederzeit zur Liegenschaft und zu allen Räumen der Zutritt zu gewähren ist.  Aber das ist eine Selbstverständlichkeit, in jedem Gesetz steht das drinnen, wo es solche Aufsichtspflichten gibt.

Es gibt dann letztlich auch die Möglichkeiten der Untersagung eines Betriebes eines Pflegeheimes, wenn schwer wiegende Mängel trotz Auftrag nicht behoben werden oder wenn unmittelbar Leben und Gesundheit bedroht ist und ein Bescheid nicht abgewartet werden kann.

Das sind also die zwei Hauptgründe, die auch zu einer Schließung führen könnten, und das würde dann ebenfalls mit einem solchen         § 57-Bescheid, mit einem solchen AVG - § 57-Mandatsbescheid gemacht. Soviel einmal zu den Pflegeheimen.

Nun zu den Wohnheimen. "Wohnheime sind Heime für alte oder behinderte" – auch das ist wieder die Definition des Gesetzes – "für alte oder behinderte Menschen, welche die Verrichtungen des täglichen Lebens noch selbst vornehmen können, aber zur Führung eines selbstständigen Haushalts nicht fähig sind und daher der Unterbringung, Pflege sowie auch einer sozialen Betreuung bedürfen." – Also, hier ist nur der Betreuungsbedarf erforderlich, nicht aber der Pflegebedarf so wie eben bei den Pflegeheimen.

Auch hier ist eine Heimordnung vorgesehen, die ähnlich lautet wie die, die ich vorher erwähnt habe. Personalaufsicht und behördliche Aufgaben sind ebenfalls völlig gleich geregelt.

Kurz zu den Unterschieden. Was ist der Unterschied jetzt zwischen einem Wohnheim und einem Pflegeheim: Einmal die Personengruppe, die habe ich hier schon erwähnt, die ergibt sich aus der Definition, in dem einen Fall ist das eben nur ein Betreuungsbedarf im Wohnheim und im Pflegeheim ist es ein Betreuungs- und Pflegebedarf. Dort kann also nicht nur nicht mehr der Haushalt geführt werden, sondern man kann auch sich selbst nicht mehr versorgen. Ein Zurechtlegen der Qualifikation: Wie ich vorher erwähnt habe, die Pflegeheime sind eine Pflichtaufgabe, dass das Land dafür sorgt, dass es Pflegeheime gibt. Bei den Wohnheimen ist es so, die Wohnheime gehören zu den so genannten sozialen Diensten im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung und diese Vorsorge, die kann gewährt werden, aber muss nicht gewährt werden. Also, Wohnheime muss es nicht flächendeckend geben, aber Pflegeheime muss es flächendeckend geben für Wien. Und die Betreuung natürlich im Pflegeheim ist eine Maßnahme der Hilfe zur Sicherung des Lebensbedarfs, es ist eine lebensnotwendige Maßnahme, wenn es so weit ist, während die Leistung, da gibt es eben einen Rechtsanspruch darauf auf diese Leistung und daher auch, um das vielleicht gleich hier zu erwähnen, weil es in einer Frage vorgekommen ist, daher werden diese Leistungen, wenn die Sozialhilfe etwas zahlen muss, mit Bescheid ausgesprochen. Das steht ausdrücklich im § 7 des Wiener Sozialhilfegesetzes, dass alle Leistungen, wenn die Sozialhilfe Leistungen erbringt und diese Leistungen erbracht werden, dass das mit Bescheid zuerkannt wird. Jetzt könnte man sagen, das könnte man ändern, könnte man sagen, so wie es im AVG zum Beispiel ist, dass, wo Leistungen gewährt werden, eben kein Bescheid gemacht wird, nur wenn einer den Bescheid verlangt, dann wird er halt gemacht. Das könnte man ändern, aber es ist so eingeführt. Wenn jemand also keine Leistungen der Sozialhilfe erhält, wenn er in ein Pflegeheim geht, dann muss auch kein Bescheid erlassen werden.

Die Wohnheime und Pflegeheime sind natürlich auch - es gibt hier auch Mischformen und das hat auch durchaus Sinn. Wie Sie wahrscheinlich wissen, im Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser gibt es ja auch so genannte Pflegestationen. Also, wenn einmal jemand, der in ein Wohnheim gekommen ist, nicht mehr in der Lage ist, nur mit den Diensten, die er als Wohnheimbewohner hat, zu Rande zu kommen, sondern eben Pflege braucht, dass er dann nicht noch einmal in ein anderes Pflegeheim kommen muss, sondern es gibt dort eben Stationen, die dann eben wie als Pflegeheime gelten und wie Pflegeheime natürlich geführt werden oder als Pflegestationen.

Jetzt zu den Heimbewohnern. Aufnahme in ein Pflegeheim – also, wie kommt man in ein Pflegeheim. Wenn eine ältere Person pflegebedürftig wird und auch mit ambulanter Hilfe nicht mehr in der eigenen Wohnung leben kann, kann als Möglichkeit die Betreuung in einem Pflegeheim in Frage kommen. Der Betroffene oder sein gesetzlicher Vertreter wird in dieser Richtung tätig werden müssen – Antragstellung und eben Kontaktaufnahme. In der Regel ist es so, dass für die Einweisung in ein Pflegeheim oder die Inanspruchnahme eines Pflegeheimes eine Pflegegeldstufe 3 vorgesehen ist, während für die Aufnahme in ein Wohnheim die Pflegestufe 2 vorgesehen ist als Mindeststufe.

Und jetzt die zwei, ohnedies bereits von mir erwähnten Möglichkeiten, wobei die erste eher eine seltene ist. Hat ein Betroffener so viel Geld, dass er sich die Kosten in einem Pflegeheim selbst zahlen kann, dann ist eine Einschaltung als Hilfe eventuell, aber nicht als Sozialhilfe, die Einschaltung der Sozialhilfe oder der Behörde eigentlich nicht erforderlich. Er könnte sich an irgendein Pflegeheim wenden und kann dort einen privatrechtlichen Vertrag abschließen, wenn er also in der Lage ist, diese Kosten zu bezahlen. Und diese Kosten sind natürlich nicht sehr gering, das werden Sie wissen. Derzeit ist also ein Pflegeentgelt für die Pflegeheime der Stadt Wien liegt bei € 79,94, also knapp € 80,-- pro Pflegetag.

Jetzt die zweite Möglichkeit, die eigentlich die gängige ist. Wenn eine pflegebedürftige Person, die in einem Pflegeheim betreut werden soll, die finanziellen Mitteln nicht hat, um dieses Entgelt zu bezahlen, dann wird ihm im Rahmen der Sozialhilfe unter dem Leistungstypus, wie ich schon vorher genannt habe, Hilfe zur Sicherung des Lebensbedarfs, nämlich durch Pflege in einem Pflegeheim, mit Bescheid diese Leistung zuerkannt. Da es sich in diesem Fall um eine Leistung zur Sicherung des Lebensbedarfs handelt und der Sozialhilfeträger auch finanzielle Mittel dafür einsetzen muss, zumindest teilweise Bezahlung dieses Pflegeentgelts, ist diese Pflichtleistung mit Bescheid förmlich zuzuerkennen. Das ist eben dieser erwähnte § 7. Dies bedeutet allerdings nicht, weil das auch missverständlich auch so verstanden wurde, dass diese Rechtsbeziehungen zwischen dem Pflegeheim und dem Heimbewohner jetzt ein öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis ist. Das stimmt nicht. Nur der Einweisungsvorgang ist öffentlich-rechtlich und die Kostentragung ist öffentlich-rechtlich, das Rechtsverhältnis zwischen dem Heimbewohner und dem Heim ist ein privatrechtliches Betreuungsverhältnis. Ganz einfach, genauso wie in den Spitälern, zum Beispiel. Dort haben Sie auch die Kostentragung, wenn es nicht jemand ist, der alle Kosten selber zahlen kann, haben Sie auch über ein öffentlich-rechtliches Verfahren mit Bescheid und Berufung usw. und das Rechtsverhältnis ist aber ein privatrechtlicher Vertrag.

Ja, und jetzt eine dritte Möglichkeit, die in der Praxis natürlich auch Bedeutung hat: Es kommt immer wieder vor, dass Personen, die in einem Krankenhaus, in einer Krankenanstalt liegen, dass für die die Sozialversicherung die Leistungen nicht mehr zahlt, weil es sich hier um einen so genannten Asylierungsfall handelt. Im ASVG, § 144 Abs. 2 wird Ihnen ja bekannt sein, dort heißt es also sehr knapp und bündig: "Ist die Anstaltspflege" – also die Krankenanstaltspflege natürlich – "oder die medizinische Hauskrankenpflege nicht durch die Notwendigkeit ärztlicher Behandlung bedingt (Asylierung), so wird sie nicht gewährt." – Also, das ist die Bestimmung im ASVG und natürlich Parallelbestimmungen in allen anderen großen Versicherungsgesetzen, also Sozialversicherungsgesetzen, BSVG, dann Beamten-Krankenunfallversicherung und gewerbliches Sozialversicherungsgesetz haben alle dieselbe Bestimmung natürlich an dieser Stelle. Das bedeutet, wenn also die Versicherung feststellt, dass hier keine Besserung mehr zu erwarten ist durch die Behandlung, dann liegt ein so genannter Asylierungsfall vor, das heißt, die Krankenkassa zahlt nicht mehr. Und jetzt, wenn es eben nicht gelingt, und das ist eben nicht immer möglich, dass man sofort, wenn die Krankenkassa nicht mehr zahlt, diesen Patienten oder jetzt Pflegling oder ein Mensch oder eine Person, die in ein Pflegeheim kommen müsste, dass das nicht sofort geht. Und da haben wir im Wiener Krankenanstaltengesetz vor einigen Jahren eine Bestimmung geschaffen, einen § 44b des Wiener Krankenanstaltengesetzes, was, glaube ich, sonst in keinem anderen Bundesland in einem Krankenanstaltengesetz ist, dass es möglich ist, dass Patienten, die einen Antrag auf Aufnahme in ein Pflegeheim gestellt haben, vorübergehend bis zur Aufnahme im Spital verbleiben können, weil an sich steht ja sonst in den Gesetzen drinnen, wer aller im Spital aufgenommen werden darf; daher wäre es ja rechtswidrig, wenn solche Personen weiterhin im Krankenhaus blieben. Und um das zu korrigieren und klar zu stellen rechtlich, haben wir diese Bestimmung geschaffen. Das heißt also, diese Personen können so lange auf Kosten jetzt natürlich der Sozialhilfe im Krankenhaus bleiben, bis sie also in ein Pflegeheim kommen.

Zum Personenkreis, der hier für die Wiener Sozialhilfe in Frage kommt. Die Leistungen der Sozialhilfe in Wien stehen, somit auch die Betreuung im Pflegeheim, grundsätzlich Staatsbürgern zu, darüber hinaus aber auch bestimmten Fremden, zum Beispiel Gleichstellung aus Staatsverträgen, Asylgewährung, Begünstigte aus dem EWG-Abkommen. Und natürlich ist hier auch der Hauptwohnsitz Wien ein Kriterium, aber nicht das einzige. Es gibt natürlich Vereinbarungen nach Art. 15a zwischen den Bundesländern über die Kostentragung, wenn also jemand, der nicht Wiener ist, hier in Pflege kommt, dass also hier die Kostentragung eben dann zwischen den verschiedenen Bundesländern geregelt ist.

Kurz noch zur rechtlichen Handlungsfähigkeit. Wir haben ja heute beim ersten Zeugen einen Sachwalter hier gehabt und gerade bei Heimbewohnern gibt es eben Personen mit sehr unterschiedlicher rechtlicher Handlungsfähigkeit. Neben voll handlungsfähigen Personen gibt es Personen mit eingeschränkter Handlungsfähigkeit und solche, die rechtlich völlig handlungsunfähig sind. Und gerade für diese Letzteren gibt es ja nur die Möglichkeit, einen Sachwalter zu bestellen. Bei denen mit eingeschränkter Handlungsfähigkeit muss das nicht sein nach den Bestimmungen des § 273 ff ABGB, dort heißt es nämlich, ein Sachwalter muss nur dann bestellt werden, wenn es nicht möglich ist, in der Institution, in der jemand eben betreut wird und wo noch ein Rest an Handlungsfähigkeit da ist, dass das sozusagen aufgefangen wird, ohne dass man einen Sachwalter bestellt. Jetzt kann man natürlich rechtspolitisch darüber streiten, ob das eine Hilfe ist, wenn jemand in einer Institution ist und von der Institution gut betreut wird, dass man ihm keinen Sachwalter formell bestellt oder schon. Der Gesetzgeber hat es jedenfalls positiv gemeint, wie er gesagt hat, es muss nicht jeder einen Sachwalter haben. Diese Sachwalterschaft ist an sich ein Institut, das vom Gericht, wenn die Notwendigkeit festgestellt ist, auch im Bescheid, also im Beschluss, Entschuldigung, es ist ein Gerichtsbeschluss natürlich, im Außerstreitverfahren. In diesem Beschluss muss dann auch genau drinnen stehen, für welche Bereiche also die Sachwalterschaftsbestellung erfolgt ist.

Da gibt es drei Gruppen: Die eine ist also nur für bestimmte Einzelhandlungen, die werden hier sicher nicht in Frage kommen, also Abschluss irgendeines Rechtsgeschäftes. Dann gibt es Typen von Rechtsgeschäften, für die eben ein Sachwalter bestellt wird, das wäre zum Beispiel die Vermögensverwaltung und dann gibt es also die dritte und volle Stufe, das ist, wenn jemand für alle Handlungen des Betroffenen zum Sachwalter bestellt wird, dann hat der die komplette Obsorge für diese Person.

Und mit diesen rechtlichen Möglichkeiten, vor allem also der dritten Gruppe, haben wir natürlich im Heim, im Pflegeheim zu tun.

Noch einmal kurz zu den Pflegeheimentgelten. Das Wort ist "Pflegeheimentgelt", weil im Krankenanstaltenrecht heißt es Pflegegebühr, also diese Unterscheidung ist wichtig, weil zumindest, wenn man mit Finanzen zu tun hat, weil es eben ganz etwas Verschiedenes ist, also, die Pflegegebühr ist nicht etwas für das Pflegeheim, sondern ist etwas für die Krankenanstalten. Im Übrigen steht im Bundeskrankenanstaltengesetz nicht Patient, sondern überall noch Pflegling. Auch das ist natürlich etwas, das was man irgendwann einmal korrigieren könnte. Also, diese Pflegeentgelte, aber nur natürlich für städtische Pflegeheime, werden nach dem Gesetz, also, mit Verordnung der Landesregierung festgesetzt und, wie ich schon erwähnt haben, die letzte Verordnung aus dem Jahre 2002 hat eben das Pflegeentgelt pro Tag mit € 79,94 pro Pflegetag festgesetzt.

Weiters ist festgestellt auch in dieser Verordnung, dass der Anteil der Kosten für die medizinischen Leistungen in den Pflegeheimen pro Pflegetag durchschnittlich € 17,67 beträgt, das sind also 22,10 Prozent des Pflegeentgeltes. Damit ist auch klar gestellt, dass also die medizinischen Leistungen im Pflegeheim natürlich nicht überwiegen, sondern eher sozusagen nur einen Teil, einen geringeren Teil der Gesamtkosten ausmachen.

Und als Letztes noch kurz zum Kostenersatz. Für Leistungen zur Sicherung des Lebensbedarfs, wie dieser Typus, der Oberbegriff heißt, wozu auch die Betreuung in einem Pflegeheim zählt, ist vom Empfänger der Hilfe, also vom Heimbewohner, von seinen Erben, seinen unterhaltspflichtigen Angehörigen und von sonstigen Dritten, gegen die entsprechende Leistungsansprüche bestehen, Ersatz zu leisten, Empfänger der Hilfe, also der Heimbewohner selbst. Der Kostenersatz kann in dem Ausmaß gegeben werden als hinreichendes Vermögen oder Einkommen vorhanden ist, allerdings gibt es auch hier eine soziale Klausel natürlich, durch den Kostenersatz gibt es mehrmals solche Klauseln, durch den Kostenersatz des Hilfeempfängers darf aber der Erfolg der Hilfeleistung nicht gefährdet werden, also eine Einschränkung. Bezieht der Hilfeempfänger Pflegegeld, ist für stationäre Leistungen zunächst dieses zum Kostenersatz entsprechend heranzuziehen. Bei Bezug einer Pension, habe ich dann ohnedies auch noch in einem eigenen Punkt, es sind natürlich auch entsprechende Regelungen vorgesehen, wie die Anteile Pension und Taschengeld, das dem Hilfeempfänger bleibt.

Aus dem Nachlass sind natürlich die Erben kostenersatzpflichtig, aber nur bis zur Höhe des Wertes des Nachlasses. Also, es kann nie sein, dass die Erben aus eigener Tasche, wenn das Erbe eben nicht ausreicht, noch etwas dazu zahlen müssen. Auch hier gibt es eine wichtige, auch in der Praxis wichtige Sozialklausel: "Sind die Erben Eltern und Kinder oder Ehegatten, so ist darauf zu achten, dass durch den Kostenersatz deren Existenz nicht gefährdet wird." – Also, es kann zum Beispiel eine Rolle spielen bei Hypothek auf Wohnungen oder auf Häuser, die zum Wohnen und Leben dringend erforderlich sind, also, dass die nicht verkauft werden, da gibt es eben entsprechende Möglichkeiten, hier von der Kostenersatzeinhebung abzusehen.

Bei den Angehörigen finden wir also in dem Typus, von dem wir hier reden, in der Regel nur den Ehegatten, also, nur der Ehegatte ist kostenersatzpflichtig; Kinder gegenüber Eltern oder Eltern gegenüber volljährigen Kindern sind nicht kostenersatzpflichtig nach dem Wiener Sozialhilfegesetz. Da gibt es sehr unterschiedliche Regelungen quer durch Österreich. In manchen Bundesländern gibt es also die volle Kostenersatzpflicht, wie sie sich aus dem bürgerlichen Recht ergibt, also die vollen Unterhaltsregelungen, in manchen sind sie teilweise eingeschränkt. Ich glaube, Wien hat hier ohnedies die großzügigste Regel. Im Pflegeheimbereich wird eher nicht vorkommen, was nämlich auch noch in Frage käme, also Eltern gegenüber minderjährigen Kindern haben natürlich Unterhaltspflicht, aber das wird ja für das Pflegeheim nicht in Frage kommen.

Ersatz durch Dritte: Hat der Hilfeempfänger Rechtsansprüche zur Deckung des Lebensbedarfs gegenüber Dritten, zum Beispiel würde ich sagen Privatpensionen, wenn jemand eine Pension aus der Firma bezieht, also eine Firmenpension oder eine selbst eingezahlte Pension oder so etwas hat, gehen diese Ansprüche für die Dauer der Hilfeleistung bis zur Höhe der Aufwendungen auf den Sozialhilfeträger über, sobald dieser den Dritten diese schriftlich anzeigt. Also, wenn der Sozialhilfeträger dem Dritten schreibt, dass diese Kosten, der ist jetzt im Heim und diese Kosten fallen an, dann ist das abgetreten. Das nennt man juristisch eine Zession. Das ist eine Abtretung, durch die Anzeige wird eben hier der Anspruch abgetreten.

Und jetzt zu den beiden für die Praxis wieder sehr wichtigen Punkten, nämlich Ersatz durch den Träger der Sozialversicherung und dann Anteil von Pflegegeld.

Für Pflegeheime kommt hier insbesondere der § 324 Abs. 3 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in Frage, wobei es hier wieder gleich lautende Regelungen in den anderen Gesetzen gewerblichen Versicherungen und Bauernversicherung gibt. Und zwar heißt es hier so: "Wird nach diesen Bestimmungen ein Pensionsberechtigter oder ein Rentenberechtigter in einem Pflegeheim betreut, geht für die Zeit dieser Betreuung der Anspruch auf Pension bzw. Rente einschließlich allfälliger Zulagen usw. bis zur Höhe der Verpflegskosten, also des gesamten Betrages, höchstens jedoch bis zu 80 Prozent auf das Land als den Träger der Sozialhilfe über." - Auch wieder eine Zession.

Und hier gibt es wieder Einschränkungen, wenn der Heimbewohner unterhaltsberechtigte sonstige Personen hat, die eben unterhaltsberechtigt sind ihm gegenüber, hat der Pensionsberechtigte im Rahmen einer gesetzlichen Unterhaltspflicht für den Angehörigen zu sorgen, dies gilt sowohl für Ehegatten als auch für Kinder, vermindert sich der obige Prozentsatz auf 50 Prozent. Also, von 80 Prozent auf 50 Prozent und für jeden weiteren unterhaltsberechtigten Angehörigen jeweils um 10 Prozent.

Und der Anteil vom Pflegegeld: Da gibt es eine Wiener Regelung und eine Bundesregelung, die nicht ganz gleich sind. Nämlich, ich nehme an, es wird Ihnen bekannt sein, warum es ein Bundespflegegesetz gibt und warum es Bundesländerpflegegeldgesetze gibt. Das Bundespflegegesetz regelt das Pflegegeld für jene Bereiche, wo der Bund Pensionen, Renten oder dem gleichgestellte Dinge auszahlt bzw. Sozialversicherungen sind natürlich ihm zuzuordnen, dem Bund. Also, alle Personen, die eine Pension haben, die irgendwie vom Bundesrecht ableitbar ist, haben dann auch einen Anspruch auf Pflegegeld nach dem Bundespflegegeldgesetz, wenn sie eben einmal pflegebedürftig werden und eine bestimmte Stufe erreichen.

Und die Länderpflegegesetze, so wie eben das Wiener Landespflegegesetz, das regelt eben das Pflegegeld für jene Personen, die keine Pensionsansprüche haben, also, das sind die Angehörigen beispielsweise von Pensionisten, aber natürlich auch für die im öffentlichen Dienst Tätigen und Personen, die aus der Sozialhilfe natürlich hier, die keine anderen Ansprüche haben. Die Pflegegeldgesetze sind alle fast gleich. Da gibt es nämlich aus dem Jahre 1992 oder 1991, glaube ich, eine Art. 15a-Vereinbarung, wo der Bund und die Länder vereinbart haben, diesen Bereich einheitlich zu regeln. Vor allem was die Beträge auch betrifft und die sonstigen wesentlichen Umstände und daher dieser Gleichklang dieser Gesetze.

Hier ist allerdings ein ganz kleiner Unterschied, nämlich, wird eine pflegebedürftige Person auf Kosten der Sozialhilfe in einem Heim stationär betreut, so ist nach dem Wiener Pflegegeldgesetz für die Dauer des stationären Aufenthaltes das Pflegegeld, soweit es einen Betrag von 10 Prozent der Stufe 3 übersteigt, auf Antrag dem Sozialhilfeträger zu überlassen. Und diese 10 Prozent verbleiben dem Heimbewohner, das sind € 41,35 als Taschengeld.

Nach dem Bundespflegegeldgesetz gehen für die Zeit der Pflege 80 Prozent des Pflegegeldes auf den Sozialhilfeträger über, aber nur 10 Prozent der Stufe 3, so wie in Wien, erhält der Pflegebedürftige als Taschengeld und die Differenz dazwischen behält sich der Bund. Wobei kaum ein Unterschied ist, weil in Wien geht das eben von einer Tasche in die andere und der Bund behält sich halt das Geld dann ein, diese Differenz, also, daher, wie es in Wien ist, sind es 90 Prozent, die eingehoben werden, kommen eben dann der Sozialhilfe zu Gute und sind eben nicht mehr dort, wo das Pflegegeld ausbezahlt wird.

Ganz kurz noch zur Verjährung, also zu den Bestimmungen, die die Verjährung von solchen Kostenersatzansprüchen betrifft. Ersatzansprüche gegen den Hilfsempfänger dürfen nicht mehr geltend gemacht werden, wenn seit Ablauf der Leistung, seit dem Ablauf des Kalenderjahres mehr als drei Jahre vergangen sind und gegen Erben und Dritte verjähren die nach 10 Jahren. Nicht verjähren oder diese Verjährungsfristen gelten nicht, wenn die Ersatzansprüche durch Pfand oder Hypothek gesichert sind, dann gelten natürlich die langen Fristen und ein Pfand kann eigentlich nie verjähren.

Und noch einmal kurz auf den Umstand soziale Rücksichtnahme bei der Geltendmachung der Ersatzansprüche. Bei der Geltendmachung gegenüber Unterhaltspflichtigen, hier kommt ja wohl nur der Ehegatte in Frage, ist auf die wirtschaftlichen Verhältnisse und die sonstigen Sorgepflichten zu achten. Bei der Verwertung eines durch Pfand oder Hypothek sichergestellten Vermögens ist auch auf die wirtschaftliche Existenz des Empfängers dieses Vermögens bzw. seiner Kinder, Ehegatten oder Eltern Rücksicht zu nehmen.

Ja, das war es im Wesentlichen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ich danke Ihnen, Herr Obersenatsrat.

Ich darf nur noch festhalten, Sie wären allenfalls bereit, haben Sie gesagt, über Wunsch zu verteilen Ihr Konzept, Kopien davon, wenn es verlangt wird.

Dr. Karl Graf: Ich habe aber ein Exemplar nur.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ich habe nur noch kurz eine Frage bezüglich der Höhe des Pflegeentgeltes. Wir haben ja bei den Heimbewohnern, bei den Pfleglingen Pflegegeldstufen. Und jetzt wird aber allen der gleiche Betrag verrechnet, nach dem. Ist nie daran gedacht worden, einen Unterschied zu machen, dass ein Pflegling, der in der Pflegegeldstufe 2 oder 3 ist, weniger belastet wird als der, der in der Pflegegeldstufe 7 ist. Das wirkt sich ja unter Umständen für die Ansprüche gegen die Erben aus. In der Praxis ist es wahrscheinlich gleichgültig für den Betreffenden, aber unter Umständen bei den Ersatzansprüchen wäre es ja von Bedeutung.

Dr. Karl Graf: Es ist so, die 10 Prozent, also, nach dem Wiener Pflegegeldgesetz, also die Stufen sind ja überall gleich. Ich weiß nicht, ob es Ihnen bekannt ist, ich kann es Ihnen sagen, die Stufe 1 sind € 145,-- und die Stufe 7 ist € 1.531,--. Man kann ja davon ausgehen, dass ins Pflegeheim nur Personen kommen, habe ich ja vorher schon erwähnt, die die Pflegestufe 3 haben, also ab der Pflegestufe 3. Daher hat sich auf der Pflege offensichtlich der Gesetzgeber hier gedacht, es sollen also dem Pflegling 10 Prozent der Pflegestufe 3 auf jeden Fall bleiben. Pflegestufe 3 sind eben diese € 413,50, also € 41,35. Und alles andere geht sozusagen in den Kostenersatz nach dem Wiener Pflegegeldgesetz, nach dem Bundespflegegeldgesetz gehen nur 80 Prozent, also, 10 Prozent sind wieder von der Pflegestufe 3 Taschengeld, 80 Prozent gehen in den Kostenersatz und die Differenz behält der Bund zurück. Also, das ist so.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ich habe diese Frage nur gestellt in Bezug auf die Gleichbehandlung der Pfleglinge, weil bei einem sind die Pflegekosten sicherlich höher, weit höher als wie beim anderen, der halt nur in der Stufe 4 ist, daher dieser Unterschied wird also nicht berücksichtigt.

Dr. Karl Graf: Nein, wird nicht berücksichtigt. Auch in den Pensionen natürlich nicht, da können ja auch unterschiedlichste Pensionshöhen sein.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Herr Dr. Serles, Sie haben eine Frage zu diesem Thema.

GR Dr. Wilfried Serles: Zwei Fragen zu zwei Themenkomplexen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ich will dann noch kurz etwas anderes.

Herr Obersenatsrat, es gab einen Wiener Pflegeheimplan vom Österreichischen Bundesinstitut für Gesundheitswesen. Haben Sie sich mit dem irgendwann einmal befasst und wurde der irgendwann einmal erörtert?

Dr. Karl Graf: Im Rahmen der rechtlichen Qualitäten und der Rechte habe ich mit diesem Plan nichts zu tun gehabt. Ich habe gehört, dass es so etwas gibt, aber ich war selber damit nicht befasst, wobei ich noch dazu sagen muss, ich selbst war eben Leiter der MA 15 und die MA 15, wie Sie ja wahrscheinlich aus den Zeugeneinvernahmen gehört haben, hat an sich mit dem Pflegeheimwesen bisher nie etwas zu tun gehabt unmittelbar, bis jetzt. Seit einem Jahr, da war ich aber schon in Pension, also im Sommer des vorigen Jahres, ist die Aufgabe, das Pflegeheimgesetz zu übernehmen, an die MA 15 übergegangen und seither macht es die MA 15, vorher war es Aufgabe der MA 47 und die Aufsicht macht eben, wie gesagt, auch die MA 47 und auch der KAV, haben wir mit den Pflegeheimen eigentlich nichts zu tun gehabt, wir haben nur die Aufsicht, die sanitäre Aufsicht nach dem Krankenanstaltengesetz über die Krankenanstalten gehabt.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Es gibt jetzt einen Gesetzesentwurf von Oktober 2003, mit dem das Wiener Heimgesetz erlassen wird und dieser Entwurf wurde auch, glaube ich, schon versandt zur Begutachtung. Haben Sie sich mit dem einmal auseinander gesetzt?

Dr. Karl Graf: Sicher, ja. Er ist noch nicht versandt, sondern er ist jetzt in der hausinternen sozusagen Bearbeitung durch den Verfassungsdienst, so wie es auch auf Bundesebene natürlich üblich ist, dass der Verfassungsdienst eingeschaltet wird, wenn ein Gesetz entworfen wird, und wird demnächst in die interne und externe Begutachtung gehen. Er ist noch nicht ausgesendet. Das ist einmal ein interner Entwurf, der noch nicht in der Begutachtung war. Wir haben ihn aber im fraktionellen Gespräch einmal vorbesprochen, im interfraktionellen Gespräch.

(Zwischenrufe: Mit allen Fraktionen?)

Mit allen Fraktionen, ja.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Gut, danke. – Bitte, Herr Dr. Serles.

GR Dr. Wilfried Serles: Herr Obersenatsrat! Mich hätte einmal die Geschichte mit den Prüfungszuständigkeiten interessiert. Ist es so, dass die MA 47 von der Geschäftsordnung her zur Überprüfung auch der städtischen Pflegeheime befugt gewesen wäre?

Dr. Karl Graf: Ja, das steht in der Geschäftseinteilung so drinnen.

GR Dr. Wilfried Serles: Wissen Sie, warum diese Prüfungszuständigkeit der MA 47 nicht genutzt wurde?

Dr. Karl Graf: Das weiß ich nicht. Ich weiß es nicht. Ich habe nur das, was ich so in der Diskussion gehört habe, dass es angeblich eine Weisung, eine politische gegeben hätte oder dass eben die städtischen Pflegeheime ohnedies, ich weiß nicht, von der Qualität her so ausgestattet sind, dass das nicht erforderlich ist, aber mehr habe ich mich mit der Frage nicht auseinander gesetzt und ich war auch nie einbezogen in irgendeine Überlegung diesbezüglich. Außer, das ich festgestellt habe, dass auf Grund dieser Geschäftseinteilung diese Zuständigkeit gegeben ist. Das ist ein Faktum.

GR Dr. Wilfried Serles: Wissen Sie, ob der KAV die städtischen Pflegeheime überprüft hat?

Dr. Karl Graf: Das weiß ich nicht, nein.

GR Dr. Wilfried Serles: Wäre der KAV …

Dr. Karl Graf: KAV meinen Sie?

GR Dr. Wilfried Serles: Ja, der Krankenanstaltenverbund.

Dr. Karl Graf: Es gibt den Dr. Kaff.

GR Dr. Wilfried Serles: Nein, nein, nein – KAV, wäre der KAV rechtlich befugt gewesen, die Wiener Pflegeheime, die in seiner Verwaltung liegenden Pflegeheime, zu überprüfen?

Dr. Karl Graf: Na ja, im Rahmen der internen Qualitätssicherung. Ich glaube, dass das sicher die Möglichkeit und eine Aufgabe jedes Betreibers ist, dass er im Rahmen der Qualitätssicherung hier auch, und ich bin auch immer ein Vertreter gewesen sowohl der externen, wir haben es ja auch ins Krankenanstaltengesetz hinein genommen, die Qualitätssicherung durch interne und externe Maßnahmen. Und die interne Maßnahme, eine Maßnahme der internen Qualitätssicherung ist eben auch die Überprüfung der Tätigkeit.

GR Dr. Wilfried Serles: Aber Sie können uns nicht darüber berichten, in welchem Ausmaß der KAV dieser Überprüfung nachgekommen ist?

Dr. Karl Graf: Ich war organisatorisch nie mit dem operativen Geschäft des KAV befasst.

GR Dr. Wilfried Serles: Könnte die Frage der Nichtwahrnehmung der Überprüfung der städtischen Pflegeheime durch die MA 47 irgendetwas zu tun haben mit der seinerzeitigen Ausgliederung der Pflegeheime oder mit der seinerzeitigen Ausgliederung des Krankenanstaltenverbundes?

Dr. Karl Graf: Das glaube ich nicht, weil das ist ja noch nicht so lange her, dass der Krankenanstaltenverbund ausgegliedert wurde und ich glaube nicht, dass das damit zu tun hat. Also, ich bin überzeugt davon, dass das damit nichts zu tun hat.

GR Dr. Wilfried Serles: Danke. Zweiter Themenkomplex. In den Pflegeheimen werden ja medizinische Leistungen erbracht. Jetzt habe ich gehört, es gibt für die Wiener Pflegeheime keine Bewilligung nach dem Krankenanstaltengesetz. Ist das richtig?

Dr. Karl Graf: Das ist richtig. Da hat es auch eine Anfrage gegeben von der Frau Gesundheitsministerin in dieser Angelegenheit und da vertreten wir die Rechtsmeinung, dass die Pflegeheime der Stadt Wien also keine Krankenanstalten sind, und zwar dies aus mehreren Gründen.

Einen Grund habe ich ja da auch drinnen und ich habe Ihnen das ja auch gesagt, in der Verordnung für Pflegeentgelte steht ja drinnen, dass die Leistungen, glaube ich, aus wie viel Prozent es waren, dass die medizinischen Leistungen 17, irgendwas Prozent sind. Das bedeutet, dass die medizinischen Leistungen nicht im Vordergrund stehen, während bei Krankenanstalten ist es so, dass die medizinische Versorgung im Vordergrund steht. Die Pflegeheimbewohner sind ja ganz unterschiedlich. Das heißt, gemeint ist, dass die Krankenanstalten in der Regel dahin gehen eben, dass jemand hineinkommt, gesund gemacht wird oder zumindest gesundheitlich gebessert wird und möglichst die Krankenanstalt wieder verlässt. Ist es ja bei dem Pflegeheim so, dass hier doch, natürlich ist auch das Bestreben da, dass man remobilisiert und die Menschen wieder nach Hause bringt, aber es ist an sich eine ganze andere Klientel und das ist ja dort auch eine sehr gemischte Klientel. Das heißt, Sie haben dort Personen, die eben ab der Pflegestufe 3 ins Pflegeheim kommen und Sie haben solche, die in viel höheren Stufen sind. Und vor einigen Jahren, also auch noch unter Stadtrat Rieder, hat man ja dann einen Teil der medizinischen Leistungen, die in den Pflegeheimen erbracht werden, ausgegliedert und hat sie in einem Ambulatorium, in einem selbstständigen Ambulatorium zusammengefasst, in dem diese Leistungen, also, auch jetzt im Rahmen einer Krankenanstalt, nicht, einer bettenführenden, für die Pflegeheime erbracht werden.

Und ein zweites Argument gibt es auch noch, nämlich die Frage dieser unterschiedlichen Klientel in den Pflegeheimen. Es kann ja nicht verboten sein, dass ein Pflegeheimbetreiber einen medizinischen Dienst anbietet, der etwas mehr ist als der, der von privaten Pflegeheimbetreibern angeboten wird. Und daraus schon abzuleiten, dass es ein Pflegeheim ist, also, eine Krankenanstalt ist, ist, glaube ich, nicht unbedingt zulässig.

GR Dr. Wilfried Serles: Das heißt, wenn ich Sie richtig verstanden habe, argumentieren Sie, dass sozusagen der Anteil der medizinischen Leistungen hier untergeordnet ist und daher keine Krankenanstalt im Sinne des Krankenanstaltengesetzes vorliegt?

Dr. Karl Graf: Ja.

GR Dr. Wilfried Serles: Das gilt natürlich für jeden Pflegeheimbetreiber in Wien, egal welcher Rechtsträger dahinter steht. Kann ich daraus schließen, dass auch private Pflegeheimbetreiber eine Bewilligung nach dem Krankenanstaltengesetz in Regelfall nicht brauchen?

Dr. Karl Graf: Brauchen ihn nicht, sicher nicht.

GR Mag. Wilfried Serles: Ist es richtig, dass mit einer Bewilligung nach dem Krankenanstaltengesetz der Ersatz der Sozialversicherungen für Pflegeleistungen ein höherer wäre?

Dr. Karl Graf: Das kommt darauf an. Wenn Sie diese Art. 15a-Vereinbarung über die Finanzierung der öffentlichen und so genannten Fonds-Krankenanstalten ansprechen, dann ist es so, dass in der derzeitigen Art. 15a-Vereinbarung nur die allgemeinen Krankenanstalten drinnen sind. Erstens einmal die öffentlichen Krankenanstalten und alle, die das Öffentlichkeitsrecht haben – das ist ein verliehenes Recht, wie ich vorhin schon erwähnt habe, ob sie jetzt Sonderkrankenanstalten oder allgemeine sind und die privaten allgemeinen Krankenanstalten.

Wenn Sie jetzt eine geriatrische Krankenanstalt machen, was man vielleicht machen könnte, wenn man die schwereren Fälle zusammenzieht in einem Haus und die medizinische Leistung dorthin stärker verlagert und das dann als ein geriatrisches Krankenhaus oder als Sonderkrankenanstalt für chronisch Kranke – diesen Typus gibt es auch – hinstellt, dann würden Sie dafür nach der derzeitigen Rechtslage, nach der derzeitigen Art. 15a-Vereinbarung keinen Groschen bekommen aus diesem Geld, außer es gelingt, sie in das Öffentlichkeitsrecht zu bringen, diese Krankenanstalt öffentlich zu machen. Wenn sie nur als geriatrische Sonderkrankenanstalt geführt wird, dann sind Sie in der Finanzierung dieses Systems nicht drinnen.

Man könnte eines natürlich versuchen – nur das ist sicherlich heute schwieriger als vorher, dass man mit der Krankenkasse verhandelt darüber, dass medizinische Leistungen in den Pflegeheimen auch stärker von der Krankenkasse zu erbringen sind. Das werden Sie global bei der heutigen Finanzlage wahrscheinlich ganz schwer zusammenbringen. Vor allem, wenn es so viele Jahrzehnte ganz anders gelaufen ist.

GR Mag. Wilfried Serles: Das heißt, mehr Geld für Heilbehelfe gibt es nur dann, wenn man eine Krankenanstalt mit Öffentlichkeitsrecht in dem Bereich ...?

Dr. Karl Graf: Eine Krankenanstalt mit Öffentlichkeitsrecht. Ich erinnere mich an den PSD, wie es darum gegangen ist, vor Jahren, mit der Krankenkasse. Der PSD erbringt nicht nur medizinische Leistungen, sondern auch soziale Leistungen und die kann man so schwer auseinander nehmen. Was ist medizinisch, was nicht? Es nach langen Verhandlungen, aber noch zu besseren Finanzzeiten als jetzt, gelungen, für den PSD einen Pauschalbetrag zu bekommen, womit pauschal die medizinischen Leistungen, die der PSD überall erbringt, abzugelten sind. Es ist natürlich noch immer lange nicht das, was sie tatsächlich wahrscheinlich kosten, aber es ist immerhin etwas gewesen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke, Herr Dr. Serles.

Ich glaube, hier war noch eine Frage, bitte.

GR Kurt Wagner: Drei Fragen hätte ich. Herr OSR Graf! Ich habe Sie richtig verstanden, dass wir hier, was Kinder anbelangt, in keinem Fall regressieren. Bedeutet das auch, wenn zum Beispiel Ihrer Stelle in der Vergangenheit bekannt wurde, dass kurz bevor eine Einweisung oder eine Einweisung in ein städtisches Pflegeheim vorgenommen wurde, da zum Beispiel eine Eigentumswohnung verkauft wurde, übertragen wurde, was auch immer, selbst wenn uns das bekannt ist, dass wir hier da keinerlei Regressansprüche diesbezüglich tätigen? Das wäre meine erste Frage.

Gibt es ein anderes Bundesland außer Wien, dass da tatsächlich das so locker handhabt, in Zeiten, wo die, gerade die Finanzsituation so ist, wie sie ist.  

Die zweite Frage. Wir haben in der Praxis jetzt auch immer mehr Personen in den Geriatrischen Zentren, die eine Zeit dort verbringen, dann wieder Gott sei Dank in die eigene Wohnung zurückkehren. 

Gibt es irgendwann, und vor allem ist das meistens bei solchen Klientinnen und Klienten interessant, deren Kostenersatz ein nicht sehr hoher ist, der hier beigetragen werden kann, einen Zeitpunkt, wo dann mit den Angehörigen Kontakt aufgenommen wird, um die eigene Wohnung aufzugeben. Weil das auch eine Frage der Kosten ist, die bis zu dem Zeitpunkt anfallen.

Meine dritte Frage, was ich gerne gewusst hätte. Jetzt verbleibt den Klientinnen und Klienten ein Taschengeld. Das ist nicht atemberaubend, aber doch etwas. 

Jetzt kann ich mir vorstellen, dass gerade bei Patientinnen und Patienten, bei Klientinnen und Klienten, die schon sehr, sehr lange einer sehr intensiven Pflege bedürfen, dass die das Taschengeld „nicht mehr brauchen“, dass es auch nicht verwendet wird. Was geschieht in so einem Fall, wenn dann die betroffene Klientin oder der betroffene Klient verstirbt? Bekommen das dann die Angehörigen? Oder wird das im Prinzip der Sozialhilfe zugerechnet, das wäre im Prinzip, wenn man das den Angehörigen noch dazu geben würde, würde ich meinen, eine nicht sehr zielführende Vorgangsweise.

Dr. Karl Graf: Zum letzten Punkt gleich: Angespartes Taschengeld ist Vermögen und Vermögen ist heranzuziehen. Das ist eindeutig. 

GR Kurt Wagner: Kann verwendet werden.

Dr. Karl Graf: Ja, kann verwendet werden.

Wobei ich noch dazu sagen möchte, dass habe ich jetzt übersehen - auch der 13. und 14. Pensionsbezug bleibt auch als Taschengeld, zur Gänze. Nicht nur diese 20 Prozent der anderen 12 Pensionsauszahlungen, sondern das 13. und 14. bleibt voll.

GR Kurt Wagner: Das gibt es in den anderen Bundesländern auch oder nicht?

Dr. Karl Graf: Das ist im ASVG, das steht in den Sozialversicherungsgesetzen. Diese Bestimmung gilt allgemein, ganz österreichweit.

Die eigene Wohnung aufgeben: Da ich selbst in der MA 47 oder früher in der MA 12 nie gearbeitet habe, weiß ich nicht, in welcher Form diese Praxis mit der Wohnungsaufgabe abläuft. Aber sicherlich wird es hier Fristen geben und das wird sicher mit allen Beteiligten geklärt, ob hier eine Wohnungsaufgabe erfolgen soll oder nicht. Ein Sachwalter kann das nicht selbstständig so hinten herum machen, das geht nicht. Das heißt, es müsste sicherlich mit dem Betroffenen abgesprochen werden, ob er diese Rückkehrmöglichkeit sich offen hält oder ob er das aufgeben will.

Zum Regress muss ich dazu sagen, da gilt die Anfechtungsordnung. Eine Regelung, die die Möglichkeit beinhaltet - ich weiß jetzt nicht alle Regelungen im Detail - aber nach der Anfechtungsordnung können Sie sozusagen Rechtsgeschäfte anfechten, wo Gläubiger geschädigt werden. Jetzt sehr global gesprochen. Mit gewissen Fristen, wenn innerhalb einer gewissen Zeit - so wie Sie gesagt haben, binnen ein, zwei Monaten, bevor jemand ins Pflegeheim kommt - das übertragen wird, dann könnte man natürlich das allenfalls anfechten.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Frau Dr. Pilz, Sie wollten noch zu Wort kommen.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Herr Dr. Graf! Sie haben uns mitgeteilt, dass per Bescheid die Leistung der Sozialhilfe zuerkannt wird. Das ist mir natürlich einleuchtend, dass die Sozialhilfe nicht aus Lust und Tollerei ausgezahlt wird. Gleichwohl ist damit nicht der gesamte Status der Bewohnerin, des Bewohners nicht zur Gänze geregelt. Weil ein Bescheid ist trotz allem ein hoheitlicher Akt. Da kann man zwar berufen, aber es sozusagen kein partnerschaftliches Rechtsverhältnis.

Die Frage ist: Wir haben kein Pflegeheimgesetz - das wissen wir hier alle - aber es gibt diese Konsumentenseite für die Bewohner und die Bewohnerinnen. Es gibt Versuche auf Bundesebene, hier nicht nur ein Heimaufenthaltsgesetz, das die Frage der freiheitsbeschränkenden Maßnahmen regeln soll, sondern ein Heimvertragsgesetz zu Wege zu bringen, das irgendeine Art von Konsumentenstatus auch festschreibt, wo klar ist, das biete ich als privates, als öffentliches Heim und da gibt es einklagbare Rechte und gibt es Dinge, die da zu erwarten sind und andere nicht. Und man kann sich anschauen, im Bestfall, will ich in ein Pflegeheim, das mehr diese oder jene Ausrichtung hat, auch unter dem Rahmen der Finanzierung. Aber doch das man auch sagt, ich habe Anspruch auf etwas. Würde so ein Heimvertragsgesetz, das jetzt unabhängig ist vom Pflegeheimgesetz, in Wien Sinn machen? Und wieso gibt es das nicht? 

Die letzte Frage zu diesem Komplex. Es hat zwar Unklarheiten gegeben, auch in unserem Gesundheitsausschuss oder in der Geriatriekommission, auf Basis welcher Rechtsgrundlage die Heime überhaupt betrieben sind. Da war dann so das Wort Beherbergungsgesetz, das es nicht gibt, ist dann im Umlauf gewesen. Die Sozialhilfe ist das eine, aber wenn ich ein Heim errichte als Träger, bin ich jetzt ein öffentliches oder ein privates? Das Krankenanstaltengesetz ist es nicht, wie wir wissen. Eine Gaststätte ist es auch nicht. Jeder Würstelstand braucht eine gesetzliche Grundlage. Was ist die für ein großes Haus?

Dr. Karl Graf: Zum Letzten gleich. Das Sozialhilfegesetz enthält die Bestimmung, zum Betrieb eines Pflegeheimes braucht man keine richtige Betriebsbewilligung, natürlich Baubewilligung und so weiter, aber keine nach dem Sozialhilfegesetz. Die Aufnahme des Betriebes ist vier Wochen vor Inbetriebnahme anzuzeigen. An sich sagt die Regel, der § 23 Abs. 2 des Wiener Sozialhilfegesetzes ...

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das ist alles?

Dr. Karl Graf:  Das ist alles.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Für große Buden – entschuldigen Sie – für 500 Menschen dort?

Dr. Karl Graf:  Das Wiener Sozialhilfegesetz stammt aus dem Jahre 1973, das ist an sich ein sehr spätes Gesetz. Es ist natürlich nicht mehr ganz taufrisch, aber im Verhältnis zu den bestehenden Einrichtungen sicher noch sehr jung. Wenn ich mich richtig erinnere, haben wir auch im Wiener Heimgesetz diese Anzeigepflicht, haben wir auch diese Regelung drinnen. Die gilt für alle diese Einrichtungen und dasselbe gilt auch für die Wohnheime. Da haben Sie dasselbe.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Die Regelung des Konsumentenstatus.

Dr. Karl Graf: Das können wir nicht, weil Vertragsrecht ist Zivilrecht und Zivilrecht ist Bundesangelegenheit. Es gibt zwar im Art. 15, ich glaube Abs. 9 des Bundesverfassungsgesetzes, eine Gesetzesbestimmung, die besagt: Wenn ein Landesgesetzgeber eine zivilrechtliche Regel mitmachen muss, damit das Ganze einen Sinn ergibt, dann darf er das. Aber diese Regel wird vom Verfassungsgerichtshof so eng ausgelegt, dass es fast nicht möglich ist. 

Wir haben es beim Vorgespräch über das Heimgesetz besprochen. In Vorarlberg hat man beispielsweise ins Gesetz zivilrechtliche Bestimmungen über die Einschränkung im Heim drinnen aufgenommen.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das geht nicht, das weiß man.

Dr. Karl Graf: Mit dieser Argumentation, die ich soeben gemacht habe. Weil man hat gesagt, das gehört dringend zusammen und das muss man gemeinsam machen. Der Verfassungsgerichtshof hat es aufgehoben.

Genauso, wie wir keine Patientenrechte festlegen können, sondern Patientenrechte sind Persönlichkeitsrechte, Vertragsrechte, Schadenersatzrechte, wenn Sie das vom Krankenanstaltenrecht her sehen. Daher haben wir damals - wie es im Bundesgesetz das so formuliert noch nicht gegeben hat - gesagt: Der Rechtsträger hat dafür Vorsorge zu tragen, dass folgende Patientenrechte eingehalten werden. Die haben wir nicht erfunden, sondern wir haben sie nur aufgezählt. 

GRin Dr. Sigrid Pilz: Das hat meine totale Billigung, dass es zwischen Purkersdorf und Hietzing nicht unterschiedliche Patienten- und Patientinnen- und Bewohner- und Bewohnerinnenrechte geben soll. Darüber brauchen wir nicht streiten. Die Notwendigkeit, hier auch auf Konsumentenschutzebene etwas zu machen, die sehen Sie?

Dr. Karl Graf: Wir haben auch dazu im Heimgesetz, wenn Sie sich erinnern, eine Bestimmung drinnen, wo wir ähnlich formulieren, dass die Heimverträge, die wir nicht vorschreiben können, aber die zu machen sind, als Ordnungsvorschrift das und das enthalten sollen. Das steht schon drinnen.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Meine letzte Frage bezieht sich auf diese Kassenleistungen und diese schreckliche Situation der Asylierung. Das muss man sich vorstellen, da liegt man im Spital und ist dann eigentlich nicht mehr ein Patient und noch kein Bewohner eines Pflegeheimes, irgendwo in einem Niemandsland und hoffentlich nicht vergessen.

Der Punkt ist schon, dass, wenn man das Geriatriezentrum Am Wienerwald anschaut, das sehr stolz ist auf sein umfassendes medizinisches Betreuungsangebot und auch die Logistik des Hauses ist von Abteilungen über Stationen und Primariate absolut analog einer Spitalsorganisation, das ist das eine, da ist das nicht durchgehalten. Ein Haus, wo Menschen wohnen, schaut anders aus und da gibt es auch ein anderes Verhältnis zu allfälligen Betreuern. Das ist das eine.

Das Zweite ist: Die Kosten, die dort anfallen für medizinische Leistung und da kann man darüber streiten, ob jeder, der dort wohnt, die alle braucht, ob man nicht in manchen Bereichen nicht sogar herunterfahren könnte oder stärker differenzieren nach tatsächlichem Bedarf und vielleicht auch wieder Sozialarbeiter einstellen, die man jetzt abgebaut hat. Aber das ist sozusagen auch eine Wertigkeitsfrage. Trotzdem, die faktischen Kosten für die Medizin gehen weit über die 17,37 EUR pro Tag hinaus. Da wird sehr viel an medizinischer Leistung angeboten. Das ist schlicht der Abgang der öffentlichen Hand in Wien, der das auch bedeckt.

Ich frage das aus zwei Gründen. Das eine ist, es würde doch Sinn machen, gerade dort, wo in den obersten Pflegestufen multimorbide Bewohner und Bewohnerinnen, also dann Patienten und Patientinnen, da sind, die, die nichts anderes brauchen wie ein Krankenhaus. Weil sie am Ende ihrer Tage - wenn wir zu Hause gepflegt würden von unseren Angehörigen und dann sind wir heftig krank, kommen wir auch nicht ins Pflegeheim, sondern vielleicht zum Beispiel einmal auf die Akutgeriatrie in ein Spital auf eine Interne Station. 

Warum das nicht egal ist, ist, weil, wenn unsereiner krank ist, dann hat man sein Einkommen. Wenn jemand, der in einem Pflegeheim wohnt, sehr krank ist, dann ist die Pension sowieso weg bis auf dieses kleine Taschengeld. Das ist eigentlich nicht einzusehen, dass hier Kranke unterschiedlich behandelt werden.

Würden Sie da nicht als Experte sagen, dass ein Sonderkrankenhaus eher Sinn machen würde, das auch tatsächlich die Krankenkasse wieder zur Kasse bittet?

Das war jetzt die Frage: Würden Sie nicht meinen, dass es Sinn macht, Frau Kollegin Ramskogler, das war jetzt gerade die Frage.

Dr. Karl Graf: Als Möglichkeit sehe ich das durchaus, absolut. Man könnte es auf mehrere Formen lösen, in dem man einerseits entweder in jedem oder in jedem größeren Pflegeheim der Stadt Wien ein selbständiges Ambulatorium macht, wo diese Leistungen, die notwendig sind, alle als ambulante Leistungen angeboten werden. Oder man konzentriert eben die medizinisch schwereren Fälle in einem Haus und verstärkt dort auch die medizinischen Leistungen. Das wäre durchaus möglich.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Letzte Frage, damit Ihre Geduld nicht so sehr auf die Folter gespannt ist. Hätte ein Pflegeheimgesetz, das vielleicht vor 10 Jahren erlassen worden wäre, diese Missstände verhindert?

Dr. Karl Graf: Die Frage kann ich nicht beantworten, das kann ich nicht einschätzen. Wobei ich dazu sagen muss, da ich selbst nie in der Überprüfung von Pflegeheimen tätig war und auch von meinem Berufsbild her vielleicht auch nicht in der Lage wäre dazu. Ich habe zwar versucht, mich heute in viele Dinge, die die Frau Ehmsen vor mir hier gebracht hat, hineinzuversetzen, aber es fehlt die fachliche Kapazität, um das bewerten zu können.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Danke. Das war, wie Sie sagten, die letzte Frage. Ich glaube, es ist auch sonst keine Wortmeldung? Doch noch! Bitte.

GR Jürgen Wutzlhofer: Herr Vorsitzender! Herr Obersenatsrat! Ich komme nicht so aus dem gesundheitspolitischen Bereich und habe daher eine Verständnis- und eine Konkretisierungsfrage an Sie. Sie haben vorher erwähnt, dass im Asylierungsfall das Wiener Krankenanstaltengesetz vorsieht, dass bis zu dem Zeitpunkt, wo ein Pflegeplatz gefunden werden kann, die Leute hinaus müssen aus dem Krankenhaus. Jetzt würde mich interessieren, wie das denn so in anderen Bundesländern ist, die Situation, wenn das ASVG bzw. die anderen Sozialversicherungsgesetze keine Leistungen mehr vorsehen und was dann mit pflegebedürftigen Leuten in den Krankenhäusern passiert.

Dr. Karl Graf: Das kann ich Ihnen leider nicht beantworten. Das weiß ich nicht.

GR Jürgen Wutzlhofer: Sie wissen nicht, ob es analoge Regelungen gibt oder andere?

Dr. Karl Graf: Die gibt es sicher nicht. Das war eine Erfindung von uns, es ist nicht im Bundesgrundsatzgesetz vorgegeben. Ich weiß nicht, ob es irgendwer nachgemacht hat von den anderen Bundesländern. Aber bevor wir es nicht gemacht vor einigen Jahren, vor vier oder fünf Jahren, hat es das sicher nirgends gegeben.

GR Jürgen Wutzlhofer: Wenn man die Rechtsgrundlage nicht hat, dann müsste man sie hinauswerfen.

Dr. Karl Graf: Man müsste sie eigentlich hinausgeben, aber ist natürlich auch unmenschlich.

GR Jürgen Wutzlhofer: Die zweite Frage war eine Bitte nach Konkretisierung. Da haben wir gehört, dass dieses Pflegeheimgesetz entsteht oder in Vorbereitung ist. Hie und da sind nur Einzelheiten davon gefallen. Könnten Sie so nett sein, wenn das möglich ist in der kurzen Zeit, vielleicht die wesentlichen Punkte oder was das verändern würde, schildern.

Dr. Karl Graf: Es gibt, wie in allen neueren Gesetzen, zunächst einmal die verschiedenen Definitionen, was hier gemeint ist. Es gilt dieses Heimgesetz, das heißt nicht Pflegeheimgesetz, sondern wieder Heimgesetz. Es sind auch natürlich die Wohnheime drinnen erfasst. Es sind überhaupt alle Einrichtungen, die mehr als drei Personen betreuen, damit erfasst. Es ist eben auch der Bereich der Patientenrechte drinnen, also der Heimbewohnerrechte, denn Patienten sind sie nicht. 

Es sind in erster Linie Ordnungsvorschriften. Es ist drinnen, dass auch ein Heimvertrag abzuschließen ist. Wobei nicht der Inhalt drinnen bestimmt ist, aber die Ordnungsvorschrift, dass er abzuschließen ist, mit ein paar Angaben.

Sie haben drinnen den Heimverantwortlichen. Sie haben drinnen Bestimmungen über das Personal, über die Leitungen, es gibt auch einen technischen Sicherheitsbeauftragten und Hygieneverantwortlichen drinnen. Und natürlich auch Heimbewohnerrechte, ich weiß nicht, wie genau die Termini sind, aber es sind gewählte Vertreter der Patienten drinnen. Das wäre es im Wesentlichen.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Herr GR Lindenmayr, wollen Sie noch eine Frage stellen? Aber bitte die letzte und das möglichst kurz.

GR Siegi Lindenmayer: Die letzte Frage. Ich komme auch nicht aus dem Gesundheitsbereich und daher auch eine Verständnisfrage. Gibt es in allen Bundesländern so ein Heimgesetz? Beziehungsweise gibt es ein Bundesheimgesetz und das Wiener ist davon abgeleitet? Oder wo sind da die Unterschiede?

Dr. Karl Graf: Ganz kurz nur: Verfassungsfrage. Es gibt an sich das Armenwesen, so heißt es in der Verfassung. Ist an sich eine Grundsatzmaterie, wo der Bund Grundsatzgesetze erlassen könnte und die Länder Ausführungsgesetze. Man hat sich nie, nachdem sich die Sozialhilfe so weiterentwickelt hat, dass das nicht mehr Armenwesen - als Armenwesen war es früher verstanden, dass man nicht verhungert, das war es faktisch. Daher gibt es keine bundesverfassungsrechtlichen Bestimmungen momentan, die diese Grundsatzgesetzgebung des Bundes regeln würden. Daher ist jedes Land berechtigt, Landessozialhilfegesetze zu erlassen und natürlich auch Pflegeheimgesetze. Es gibt jetzt bereits, soweit ich informiert bin, in allen und ich glaube, in zwei Bundesländern gibt es ein erweitertes Sozialhilfegesetz oder es sind drei Bundesländer und in den anderen Bundesländern gibt es schon Pflegeheimgesetze unterschiedlichster Provenienz. Die einen sind etwas detailliert, der andere ist weniger detailliert. Und natürlich auch noch nicht überall, aber durchaus auch Verordnungen, wo die Dinge noch weiter konkretisiert sind.

Vorsitzender Hofrat Dr. Karlhans Körber: Ich danke, Herr Obersenatsrat, für Ihre Ausführungen und dass Sie erschienen sind. Ich glaube, dass damit diese rechtlichen Fragen so weit behandelt wurden, wie es Sie interessiert hat.

Wir haben als nächste Sitzung den 30. Oktober 2003 vor. Es wurde seitens der sozialistischen Fraktion geäußert, es soll möglichst nur von 10.00 bis 14 Uhr dauern. Sind da andere Wünsche? Dann kann ich das als einen einhelligen Wunsch feststellen. Ich sage nur, dass wir dann noch nachher kurz die Reihenfolge intern besprechen werden. Ich darf heute die offizielle Sitzung um 16.30 Uhr schließen. Ich danke für Ihr Erscheinen.

(Schluss um 16.30 Uhr.)
